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Geschaftsbereich der Bundeskanzlerin und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter Welche Mafnahmen (beispielsweise Machbar-
Erhard Grundl keitsstudien, Projekte/Programme usw.) mit dem
(BUNDNIS 90/ Ziel die Kulturproduktionen in Deutschland nach-

DIE GRUNEN) haltig zu gestalten, plant die Bundesregierung
oder werden bereits von ihr durchgefiihrt (bitte
die MafBnahmen auffithren und detailliert be-
schreiben; sofern die Einzelangaben von 28 {iber-
schritten werden, bitte die letzten 14 angeben)?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien, Staatssekretiarin Monika Griitters
vom 6. September 2019

Im Koalitionsvertrag vom Mérz 2018 haben sich CDU, CSU und SPD
zur ambitionierten Umsetzung der VN-Agenda 2030 mit ihren 17 globa-
len Nachhaltigkeitszielen und zur Forderung einer nachhaltigen Ent-
wicklung als Mafistab des Regierungshandelns bekannt.

Nachhaltigkeit ist ein Leitprinzip der Arbeit der Bundesregierung, das
bei allen Aufgaben Beriicksichtigung findet und damit auch bei Mal-
nahmen, mit denen die Kulturproduktion geférdert wird. Daher kann nur
eine exemplarische Nennung von Mafinahmen erfolgen, die beispielhaft
fiir das Engagement der Bundesregierung fiir mehr Nachhaltigkeit in der
Kulturproduktion stehen:

— Zwei grofle bundesfinanzierte Einrichtungen im Zustdndigkeitsbe-
reich der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien
(BKM), die Kulturstiftung des Bundes und die Kulturveranstaltungen
des Bundes in Berlin sind EMAS-zertifiziert (EMAS — EcoManage-
ment and Audit Scheme). Detaillierte Angaben sind zu finden unter:
www . kulturstiftung-des-bundes.de/de/stiftung/umweltpolitik.html;
https://kbb.eu/de/ueber uns/umweltmanagement/umweltmanage
ment_nach emas.php. Die Zertifizierung weiterer geférderter Ein-
richtungen wird angestrebt.

Fiir einzelne Kultursparten ist vor allem der Filmbereich zu nennen.

— Die BKM fordert die ressourcenschonende Filmproduktion. Beim
Deutschen Filmforderfonds (DFFF) werden Mallnahmen der Herstel-
ler zur Verbesserung der 6kologischen Produktionsbilanz im Rahmen
des kulturellen Eigenschaftstests beriicksichtigt. Zudem werden so-
wohl beim Deutschen Filmforderfonds und German Motion Picture
Fund (GMPF) als auch bei den Forderungen nach dem Filmforde-
rungsgesetz (FFG) die Kosten fiir einen 6kologischen Berater als zu-
wendungsfihige Herstellungs-kosten anerkannt und insofern anteilig
bezuschusst. Gleiches gilt auch fiir die im Rahmen der kulturellen
Filmforderung der BKM unterstiitzten Filmvorhaben. Das Filmforde-
rungsgesetz verpflichtet tiberdies die Filmforderungsanstalt (FFA) zur
Beriicksichtigung 6kologischer Belange bei der Erfiillung ihrer Auf-
gaben. Beim Deutschen Filmpreis wird auf ein nachhaltiges Veran-
staltungsmanagement gesetzt. Weiterfithrende Informationen sind zu
finden unter: www.dfff-ffa.de/richtlinien.html; www.ffa.de/
ffg-2017.html; www.bundesregierung.de/resource/blob/


https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/stiftung/umweltpolitik.html
https://kbb.eu/de/ueber_uns/umweltmanagement/umweltmanagement_nach_emas.php.
http://www.dfff-ffa.de/richtlinien.html
https://www.ffa.de/ffg-2017.html
http://www.bundesregierung.de/resource/blob/973862/459166/9b7fcd472b2abd4ada245b8b78ed08df/2017-08-11-richtlinier-kulturelle-filmforderung-data.pdf?download=1
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973862/459166/9b7fcd472b2abd4ada245b8b78ed08df/2017-08-11-
richtlinier-kulturelle-filmforderung-data.pdf?download=1; www.deut
scher-filmpreis.de/meldungen/deutscher-filmpreis-goes-green-auf-
dem-weg-zum-nachhaltigen-veranstaltungskonzept/

Als weiteren Impuls fiir eine stirkere Beriicksichtigung 6kologischer
Ziele bei der Film-produktion haben die BKM und das Bundesum-
weltministerium anldsslich der Berlinale im Februar 2019 zur Diskus-
sionsveranstaltung ,,Griines Drehen — Nachhaltigkeit und Filmpro-
duktion zusammenbringen® eingeladen. In der Diskussion mit Exper-
tinnen und Experten aus der Filmbranche sowie Politik und Filmfor-
derung wurden erfolgreiche Ansdtze der nachhaltigen Medienproduk-
tion beleuchtet sowie Voraussetzungen und Anreize fiir das nachhalti-
ges Drehen diskutiert.

Die BKM plant derzeit den Aufbau einer Zertifizierungsstelle fiir
nachhaltige Filmproduktionen und steht dazu insbesondere im Aus-
tausch mit der Filmforderungsanstalt (FFA), Landerforderern und der
Filmbranche. Ziel ist die Entwicklung eines wissenschaftlich fundier-
ten Qualitétssiegels fiir nachhaltige Filmproduktionen. Dieses Quali-
titssiegel soll in einem néchsten Schritt in der Filmforderung inzenti-
viert werden. Durch die Verzahnung des Qualititssiegels fiir nachhal-
tige Filmproduktionen mit den Film-forderungsregularien kdnnten
bundesweit spiirbare Anreize und Impulse fiir nachhaltige Filmpro-
duktion in Deutschland sichergestellt werden.

Zudem priift das Umweltbundesamt im Auftrag der Jury Umweltzei-
chen die Erarbeitung von Vergabekriterien fiir einen Blauen Engel fiir
nachhaltige Filmproduktionen. Im Zusammenspiel mit weiteren Initi-
ativen der nachhaltigen Filmforderung, konnte das Umweltzeichen
die bestehende Dynamik beim griinen Drehen befordern.

Mit dem Projekt ,,Griines Kino* fordert das Bundesumweltministeri-
um Nachhaltigkeit und Klimaschutz beim Kinobetrieb. Ziel des Pro-
jekts ist es, den Energie- und Ressourcenverbrauch der Kinos zu opti-
mieren und ihre Okobilanz durch Reduzierung von Treibhausgase-
missionen zu verbessern. Gemeinsam mit den beteiligten Referenzki-
nos, themenbezogenen Initiativen aus der Kinowirtschaft sowie
Nachhaltigkeits- und Umweltexperten werden Handlungsempfehlun-
gen und ein Praxisleitfaden fiir die Kino-branche entwickelt.

— Das Bundesumweltministerium hat gemeinsam mit dem Umweltbun-
desamt einen Leitfaden fiir die nachhaltige Organisation von Veran-
staltungen, also auch Kulturveranstaltungen, herausgegeben. Das
Spektrum der zu beriicksichtigenden Handlungsfelder reicht von der
notwendigen Reisetétigkeit (mit ihrem Einfluss auf das Klima), iiber
den Verbrauch von Energie, Wasser, Papier etc. bis hin zu Uberlegun-
gen flir eine Minimierung des Abfallautkommens. Auch ist die um-
weltfreundliche Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen ein
wesentlicher Aspekt von Nachhaltigkeit. Weiterfithrende Informatio-
nen sind zu finden unter: www.umweltbundesamt.de/publikationen/
ratgeber-leitfaden-fuer-die-nachhaltige%20

— Seit Beginn ihrer Amtszeit engagiert sich Staatsministerin Prof. Mo-
nika Griitters fiir Verbesserungen im Sinne der Gleichberechtigung
der Geschlechter in Kultur und Medien. Als Ergebnis des Runden Ti-
sches ,,Frauen in Kultur und Medien* wurde 2017 ein Projektbiiro
beim Deutschen Kulturrat gegriindet, das unter anderem ein Mento-
ring-Programm fiir Frauen, die Fiithrungspositionen in Kultur und


http://www.bundesregierung.de/resource/blob/973862/459166/9b7fcd472b2abd4ada245b8b78ed08df/2017-08-11-richtlinier-kulturelle-filmforderung-data.pdf?download=1
https://www.deutscher-filmpreis.de/meldungen/deutscher-filmpreis-goes-green-auf-dem-weg-zum-nachhaltigen-veranstaltungskonzept/
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/ratgeber-leitfaden-fuer-die-nachhaltige
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Medien anstreben, durchfiihrt. Dies trigt ebenfalls zu mehr Nachhal-
tigkeit in der Kulturproduktion bei.

Mehr Informationen sind zu finden unter: www.kulturrat.de/thema/
frauen-in-kultur-medien/projektbuero/

2. Abgeordneter An welchem Stand der Verhandlungen {iber For-
Erhard Grundl derungen nach Ausgleichsleistungen fiir das Haus
(BUNDNIS 90/ Hohenzollern bzw. den Umgang mit Leihgaben

DIE GRUNEN) von Kunst- und Sammlungsgegenstinden der Ho-
henzollern plant die Bundesregierung ,,angesichts
der Bedeutung dieser Angelegenheit die Parla-
mente des Bundes und der beiden Léander (Berlin
und Brandenburg) einzubeziehen®, wie es in der
Antwort der Bundesregierung auf meine Schriftli-
chen Fragen 4 und 5 auf Bundesdrucksache
19/12437 heiit, und welche gesetzliche Regelung
strebt die Bundesregierung im Sinne einer ,,dauer-
haften Gesamtlosung fiir die verschiedenen
Kunst- und Sammlungsgegensténde* an?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien, Staatssekretirin Monika Griitters
vom 12. September 2019

Eine Einbeziehung des Deutschen Bundestages plant die Bundesregie-
rung, wenn ein Verhandlungsstand erreicht ist, der es nahelegt, dass eine
Einigung iiber eine mogliche Gesamtlosung erzielt werden kann. Eine
mogliche Gesamtlosung wird in der Form eines rechtsverbindlichen Ver-
gleichs angestrebt, nicht im Rahmen einer gesetzlichen Regelung.

3. Abgeordneter Strebt die Bundesregierung angesichts der Tatsa-
Erhard Grundl che, dass das Hausarchiv der Hohenzollern, wel-
(BUNDNIS 90/ ches u. a. ,,Gegenstand der Gespriche ist* wie es
DIE GRUNEN) in ihrer Antwort auf meine Schriftlichen Fragen 4

und 6 auf Bundesdrucksache 19/12437 heif3t, bis-
lang nicht fiir die Forschung offensteht, die Off-
nung des Archivs als Grundlage fiir die Einschit-
zung der Anspruchsberechtigung nach dem Aus-
gleichsleistungsgesetz im Sinne der angestrebten
»Gesamtlosung™ an, und welche Historikerinnen
oder Expertengremien (bitte einzeln benennen)
zog bzw. zieht die Bundesregierung im Verhand-
lungsverlauf zur Rate?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien, Staatssekretirin Monika Griitters
vom 12. September 2019

Fiir die Anspruchsberechtigung des Hauses Hohenzollern nach dem
Ausgleichsleistungsgesetz sind die Regelungen des in Rede stehenden
Gesetzes maligeblich. Die Offnung des Archivs fiir die Forschung halt


http://www.kulturrat.de/thema/frauen-in-kultur-medien/projektbuero/
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die Bundesregierung fiir wiinschenswert, sie ist aber fiir die Einschit-
zung der Anspruchsberechtigung ohne Bedeutung. Da es sich bei der
Frage der Anspruchsberechtigung um eine Rechtsfrage handelt, hat die
Bundesregierung bislang auch keine Historikerinnen oder Historiker zu
Rate gezogen.

4. Abgeordneter Welche mittelstdndischen Unternehmer begleiten
Bernd Reuther die Bundeskanzlerin auf ihrer Reise in die Volks-
(FDP) republik China vom 5. bis 7. September 2019,

und warum besichtigt die Bundeskanzlerin die
Unternechmen  ZF-Powertrain  und  Webasto
(www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/bun
deskanzlerin-merkel-reist-in-die-volksrepublik-
china-1665712)?

Antwort des Koordinators fiir die Bund-Léinder-Beziehungen
Staatsminister Dr. Henrik Hoppenstedt
vom 11. September 2019

Bei Zugrundelegung der KMU-Definition des IfM Bonn (Jahresumsatz
< 50 Millionen EUR und Beschéftigtenzahl < 500 Mitarbeiter) wie bei
vergleichbaren parlamentarischen Anfragen (z. B. Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion zu Treffen von Vertretern mittelstdndischer Unternehmen
bei Delegationsreisen der Bundesregierung, Bundestagsdrucksache
19/7804) haben die Bundekanzlerin auf ihrer Reise in die Volksrepublik
China vom 5. bis 7. September 2019 folgende mittelstdndische Unter-
nehmen begleitet: Konux GmbH, Labotect Labor-Technik Gottingen
GmbH und RoA RONGEN ARCHITEKTEN PartG mbB.

Die von der Bundeskanzlerin auf ihrer Reise in die Volksrepublik China
vom 5. bis 7. September 2019 besuchten Standorte der Unternehmen
ZF-Friedrichshafen in Peking und Webasto in Wuhan stehen exempla-
risch fiir deutsche Investitionen in China und damit zugleich fiir die in-
ternationale Verflechtung von Wertschdpfungsketten.

5. Abgeordnete Aus welchen Griinden hierarchisiert die Bundes-
Tabea Rofiner regierung Kunstformen (Spielfilm vor Kurzfilm)
(BUNDNIS 90/ wie durch verschiedene Forderungsformen er-

DIE GRUNEN) sichtlich (beispielsweise institutionelle Férderung
des gesamten Festivals Internationale Filmfest-
spiele Berlin — Berlinale aufgrund des erheblichen
Bundesinteresses an Bestehen und Aktivititen der
Einrichtung als solcher, hingegen nur Projektfor-
derung der Internationalen Kurzfilmlage Ober-
hausen, welches fiir die Kurzfilmbranche das
wichtigste Internationale Filmfestival ist, und hier
nur Forderung ausschlieBlich fiir den Deutschen
Wettbewerb, siche Antwort der Bundesregierung
auf die Schriftliche Frage 6 auf Bundestagsdruck-
sache 19/12234 und auf die Schriftliche Frage 2
auf Bundestagsdrucksache 19/11950, und wie be-
griindet die Bundesregierung diese Rangordnung?


http://www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/bundeskanzlerin-merkel-reist-in-die-volksrepublik-china-1665712
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Antwort der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien, Staatssekretirin Monika Griitters
vom 6. September 2019

Eine Hierarchisierung von Kunstformen, respektive Formaten wie z. B.
programmfiillende Filme und Kurzfilme, findet durch die Bundesregie-
rung nicht statt. Die genannten unterschiedlichen Zuwendungsarten fol-
gen der Interessenlage des Bundes am Gegenstand der jeweiligen Forde-
rung sowie der jeweiligen rechtlichen Erméchtigung im Bundeshaushalt.

Die Internationalen Filmfestspiele Berlin (Berlinale) werden als Teil der
Kulturveranstaltungen des Bundes in Berlin GmbH (KBB) in Wahrneh-
mung des grundgesetzlichen Auftrags zur Repridsentation des Gesamt-
staates in der Hauptstadt institutionell gefordert. Teil der Berlinale ist im
Ubrigen eine international bedeutende und anerkannte Kurzfilmsektion
(Berlinale Shorts). Die Bedeutung der Internationalen Kurzfilmtage
Oberhausen fiir das deutsche Kurzfilmschaffen erkennt die Bundesregie-
rung mit der Forderung des Deutschen Wettbewerbs aus Mitteln der kul-
turellen Filmforderung des Bundes fiir Einzelmafinahmen des Deutschen
Films an. Entsprechend agiert die Bundesregierung im vergleichbaren
Fall des Nationalen Wettbewerbs beim (Kurz-)FILMFEST DRESDEN.

6. Abgeordnete Wie begriindet die Bundesregierung, dass das So-
Tabea Réfiner forthilfeprogramm Kino alle Kinostandards for-
(BUNDNIS 90/ dert, wéhrend bei der im Jahr 2015 beendeten Di-

DIE GRUNEN) gitalisierungsforderung fiir kleine Kinos der Be-
auftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien die Durchsetzung der von Hollywood-
Majors vertretenen technischen Norm DCI be-
giinstigt wurde, indem sie von der Forderung all
jene Kinos ausgeschlossen hat, die sich fiir techni-
sche Systeme entschieden haben, die nicht der
DCI-Norm entsprechen (Antwort der Bundes-
regierung auf die Schriftliche Frage 1 auf Bundes-
tagsdrucksache 19/8052 und wird das Zukunfts-
programm Kino auf Kinos mit DCI-Standard be-
schréankt sein?

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und
Medien, Staatssekretirin Monika Griitters
vom 6. September 2019

Das Soforthilfeprogramm Kino dient dem Ziel, die kulturelle Vielfalt in
der deutschen Kinolandschaft zu erhalten und einen Beitrag dazu zu
leisten, gleichwertige Lebensverhéltnisse in den ldndlichen Raumen zu
erreichen. Gefordert wird eine Vielzahl investiver als auch programm-
begleitender Maflnahmen. Es handelt sich also nicht um ein Programm
zur Erstdigitalisierung der Projektionstechnik. Forderkriterien fiir das ab
2020 geplante Zukunftsprogramm Kino existieren noch nicht.

Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 auf Bundestagsdrucksache
18/8052 verwiesen.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen

7. Abgeordneter Welche (Zwischen)Ergebnisse hat die Task Force
Fabio De Masi zum Thema unerwiinschte Gestaltungen mit ADR
(DIE LINKE.) (American Depositary Receipts) bisher erarbeitet

(vgl. Aussagen der Parlamentarischen Staatsse-
kretdrin Christine Lambrecht in der 38. Sitzung
des Finanzausschusses des Deutschen Bundesta-
ges am 3. April 2019), und welche Ergebnisse hat
die Abfrage der Bundesanstalt fiir Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) zum Thema ADR bei
Banken und Kapitalverwaltungsgesellschaften
von Ende 2018 ergeben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 10. September 2019

BaFin und BZSt stehen in regelméfBigem Austausch zur grundsitzlichen
Struktur der Transaktionen mit ADRs. Das BZSt hat an vier am ADR-
Handel beteiligte US-Depositary-Banken, die Antrdge auf Erstattung
deutscher Kapitalertragsteuer beim BZSt eingereicht haben, einen Fra-
gebogen zum Themenbereich ,,Emission von ADR/Pre-Release-Ge-
schifte® versandt. Die erteilten Auskiinfte wurden analysiert und ergéin-
zende Fragen tibermittelt, die noch nicht beantwortet sind. Die Priifung
ist noch nicht abgeschlossen.

Aus der BaFin-Abfrage zu ADRs haben sich bisher keine Erkenntnisse
im Hinblick auf systematische Verstofle gegen die in Deutschland gel-
tenden wertpapier- und bankaufsichtsrechtlichen Vorschriften ergeben.

8. Abgeordneter Wie begriindet die Bundesregierung, dass das im
Otto Fricke Mairz 2009 kreditfinanziert eingerichtete Sonder-
(FDP) vermdgen ,,Investitions- und Tilgungsfonds®, aus

dem wihrend der damaligen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise insbesondere konjunkturstimulierende
Malnahmen finanziert wurden, bis heute einen
Schuldenstand von rund 19 Mrd. Euro aufweist
(www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberich
te/2018/12/Inhalte/Kapitel-4-Wirtschafts-und-
Finanzlage/4-5-finanzmaerkte-und-kreditaufnah
me-des-bundes.html), und wann plant die
Bundesregierung mit einer strukturierten Tilgung
dieser Bestandsschulden zu beginnen, wie sie in
§ 6 des Gesetzes zur Errichtung eines Sonderver-
mogens ,,Investitions- und Tilgungsfonds* festge-
schrieben ist (Tilgungsplan bitte detailliert vorle-
gen)?


http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2018/12/Inhalte/Kapitel-4-Wirtschafts-und-Finanzlage/4-5-finanzmaerkte-und-kreditaufnahme-des-bundes.html
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 9. September 2019

Nach § 6 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermdgens ,,Investiti-
ons- und Tilgungsfonds® (ITFG) erhilt der ITF bis zur Tilgung seiner
Verbindlichkeiten jahrliche Zuftihrungen in Hohe der Einnahmen aus
dem Bundesbankgewinn, die den im Bundeshaushalt bei Kapitel 6002
Titel 121 04 veranschlagten Anteil {ibersteigen und nicht zur Tilgung
falliger Verbindlichkeiten des Erblastentilgungsfonds (ELF) benotigt
werden.

Soweit sich, wie in den Jahren 2011, 2012, 2013, 2017 und 2018 kein
Mehrgewinn am Anteil des Bundes am Reingewinn der Deutschen Bun-
desbank ergibt, kann die vorgenannten Regelungen zur Tilgung des ITF
jedoch nicht zur Anwendung kommen.

Mit dem Nachtragshaushaltsgesetz 2015* und Haushaltsgesetz 2016™
hat der Gesetzgeber abweichend von § 6 ITFG festgelegt, dass der An-
teil des Bundes am Reingewinn der Deutschen Bundesbank als allge-
meines Deckungsmittel dem Bundeshaushalt bzw. der Riicklage zur Fi-
nanzierung von Belastungen im Zusammenhang mit der Aufnahme und
Unterbringung von Asylbewerbern und Fliichtlingen zu verwenden ist.

Im Gegensatz zu den Jahren 2010 und 2014 konnte der ITF in den letz-
ten Jahren 2015 und 2016 nicht an der Gewinnabfiihrung der Deutschen
Bundesbank partizipieren bzw. wurden keine Schulden des ITF getilgt.

Der Schuldenstand des ITF betrug am 30. Juni 2019 wie zum 31. De-
zember 2018 rund 19,1 Mrd. Euro.

9. Abgeordneter Welchen Tilgungsplan verfolgt die Bundesregie-
Otto Fricke rung zur kurz- und mittelfristigen Reduzierung
(FDP) sowie zum langfristigen Abbau der nominalen

Gesamtverschuldung des Bundes (Abbaupfad bit-
te detailliert darlegen), und in welchem Titel bzw.
welchen Titeln des Bundeshaushaltes sind die
Ausgaben fiir Tilgungszahlungen, die sich aus
diesem Tilgungsplan ergeben, verbucht (bitte auf-
fiihren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 9. September 2019

Die Bundesregierung plant ihre Haushalte ohne Neuverschuldung. Dies
gilt fiir das laufende Haushaltsjahr 2019 wie fiir den Regierungsentwurf
2020 und die Finanzplanung bis 2023. Die jeweiligen Tilgungen des
Bundes fiir Anschlussfinanzierungen sind im Kreditfinanzierungsplan
aufgefiihrt, der Thnen gemdll § 13 Absatz4 BHO als Teil des Gesamt-
plans vorliegt.

Ausgaben fiir Tilgungszahlungen und Einnahmen aus Krediten sind auf-
grund des entsprechenden Haushaltsvermerks im Bundeshaushalt im
Einzelplan 32, Kapitel 3201, Titel 325 11 zu buchen.

*  Art. 1 des 1. Nachtragshaushaltsgesetzes 2015 vom 24. Juni 2015 (BGBI. I S. 980).
** Vgl. § 6a des Haushaltsgesetzes 2016 vom 21. Dezember 2015, (BGBL. I S. 2378).
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10. Abgeordneter In wie vielen Jahren seit Bestehen der Bundesre-
Otto Fricke publik Deutschland hat der Bund seine nominale
(FDP) Gesamtverschuldung im Vergleich zum jeweili-

gen Vorjahr durch explizit intendierte Tilgungs-
zahlungen, also bereinigt um sich nur kurz- und
mittelfristig ergebene haushaltstechnische Tilgun-
gen, etwa durch erst in spéiteren Haushaltsjahren
in Anspruch genommene Krediterméchtigungen
aus Vorjahren, reduziert, und in wie vielen Jahren
des gleichen Zeitraumes hat er seine nominale
Gesamtverschuldung unter gleichen Bedingungen
erhoht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 9. September 2019

Seit 1990 wurde die Bundesschuld einschlielich der integrierten Son-
dervermdgen insgesamt in Hohe von rund 187,8 Mrd. Euro getilgt. Die
jéhrlichen Tilgungen der Jahre 1990 bis 2017 kénnen der Ubersicht im
Anhang 5.3 des jdhrlichen Berichts des Bundesministeriums der Finan-
zen Uber die Kreditaufhahme des Bundes im Jahr 2017 entnommen wer-
den (vgl. https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downlo
ads/Broschueren Bestellservice/2018-07-04-Kreditaufnahmebe
richt-2017-Gesamt.html; im Jahr 2018 gab es keine Nettoschuldentil-
gung). Um ein vollstindiges Bild iiber die Entwicklung der Bundes-
schuld zu erhalten, sind auBler diesen Tilgungen die in den Haushalts-
rechnungen des Bundes aus-gewiesenen Angaben zur Nettokreditauf-
nahme des Bundes, zur Verdnderung der Riicklagen der aus dem Bun-
deshaushalt finanzierten Sondervermodgen und zu sonstigen Umbuchun-
gen zu beriicksichtigen.

Die Bereinigung um die sich kurz- und mittelfristig ergebenden haus-
haltstechnischen Tilgungen erfolgt bei der Ermittlung der Nettokredit-
aufnahme. Der Ausweis erfolgt jeweils in der jahrlichen Haushaltsrech-
nung. Aufstellungen tiber die Entwicklung der Nettokredit-aufnahme im
Bundeshaushalt finden Sie auch in den jdhrlichen Finanzberichten des
Bundes:

— Fiir die Jahre 1950 bis 2015 vgl. Finanzbericht 2017, Tabelle 1, Posi-
tion 5, S. 222 ff., https://www.bundesfinanzministerium.de/Con
tent/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche Finanzen/Wirt
schafts und Finanzdaten/Finanzberichte/Finanzbericht-2017-
anl.pdf? _blob=publicationFile&v=2 ;

— fiir die Jahre 2014 bis 2023 vgl. Finanzbericht 2020, Tabelle 1, Positi-
on 5.3, S. 180 ff., https://www.bundesfinanzministerium.de/Con
tent/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche Finanzen/Wirt
schafts und Finanzdaten/Finanzberichte/Finanzbericht-2020-
anl.pdf? _blob=publicationFile&v=5 .

Uber die vor 1990 vorgenommenen Tilgungen liegen keine zusammen-
fassenden Aufstellungen vor.

11. Abgeordneter Trifft es zu, dass aktuell rund 900 Beratervertrage
Uwe Kamann mit einem Volumen von mehr als 1 Mrd. Euro
(fraktionslos) von der Bundesregierung vergeben wurden, und


https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/2018-07-04-Kreditaufnahmebericht-2017-Gesamt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Wirtschafts_und_Finanzdaten/Finanzberichte/Finanzbericht-2017-anl.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Wirtschafts_und_Finanzdaten/Finanzberichte/Finanzbericht-2020-anl.pdf?__blob=publicationFile&v=5%20
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wie hoch ist die Gesamtsumme dieser Honorare
seit Amtsantritt der Regierung Merkel im Jahr
2005 (www.youtube.com/watch?
v=IsCOV5CmmNQ)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 9. September 2019

Die Frage steht in ihrem ersten Teil offensichtlich im Kontext zu der
Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 8 des Abgeord-
neten Matthias Hohn auf Bundestagsdrucksache 19/8180 vom 1. Mérz
2019, auf die ich verweise.

Eine Angabe der Gesamtsumme von Honoraren der Bundesregierung
fiir externe Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen seit Amtsantritt
von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel im Jahre 2005 ist nicht mog-
lich, da derartige Daten zu jenem Zeitpunkt umfassend nicht erhoben
wurden.

Seit dem Haushaltsjahr 2007 berichtet die Bundesregierung jedoch jahr-
lich aufgrund eines Beschlusses des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages vom 28. Juni 2006 an diesen iiber die Zahlungen der
Bundesministerien (einschlieBlich nachgeordneter Bereich) an externe
Berater im Sinne der jeweils den Abfragen zugrunde liegenden und im
Verlaufe der Zeit fortentwickelten Definitionen.

12. Abgeordneter Wer kontrolliert die Abrechnungen der durch die
Uwe Kamann Bundesregierung vergebenen Beratungsauftrige,
(fraktionslos) und gilt hier das Vier- bzw. Sechs-Augen-Prinzip

(www.youtube.com/watch?v=IsCOV5CmmNQ)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 9. September 2019

Nach Artikel 65 des Grundgesetzes//GG leitet jeder Bundesminister/jede
Bundesministerin seinen/ihren Geschéftsbereich in eigener Verantwor-
tung (Ressortprinzip). Die umfasst auch die Ausfithrung des Bundes-
haushalts. In diesem Rahmen erfolgt sowohl die Priifung der Einhaltung
der haushaltsrechtlichen Vorgaben aller durchgefithrten MafBnahmen
(z. B. RechtméaBigkeit und Wirtschaftlichkeit nach §§ 7 und 34 Bundes-
haushaltsverordnung/BHO) als auch die Organisation der Kontrolle der
Abrechnungen von (Berater-)Vertrdgen weitgehend eigenstindig im
Rahmen des Ressortprinzips. Die Zahlbarmachung von Rechnungen hat
nach den Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung im 4-
Augen-Prinzip zu erfolgen.

Dariiber hinaus priift der Bundesrechnungshof (BRH) die Haushalts-
und Wirtschaftsfiihrung des Bundes. Dem BRH stehen aufgrund von
Art. 114 GG als unabhingige, selbstindige und weisungsfreie externe
Finanzkontrolle des Bundes umfassende zu und ihm sind auf Verlangen
alle Unterlagen zur Erfiillung seiner Aufgaben vorzulegen.


https://www.youtube.com/watch?v=IsC0V5CmmNQ
http://www.youtube.com/watch?v=IsC0V5CmmNQ
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13. Abgeordneter In welcher Form und bei welchen Verfahren sind
Uwe Kamann oder waren Beratungsunternechmen, insbesondere
(fraktionslos) die sogenannten ,,Big Four — PWC, EY, Deloitte

und KPMG — an der Erarbeitung von Gesetzen
und/oder Ausfiihrungsbestimmungen o. A. seit
2017 beteiligt (www.youtube.com/watch?v=/
sCOV5CmmNQ) (sollte die Beantwortung der
Frage 28 Einzelangaben {iiberschreiten, bitte die
Frage fiir die letzten 14 Beratungsunternehmen
beantworten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 9. September 2019

Bei der Erarbeitung von Reglungsvorschligen wird auf die in der
Bundesregierung vorhandene Expertise zuriickgegriffen. Soweit dabei
einzelne Studien, Unterlagen o. A. herausgehoben beriicksichtigt wer-
den, werden diese regelmédfBig in der Begriindung erwihnt.

14. Abgeordnete Wie viele Betriebspriifungen gab es nach Kennt-
Lisa Paus nis der Bundesregierung in den letzten fiinf Jah-
(BUNDNIS 90/ ren, die einen Share Deal von Gesellschaften mit

DIE GRUNEN) Immobilien zum Gegenstand hatten, bei denen le-
diglich zwischen 90 und 94,9 Prozent der Anteile
an der immobilienbesitzenden Gesellschaft auf ei-
nen neuen Gesellschafter {ibertragen wurde, und
welche organisatorischen Vorgaben existieren,
solche Transaktionen im Rahmen von Betriebs-
priifungen aufzugreifen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 9. September 2019

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zur Anzahl der Be-
triebspriifungen bei immobilienbesitzenden Gesellschaften vor, bei de-
nen zwischen 90 und 94,9 Prozent der Anteile an der Gesellschaft auf
einen neuen Gesellschafter tibertragen wurden.

Der Bundesregierung liegen auch keine Erkenntnisse zu organisatori-
schen MaBnahmen vor, um Ubertragungen zwischen 90 und 94,9 Pro-
zent der Anteile an von immobilienbesitzenden Gesellschaften auf einen
neuen Gesellschafter im Rahmen von Betriebspriifungen aufzugreifen.

15. Abgeordneter Wie hoch wire der Einnahmeausfall fiir den Bun-
Victor Perli deshaushalt nach Kenntnis der Bundesregierung,
(DIE LINKE.) wenn die Mehrwertsteuer auf Bahntickets im Re-

gionalverkehr und im Fernverkehr auf O Prozent
gesenkt werden wiirde?


https://www.youtube.com/watch?v=/sC0V5CmmNQ
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 9. September 2019

Eine Mehrwertsteuerbefreiung fiir Bahnfahrten wire unionsrechtlich
nicht zuldssig. Das Mehrwertsteuerrecht ist innerhalb der EU weitge-
hend harmonisiert. Nach den Vorgaben der Mehrwertsteuer-Systemricht-
linie (MwStSystRL) diirfen die Mitgliedstaaten nur bestimmte, darin ex-
plizit genannte Umsédtze von der Mehrwertsteuer befreien. Eine Steuer-
befreiung fiir Bahnfahrten sieht die MwStSystRL nicht vor. Die Mit-
gliedstaaten — und damit auch Deutschland — sind an die Vorgaben der
MwStSystRL gebunden.

Auch die Einfiihrung eines Null-Steuersatzes fiir Bahnreisen wire uni-
onsrechtlich nicht zulédssig. Zwar konnen die Mitgliedstaaten nach Arti-
kel 98 Absatz 2 i. V.m. Anhang III Nr. 5 MwStSystRL auf die Beforde-
rung von Personen und des mitgefiihrten Gepédcks einen erméfigten
Mehrwertsteuersatz anwenden. Dieser muss jedoch nach Artikel 99 Ab-
satz | MwStSystRL mindestens 5 Prozent betragen.

Der Bundesregierung liegen vor diesem Hintergrund keine Schéitzungen
zu den theoretischen Umsatzsteuermindereinnahmen einer solchen Maf3-

nahme vor.

16. Abgeordneter Wie hoch wiren die Einnahmen fiir den Bundes-
Victor Perli haushalt nach Kenntnis der Bundesregierung,
(DIE LINKE.) wenn die Mehrwertsteuer fiir internationale Flug-

reisen mit Abflug in Deutschland generell auf
19 Prozent erh6ht werden wiirde?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Sarah Ryglewski
vom 9. September 2019

Eine Umsatzbesteuerung der kompletten Strecke eines internationalen
Fluges mit Abflug im Inland wire unionsrechtlich nicht zuldssig. Nach
Art. 48 MwStSystRL gelten Personenbeforderungsleistungen dort als er-
bracht, wo die Beforderung nach Maflgabe der zuriickgelegten Strecke
jeweils stattfindet. Aus dieser Bestimmung geht hervor, dass die zuriick-
gelegte Beforderungsstrecke das einzige geméll der MwStSystRL zulds-
sige Kriterium ist, um den Teil der MwSt-Bemessungsgrundlage in je-
dem Mitgliedstaat (oder Land) zu ermitteln, durch den (bzw. das) die
Personenbeforderung erfolgt. Demzufolge ist die Besteuerungshoheit
Deutschlands bei Beforderungsleistungen auf den deutschen Streckenan-
teil beschrinkt. Eine dariiber hinaus gehende Umsatzbesteuerung der au-
Berhalb Deutschlands liegenden Streckenanteile wiirde nicht nur gegen
diese Vorgabe der MwStSystRL verstoB3en, sondern Deutschland wiirde
dadurch auch in die Besteuerungsrechte anderer Staaten eingreifen. Hin-
sichtlich des inldndischen Streckenanteils wird ergédnzend auf die Bun-
destagsdrucksache 19/10399 verwiesen.

Der Bundesregierung liegen keine Schitzungen zu den theoretischen
Umsatzsteuermehreinnahmen einer Steuerpflicht internationaler Fliige
mit Abflug in Deutschland vor.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums des Innern,
fir Bau und Heimat

17. Abgeordneter Welche Angaben kann die Bundesregierung zur
Canan Bayram Zahl der von Bundespolizei-, Bundeskriminalamt-
(BUNDNIS 90/ und Zollkriminalamt-Bediensteten seit 2009 jahr-
DIE GRUNEN) lich im Dienst begangenen Straftaten sowie zu de-

ren Ahndung machen (www.spiegel.de/panorama/
justiz/mecklenburg-polizisten-nutzten-ermittlun
gen-um-maedchen-anzugraben-a-1270616.html,
www.spiegel.de/panorama/justiz/kriminologe-
hohe-dunkelziffer-bei-polizeigewalt-in-deutsch
land-a-1279146.html, www.zeit.de/gesellschaft/
zeitgeschehen/2019-07/polizeitgewalt-studie-
ruhr-universitaet-bochum-kriminologen-verfah
ren), und was wird die Bundesregierung unterneh-
men — auch angesichts der jiingst bekannt gewor-
denen Fille (vgl. etwa SPON 5.6.) sowie For-
schungsergebnissen von unter 1 Prozent Ahndung
sowie jahrlich 10.000 Dunkelfeld-Féallen (SPON
und ZEIT.de je 27. Juli 2019) —, um die Aufkla-
rungsquoten im oben genannten Bereich zu erho-
hen sowie gegenseitiger Deckung durch Polizei-
kollegen entgegenzuwirken?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 9. September 2019

Aus Sicht der Bundesregierung konnen die in den zitierten Studien ge-
nannten Zahlen nicht nachvollzogen werden. Angesichts der vergleichs-
weise geringen Teilnehmerzahl der Onlinebefragung, die zur Grundlage
der Hochrechnung gemacht wurde und bei der sich rund 1.000 Personen
zu (mutmaBlichen) Ubergriffen geduBert haben, erscheinen weitreichen-
de belastbare Schlussfolgerungen problematisch, zumal hier keine Un-
terscheidung zwischen den einzelnen Polizeibehdrden in Deutschland
vorgenommen wurde. Die in den Pressebericht herangezogenen Einzel-
falle betreffen weder die Bundespolizei, noch das Bundeskriminalamt
noch das Zollkriminalamt.

Die Ausbildung der Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei, des
Bundeskriminalamtes und des Zollkriminalamtes beinhaltet die Vermitt-
lung profunder Kenntnisse zu den rechtlichen Voraussetzungen fiir Ein-
griffsmafnahmen und die Sensibilisierung in Bezug auf Straftaten im
Amt. Zudem werden in der Ausbildung Kompetenzen vermittelt, die die
Beamtinnen und Beamten in die Lage versetzen, bei der Verfolgung der
polizeilichen Ziele auf den Einzelnen angemessen einzugehen. In Fort-
bildungen werden diese Kenntnisse aktualisiert vertieft und aktuelle Ent-
wicklungen und Gerichtsentscheidungen in praxisorientierten Unterwei-
sungen aufgegriffen.

Alle inner- als auch auBerdienstlich begangenen Straftaten, die den je-
weiligen Dienststellen im Rahmen der Anordnung iiber die Mitteilungen
in Strafsachen (MiStra) mitgeteilt werden, werden auf ihre disziplinar-
rechtliche Relevanz gepriift.


http://www.spiegel.de/panorama/justiz/mecklenburg-polizisten-nutzten-ermittlungen-um-maedchen-anzugraben-a-1270616.html
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/kriminologe-hohe-dunkelziffer-bei-polizeigewalt-in-deutschland-a-1279146.html
http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2019-07/polizeitgewalt-studie-ruhr-universitaet-bochum-kriminologen-verfahren
https://www.ZEIT.de
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Konkret sind der Bundesregierung im angefragten Zeitraum folgende
Fille bekannt geworden:

Bundespolizei:
Jahr Anzahl Strafverfahren Disziplinarverfahren
2009 0 — —
2010 1 Freiheitsstrafe 3 Jahre Verlust der Beamtenrechte
1 Strafbefehl, Gesamtfreiheitsstrafe, Entfernung aus dem Beamtenverhéltnis
ausgesetzt zur Bewdhrung
2 Strafbefehl, Geldstrafe Entfernung aus dem Beamtenverhéltnis
2011 1 Urteil, Freiheitsstrafe, ausgesetzt zur | Entfernung aus dem Beamtenverhéltnis
Bewiéhrung
2012 1 Urteil, Freiheitsstrafe, ausgesetzt zur | Entfernung aus dem Beamtenverhéltnis
Bewiéhrung
2013 0 — —
2014 0 — —
2015 1 Urteil, Geldstrafe Entfernung aus dem Beamtenverhiltnis
2016 1 Einstellung § 153a StPO Einstellung; Entlassung auf eigenen Antrag
2017 2 Einstellung § 153 StPO GeldbuBe
1 Einstellung § 153 StPO Kiirzung der Dienstbeziige
1 Freiheitsstrafe, ausgesetzt zur Einstellung; Entlassung auf eigenen Antrag
Bewihrung
1 Strafbefehl, Geldstrafe Entfernung aus dem Beamtenverhéltnis
1 Urteil, Geldstrafe Einstellung; Mallnahmenverbot
2018 3 Einstellung § 153a StPO; Einstellung; Mallnahmenverbot
Geldauflage § 14 BDG
1 Einstellung § 153a StPO; Nichteinleitung; MaBnahmenverbot
Geldauflage § 14 BDG
2 Urteil, Geldstrafe Einstellung; Mallnahmenverbot
§ 14 BDG
1 Urteil, Geldbulle Einstellung; MalBnahmenverbot
§ 14 BDG
1 Freiheitsstrafe, ausgesetzt zur Einstellung; MafBnahmenverbot
Bewéhrung § 14 BDG
Geldstrafe (Urteil europdisches
Ausland)
1 Urteil, Freiheitsstrafe 1 Jahr Verlust der Beamtenrechte
1 Einstellung § 153a StPO Einstellung; MaBnahmenverbot
§ 14 BDG
2019 3 Einstellung § 153a StPO, Einstellung; MaBnahmenverbot
Geldauflage § 14 BDG
1 Einstellung § 153a StPO, Kiirzung der Dienstbeziige
Geldauflage
2 Einstellung § 153a StPO Kiirzung der Dienstbeziige
1 Verwarnung mit Strafvorbehalt Kiirzung der Dienstbeziige
1 Einstellung § 153a StPO Geldbulle
1 gerichtsanhéngig Entlassung auf eigenes Verlangen § 33
BBG
1 Urteil, Geldstrafe Kiirzung der Dienstbeziige
Bundeskriminalamt:
Jahr Anzahl Strafverfahren Disziplinarverfahren
2009 0 — —
2010 0 — —
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Jahr Anzahl Strafverfahren Disziplinarverfahren
2011 0 - -
2012 0 - -
2013 0 - -
2014 0 - -
2015 1 Strafbefehl, Entlassung aus dem Beamtenverhiltnis auf
GeldbuBie 90 Tagessitze a 55 EUR, Widerruf
nach Berufung: 1% Jahre Haft auf
Bewiéhrung
1 Strafbefehl, Zuriickstufung
Einstellung gegen Geldauflage
i. H. v. 5.000 EUR gem. § 153a StPO
2016 0 - —
2017 0 - -
2018 0 - -
2019 0 - -
Zollkriminalamt:
Jahr Anzahl Strafverfahren Disziplinarverfahren
2009 0 — —
2010 0 — -
2011 0 — -
2012 0 — -
2013 0 — -
2014 1 gerichtsanhéngig Ausgesetzt gem. § 22 BDG
2015 0 — -
2016 0 — -
2017 0 — -
2018 1 gerichtsanhéngig Ausgesetzt gem. § 22 BDG
2019 0 — -

18.

Fiir Straftaten, die den gesetzlichen Verjahrungs-/Verwertungsverbotsf-
risten unterliegen, konnen keine Aussagen getroffen werden und sind
daher in den vorstehenden Tabellen unberiicksichtigt geblieben.

Aussagen zu einer moglicherweise bestehenden ,,Dunkelziffer* konnen
von hier aus nicht getroffen werden, da diesbeziiglich keine Erkenntnis-

se vorliegen.

Abgeordneter
Dr. Diether Dehm
(DIE LINKE.)

Welche weiteren Details kann die Bundesregie-
rung zur Nutzung eines Drohnenabwehrgewehrs
in ,,einem weiteren Einsatz® mitteilen (bitte wie
den in der Antwort der Bundesregierung auf die
Schriftliche Frage 20 auf Bundestagsdrucksache
19/12234 bereits dargelegten Fall beantworten
und mitteilen wann, wo, in welchem Kriminali-
titsbereich sowie auf wessen Veranlassung der
Einsatz geschah), und auf wessen Initiative er-
folgte der bereits dargelegte Einsatz in Berlin (bit-
te ergénzend zu der Antwort der Bundesregierung
auf die Schriftliche Frage 23 auf Bundestags-
drucksache 19/12640 mitteilen, ob das Bundeskri-
minalamt (BKA) den Einsatz anbot, weil es be-
reits vor Ort oder in der Nihe war, oder ob die
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Polizei Berlin die Drohnenabwehr ,,bestellt™ hat,
das BKA also erst zu diesem Zeitpunkt iiber
die Drohne in der Nihe seiner Biirogebdude in
den ,, Treptowers* informiert war, vgl. ,,Was treibt
das BKA hiermit dem Drohnenabwehrgerit
(www.bzberlin.de vom 17. Mai 2019)?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 9. September 2019

Die Beantwortung der ersten Teilfrage kann nicht offen erfolgen. Eine
Nennung des genauen Einsatzortes sowie der taktischen Vorgehensweise
lasst Riickschliisse auf die polizeiliche Vorgehensweise und Féahigkeiten
zur Abwehr von Drohnen zu. Mit einer diesbeziiglichen Verdffentli-
chung konnten potentielle Straftdter ihre kiinftige Vorgehensweise da-
rauf abstimmen und wirksame Bekdampfungsmdglichkeiten von Drohnen
wiren damit beeintrdachtigt. Aus diesem Grund wird die Antwort auf die-
se Frage als ,,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH® eingestuft
und gesondert beantwortet.”

Den Einsatz des schultergestiitzten Storsenders im Mai 2019 hatte das
Bundeskriminalamt der Polizei Berlin angeboten, da es bereits vor Ort

war.

19. Abgeordnete Inwiefern sind der Bundesregierung und Bundes-
Katrin Goring- behdrden Versuche chinesischer Stellen bekannt,
Eckardt auf die Demonstrationsfreiheit, Unversehrtheit
(BUNDNIS 90/ der Demonstrierenden und freie Meinungsidufe-

DIE GRUNEN) rungen in Deutschland Einfluss zu nehmen
(www.sueddeutsche.de/hongkong-hamburg-pro
test-1.4580538 vom 30. August 2019, bitte letzte
20 Falle auflisten), und welche Mallnahmen un-
ternehmen Bundesregierung und Bundesbehor-
den, um diese Rechte zu schiitzen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Markus Kerber
vom 9. September 2019

Der Bundesregierung sind solche Versuche der Einflussnahme bekannt.

Ein Schwerpunkt der Tétigkeit staatlicher chinesischer Stellen in
Deutschland, insbesondere der chinesischen Nachrichtendienste, liegt in
der Ausspdhung und Bekdmpfung von Bewegungen, die aus Sicht der
Kommunistischen Partei Chinas ihr Machtmonopol in Frage stellen und
eine Bedrohung fiir die nationale Einheit darstellen.

Mit der Foderalismusreform I, die am 1. September 2006 in Kraft trat,
wurde die Gesetzgebungskompetenz fiir das Versammlungsrecht den
Léandern tibertragen. Diese Zustindigkeitsverteilung gilt gleichermalien
fiir dessen Vollzug, insbesondere in Bezug auf im Einzelfall zu treffende
MaBnahmen, der schon vor der Foderalismusreform ausschlieBlich den
Landern oblag. Mit Blick auf diese Zustdndigkeitsabgrenzungen duf3ert

*  Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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sich die Bundesregierung grundsitzlich nicht zur Handhabung versamm-
lungsrechtlicher Bestimmungen durch die Lander.

20. Abgeordneter Wie viele Ausliander (im Sinne von § 2 Absatz 1
Lars Herrmann des Aufenthaltsgesetzes) sind nach Kenntnis der
(AfD) Bundesregierung mit Stand vom 30. Juni 2019

ausweislich des Ausldnderzentralregisters insge-
samt ausreisepflichtig mit einer Duldung, und wie
viele davon fallen unter die Kategorie Inhaber ei-
ner Duldung nach § 60a Absatz2 Satz1 Auf-
enthG wegen fehlender Reisedokumente (bitte je-
weils die Gesamtzahl angeben sowie nach den
TOP 10 Herkunftslandern aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Helmut Teichmann
vom 9. September 2019

Die Angaben konnen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:

darunter geduldet nach
Ausreisepflichtig zum darunter § 60a Abs. 2 Satz 1
Stichtag 30.06.2019 mit einer Duldung AufenthG* wegen feh-
lender Reisedokumente
Alle 246.737 191.117 80.624
Staatsangehorigkeiten
darunter:
Afghanistan 20.921 17.475 7.304
Irak 18.457 15.463 4.894
Serbien 12.659 10.349 1.465
Russische Foderation 12.248 10.270 4.427
Nigeria 11.748 9.030 4.535
Pakistan 10.301 8.700 6.554
Albanien 9.646 7.441 394
Kosovo 9.331 8.167 1.088
Ungeklart 7.224 6.536 4413
Tiirkei 6.930 4.816 1.558

* Aufenthaltsgesetz

21. Abgeordneter Wie viele Sachverhalte, die im Gemeinsamen
Martin Hess Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum-
(AFD) Links (GETZ-L) thematisiert worden sind, betra-

fen Angriffe oder geplante Angriffe auf Parteiein-
richtungen oder -reprasentanten der AfD im ers-
ten Halbjahr 2019, und wie viele Félle haben sich
auf Angriffe oder geplante Angriffe auf Parteiein-
richtungen oder -reprdsentanten anderer im Bun-
destag vertretenen Parteien bezogen (bitte nach
Partei und Anzahl aufschliisseln)?
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Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 5. September 2019

Im Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum-Links
(GETZ-L) wurden im ersten Halbjahr 2019 in neun Fillen Angriffe auf
Parteieinrichtungen oder -reprasentanten der AfD thematisiert.

Im entsprechenden Zeitraum befasste sich das GETZ-L mit einem An-
griff auf die Parteit BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.

Geplante Angriffe auf Parteieinrichtungen oder -repriasentanten der AfD
bzw. anderer im Bundestag vertretenen Parteien kamen im 1. Halbjahr
2019 im GETZ-L nicht zur Sprache.

22. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis, ob bei der
Dr. Christoph Priifung von Asylantrigen von Kamerunern zwi-
Hoffmann schen Anglophonen und Frankophonen unter-
(FDP) schieden wird, und wie viele anglophone Kame-

runer, die nachweislich bereits in Kamerun wegen
Aktivitdten im Rahmen des dortigen Konflikts
zwischen den Volksgruppen im Gefangnis saflen
oder verfolgt wurden, wurden nach Kenntnis der
Bundesregierung abgeschoben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Stephan Mayer
vom 13. September 2019

Die Priifung der Asylverfahren durch das Bundesamt fiir Migration und
Fliichtlinge erfolgt stets einzelfallbezogen. Beziiglich des zweiten Frage-
teils liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, da die von den
Antragstellenden angegebenen Fluchtgriinde statistisch nicht erfasst

werden.

23. Abgeordneter Warum werden lauten Stellenplan im Bundes-
Christian Kiihn haushalt 2020 fiir das Bundesamt fiir Bauwesen
(Tiibingen) und Raumordnung (BBR) nur 113 Stellen neu ge-
(BUNDNIS 90/ schaffen, obwohl 119 wegfallen werden (davon

DIE GRUNEN) 34 im Jahr 2022), und in welchen Bereichen wird
es zu dem Stellenabbau kommen?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 6. September 2019

Im aktuellen Jahr weist der Bundeshaushalt fiir das Bundesamt fiir Bau-
wesen und Raumordnung (BBR) 81 Stellen mit einem kw-Ver-
merk (,,kiinftig wegfallend*) aus. Hiervon fallen 34 Stellen mit Ablauf
des Haushaltsjahres 2022 weg. Die weiteren 47 kw-Vermerke sind per-
sonenbedingt deklariert, wovon eine Stelle wegen des Austritts der Stel-
leninhaberin zum 31. Dezember 2019 wegfillt.

Bei den im Zuge der Anmeldung zum Bundeshaushalt 2020 eingebrach-
ten Stellen fiir das BBR sind insgesamt 39 Stellen neu mit kw-Ver-
merk ausgebracht. Zusammen mit den im Haushalt 2019 fortgeltenden
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80 Stellen mit kw-Vermerk ergibt sich insgesamt eine Deckung des Be-
darfes von 119 Planstellen und Stellen mit kw-Vermerken im Haushalts-
jahr 2020. Dariiber hinaus sind in den Bundeshaushalt 2020 74 dauer-
hafte Stellen und Planstellen eingebracht worden.

Hintergrund fiir die kw-Vermerke in den Stellenantrdgen zum Personal-
haushalt 2020 ist unter anderem der zunéchst projektspezifisch und da-
mit befristet ausgewiesene Mehrbedarf fiir den Aufgabenzuwachs im
Bau- sowie im wissenschaftlichen Bereich. Die zunehmende Versteti-
gung von Aufgaben — beispielhaft konnen an dieser Stelle insbesondere
die Neuauflagen im Bereich der Zukunftsinvestitionsprogramme ge-
nannt werden — fithrte jedoch zu einem dauerhaften Personalmehrbedarf,
der in dem laufenden Haushaltsaufstellungsverfahren angemeldet wurde
und auch in den zukiinftigen Haushaltsjahren angemeldet werden wird.

24. Abgeordneter Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
Victor Perli rung die Neuvermietungsmieten in den 14 gréfiten
(DIE LINKE.) Stadten Niedersachsens (gemessen an der Ein-

wohnerzahl) seit 2008 jeweils entwickelt?

Antwort der Staatssekretirin Anne Katrin Bohle
vom 6. September 2019

Die Angebotsmieten haben sich in den 14 grofiten Stddten Niedersach-
sens wie folgt entwickelt:

2008 2012 2018 20082018 2012-2018
p.a. p.a.
Angebotsmieten in € je m? Jahrl. Entwicklung in %

Hannover 5,80 6,22 8,86 473 6,1
Braunschweig 5,32 5,67 8,24 4.5 6,4
Oldenburg 5,62 6,84 8,45 42 3,6
Osnabriick 5,32 5,90 7,95 4,1 5,1
Wolfsburg 4,93 5,37 8,76 5,9 8,5
Salzgitter 4,80 4,86 5,41 1,2 1,8
Delmenhorst 4,99 5,15 6,87 32 4,9
Wilhelmshaven 4,44 4,63 5,41 2,0 2,6
Gottingen 6,84 9,06 4.8
Hildesheim 5,12 6,50 4,1
Liineburg 7,14 9,52 49
Celle 5,42 6,43 2,9
Garbsen 5,66 7,50 3,6
Hameln 4,78 5,90 3,6

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten GmbH

Dargestellt sind die jahrlichen Entwicklungen fiir die Zeitrdume 2008
bis 2018 sowie 2012 bis 2018. Fiir die kreisfreien Stadte sowie fiir die
Stadt Hannover liegen die Angebotsmieten ab 2008 vor. Die Neuvert-
ragsmieten der kreisangehorigen Stddte sind ab 2012 verfiigbar.
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25. Abgeordnete Wie viele Beschiftigte des Bundesamtes fiir Mig-
Martina Renner ration und Fliichtlinge (BAMF) oder anderer Bun-
(DIE LINKE.) desbehorden sind bzw. waren speziell mit der

Aufarbeitung der zeitweilig umstrittenen Ent-
scheidungspraxis des BAMF in Bremen befasst
(https://de.wikipedia.org/wiki/Bremer BAMF-
Aff%C3%A4re), wobei auch Abordnungen fiir
die Bremer Staatsanwaltschaft beriicksichtigt wer-
den sollen (bitte insgesamt so genau wie moglich
aufschliisseln: Zahl, Zeitrdume, konkrete Aufga-
ben usw.), und welche Kosten ergeben sich vor
diesem Hintergrund aus der Aufarbeitung der
zeitweiligen umstrittenen Entscheidungspraxis in
Bremen ungefdhr (bitte so genau wie moglich
aufschliisseln und Zeitraume, Besoldungsstufen,
benoétigte Sachmittel usw. angeben und beriick-
sichtigen; bitte dabei auch die Kosten der zeitwei-
ligen SchlieBung der Bremer AuBenstelle bezif-
fern)?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
vom 9. September 2019

Zur Aufkldarung hatte das Bundesamt flir Migration und Fliichtlinge
(BAMF) nachfolgende Priifgruppen eingerichtet:

— Priifgruppe ,,Vollpriifung Bremen* (16.05.2018 bis 15.08.2018) —
umfassende Uberpriifung aller positiven Asylverfahren des Ankunfts-
zentrums Bremen seit 2000 (ca. 13000 Akten/18000 Personen); Per-
sonalumfang: 63 Vollzeitiquivalente (VZA) gehobener Dienst (gD),
ein hoherer Dienst (hD).

— Prifgruppe Widerrufsverfahren (22.05.2018 bis 30.09.2018), die
insbesondere die Bearbeitung von Widerrufsverfahren zu den aus
Bremen untersuchten Verfahren iibernommen hat; Personalumfang:
31 VZA gD + zwei VZA mittlerer Dienst (mD).

— Priifgruppe in der Personalabteilung (08.05.2018 bis 07.08.2018)
Personalumfang 9 VZA, 7 hD, 1 gD 1 mD; Aufgabe war die perso-
nalrechtliche Bewertung von gemeldeten VerstoBen der genannten
Priifgruppen sowie die Vorbereitung, Dokumentation, Begleitung so-
wie rechtliche Bewertung der gefiihrten Personalgespriache sowie
Vorbereitung der Einleitung von Disziplinarmafnahmen.

Es sind zu keinem Zeitpunkt Mitarbeitende des BAMF zur Staatsanwalt-
schaft Bremen abgeordnet worden.

Die Ausgaben des BAMF werden im origindren Aufgabenbereich aus
den vorhandenen Haushaltsmittelansétzen des jeweiligen Haushaltskapi-
tels im Einzelplan geleistet. Eine gesonderte Erfassung von Ausgaben
bezogen auf die Bearbeitung und Priifung von Vorgéngen und Entschei-
dungen der BAMF-AuBenstelle Bremen erfolgt nicht.

26. Abgeordnete Welche Schlussfolgerungen im Hinblick auf den
Martina Renner Organisationsgrad bzw. -charakter von Combat 18
(DIE LINKE.) in Deutschland leitet die Bundesregierung aus

dem Umstand ab, dass nach Presseberichten ent-
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sprechende Mitgliedsbeitrdge entrichtet worden
sind (https://daserste.ndr.de/panorama/archiv/
2018/combat106_page-2.html)?

Antwort des Staatssekretirs Hans-Georg Engelke
Vom 9. September 2019

Die in Bezug genommene Presseberichterstattung ist der Bundesregie-
rung bekannt. Grundsétzlich konnen Mitgliedsbeitrdge auf eine organi-
sierte Struktur hindeuten. Eine konkrete Beantwortung der Frage in Be-
zug auf Combat 18 kann aus Griinden des Staatswohls jedoch nicht er-
folgen, da Arbeitsmethoden, Vorgehensweisen und Aufklarungsprofile
der Sicherheitsbehdrden des Bundes im Hinblick auf deren kiinftige
Aufgabenerfiillung besonders schutzbediirftig sind. Eine Bewertung der
Medienberichterstattung durch die Bundesregierung lieBe Riickschliisse
auf die nachrichtendienstliche Erkenntnislage zu. Aus der Abwigung
der verfassungsrechtlich garantierten Informationsrechte des Deutschen
Bundestages und seiner Abgeordneten mit den negativen Folgen fiir die
kiinftige Arbeitsfahigkeit und Aufgabenerfiillung der Verfassungsschutz-
behorden sowie den daraus resultierenden Beeintrachtigungen der Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland folgt, dass auch eine Beant-
wortung unter VS-Einstufung, die in der Geheimschutzstelle des Deut-
schen Bundestages einsehbar wére, ausscheidet. Im Hinblick auf den
Verfassungsgrundsatz der wehrhaften Demokratie hilt die Bundesregie-
rung die Informationen der angefragten Art fiir so sensibel, dass selbst
ein geringfligiges Risiko des Bekanntwerdens unter keinen Umsténden
hingenommen werden kann.

27. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, wel-
Katja Suding che konkreten Schritte im Umgang mit den Kin-
(FDP) dern inhaftierter Anhianger der IS-Terrormiliz, die

bereits nach Deutschland geholt wurden, von Ak-
teuren unternommen wurden bzw. werden (bitte
unter Angabe, welche Akteure), und ob diese
Kinder psychologisch untersucht wurden bzw.
werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Giinter Krings
vom 12. September 2019

In den der Beratungsstelle Radikalisierung des Bundesamts flir Migra-
tion und Fliichtlinge bekannten Féllen der nach Deutschland gebrachten
Kinder wurden Fallkonferenzen zwischen den beteiligten Behorden
durchgefiihrt und Kontakt zu den zustidndigen Jugenddmtern zur Koordi-
nierung der weiteren MafBnahmen aufgenommen. Die erforderlichen
MaBnahmen der Kinder- und Jugendhilfe treffen diese unter Betrachtung
des Einzelfalls in eigener Zusténdigkeit.

Insbesondere die Moglichkeiten der traumatherapeutischen Einbindung
wurden von den Jugenddmtern mit Unterstiitzung der seit 2019 instal-
lierten Riickkehrkoordinierenden gepriift.

Die Riickkehrkoordinierenden stehen den Akteuren der Kinder- und Ju-
gendhilfe zudem als Schnittstelle zu den zustdndigen Sicherheitsbehor-
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den und als Ansprechpersonen in Fragestellungen des religids begriinde-
ten Extremismus zur Verfligung.

Geschaftsbereich des Auswartigen Amts

28. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung den Erfolg der
Luise Amtsberg EU-Tiirkei-Vereinbarung (www.consilium.euro
(BUNDNIS 90/ pa.eu/de/press/press-releases/2016/03/18/eu-tur
DIE GRUNEN) key-statement/), vor dem Hintergrund der vielfach

dokumentierten Abschiebungen syrischer Fliicht-
linge aus der Tiirkei nach Syrien und auch in um-
kampfte Gebiete wie Idlib entgegen geltendem in-
ternationalem Recht (www.spiegel.de/politik/aus
land/eu-tuerkei-abkommen-wie-recep-tayyin-
erdogan-den-fluechtlingsdeal-torpediert-
a-12801.74.html) und angesichts der einseitigen
Aufkiindigung durch den tiirkischen AuBBenminis-
ter Mevliit Cavusoglu (www.euractiv.com/secti
on/global-europe/news/turkey-suspends-deal-
with-the-eu-on-migrant-readmission/?-
2a=2.69188116.463422157,1564049182-1407596
902.1496044065) sowie mit Blick auf die durch
das bayerische Verwaltungsgericht Miinchen ge-
stoppte Uberstellung eines Fliichtlings aus Syrien
nach Griechenland, weil ihm dort aufgrund der
EU-Tiirkei-Vereinbarung die Abschiebung in die
Tiirkei drohe (www.proasyl.de/wp-content/uplo
ads/VG-M%C3%BCnchen-17Julil9.pdf)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 9. September 2019

Auf die Antwort der Bundesregierung vom 2. August 2019 auf die
Schriftliche Frage 30 auf Bundestagsdrucksache 19/12129 der Abgeord-
neten Gokay Akbulut sowie auf die Antwort der Bundesregierung auf
die Schriftliche Frage 60 des Abgeordneten Johannes Huber auf Bundes-
tagsdrucksache 19/12234 wird verwiesen.

Der in der Fragestellung angefiihrte Beschluss des Bayerischen Verwal-
tungsgerichts Miinchen vom 17.Juli 2019 erging im einstweiligen
Rechtsschutz, eine Entscheidung in der Hauptsache steht aus. Die Bun-
desregierung verfolgt die Rechtsprechung zu dieser Thematik aufmerk-

sam.
29. Abgeordnete Inwiefern eignet sich nach Ansicht der Bundes-
Luise Amtsberg regierung die EU-Tiirkei-Vereinbarung (www.con
(BUNDNIS 90/ silium.europa.de/press/press/2016/03/18/eu-tur

DIE GRUNEN) key-statement/) als Vorbild fiir Vereinbarungen
mit Landern siidlich der Sahara (www.vatican
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news.va/de/kirch/news/2019-08/debatte-staatli
che-seenotrettung-spanien-lampedusa.html), wie
auch von dem Abgeordneten Armin Schuster vor-
geschlagen, und inwiefern sicht sie in solchen
Vereinbarungen eine Alternative zu staatlicher
Seenotrettung auf dem Mittelmeer?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 9. September 2019

Die EU-Tiirkei-Erklarung vom 18. Mérz 2016 ist spezifisch auf die Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Flucht und Migration zwischen der EU
und der Tirkei zugeschnitten. Ob und inwieweit diese Erkldrung oder
einzelne ihrer Elemente sich als Vorbild fiir die Zusammenarbeit mit
Léndern siidlich der Sahara eignen wiirden, wére fiir jedes Land spezi-
fisch zu betrachten. Einen Bezug zur staatlichen Seenotrettung im Mit-
telmeer sieht die Bundesregierung insoweit nicht.

30. Abgeordneter Wie schitzt die Bundesregierung die Stirke und
Bijan Djir-Sarai Kapazitét des Islamischen Staates (IS), sowie die
(FDP) Bedrohungslage durch den IS im Irak ein?

Antwort des Staatssekretirs Niels Annen
vom 9. September 2019

Nach Verlust der territorialen Kontrolle konnte sich IS als Terrororgani-
sation im Kerngebiet in Irak und Syrien konsolidieren und funktionie-
rende Untergrundstrukturen ausbauen. Die Terrororganisation IS verfiigt
noch immer {iber mehrere Tausend Kidmpfer und aktive Unterstiitzer.
Aktuell richtet IS sein Handeln auch darauf aus, insbesondere in Gebie-
ten, in denen die rdumliche Kontrolle durch Sicherheitskriafte noch nicht
nachhaltig gewdhrleistet ist, wieder Einfluss auszuiiben und die Sicher-
heitssituation mafigeblich zu destabilisieren. IS stellt damit nicht nur ei-
ne Bedrohung fiir die Stabilitit Iraks und der Region, sondern weiterhin
auch fiir die internationale Sicherheit dar.

Dariiber hinaus kann die Beantwortung der Frage nicht offen erfolgen.
Zwar ist der parlamentarische Informationsanspruch grundsétzlich auf
die Beantwortung gestellter Fragen in der Offentlichkeit angelegt. Die
Einstufung der Antworten auf die vorliegende Frage als Verschlusssache
(VS) mit dem Geheimhaltungsgrad ,,VS — Nur fiir den Dienstgebrauch*
ist aber im vorliegenden Fall im Hinblick auf das Staatswohl erforder-
lich. Nach § 3 Nummer 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum
materiellen und organisatorischen Schutz von Verschlusssachen (Ver-
schlusssachenanweisung, VSA), sind Informationen, deren Kenntnis-
nahme durch Unbefugte fiir die Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines ihrer Lénder nachteilig sein kdnnen, entsprechend einzu-
stufen. Eine Veroffentlichung von Einzelheiten betreffend solche Er-
kenntnisse wiirde zu einer wesentlichen Schwichung der dem BND zur
Verfiigung stehenden Mdoglichkeiten zur Informationsgewinnung fiihren.
Dies kann fiir die wirksame Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben der
Nachrichtendienst und damit fiir die Interessen der Bundesrepublik
Deutschland nachteilig sein. Diese Informationen werden daher gemaf
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§ 3 Nummer 4 VSA als ,,VS — Nur fiir den Dienstgebrauch® eingestuft
und dem Deutschen Bundestag gesondert {ibermittelt.”

31. Abgeordneter Durch wen wird der Twitteraccount des Bundes-
Stephan Brandner ministers des Auswirtigen Heiko Maas betreut,
(AfD) und in welcher Hohe fallen dem Bundeshaushalt

fiir die Betreuung Kosten an (bitte um jihrliche
Angaben seit 2017)?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 13. September 2019

Der Twitterkanal des Bundesministers des Auswartigen, Heiko Maas,
wird durch sein Abgeordneten-Biiro in Berlin betreut. Dies geht auch
aus dem Impressum hervor.

Fiir den Einzelplan 05 des Bundeshaushalts fallen keine Kosten an.

32. Abgeordneter Welche MaBnahmen ergreift die Bundesregierung
Michel Brandt gegen die Beschlagnahmung des deutschen Ret-
(DIE LINKE.) tungsschiffes ,,Eleonore™ der zivilen Rettungsor-

ganisation Mission Lifeline durch italienische Be-
horden, und wie schiitzt sie die Crew des Schiffes,
die 104 Menschen aus Seenot rettete und in einer
Notlage den ndchstgelegenen sicheren Hafen an-
laufen musste, vor Strafverfolgungen (www.tages
schau.de/ausland/rettungsschiff-eleonore-ha
fen-103.html)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 11. September 2019

Die Beschlagnahme des Schiffes ,,Eleonore” unterliegt italienischen
Rechtsvorschriften. Die rechtliche Uberpriifung und Anwendung dieser
Vorschriften obliegt den unabhdngigen italienischen Gerichten.

Die Bundesregierung stand wihrend des Seenotrettungsfalls mit dem
Kapitén der ,,Eleonore” in Kontakt. Sie wird ihn und seine Besatzung
bei Bedarf konsularische betreuen.

33. Abgeordneter Inwiefern hat sich die Bundesregierung zum Ent-
Kai Gehring zug der Staatsbiirgerschaft von Millionen Ein-
(BUNDNIS 90/ wohnerinnen und Einwohnern Indiens gegeniiber

DIE GRUNEN) der dortigen Regierung verhalten (https://taz.de/
Umstrittene-Entscheidung-in-Indien/15619687),
und inwiefern gab es in diesem Zusammenhang
eine Zusammenarbeit zur gemeinsamen Positio-
nierung innerhalb der Européischen Union?

*  Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.


https://www.tagesschau.de/ausland/rettungsschiff-eleonore-hafen-103.html
https://taz.de/Umstrittene-Entscheidung-in-Indien/15619687
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Antwort des Staatssekretirs Niels Annen
vom 12. September 2019

Die Problematik des drohenden Entzugs der indischen Staatsangehorig-
keit von Einwohnerinnen und Einwohnern des Bundesstaates Assam
wurde in den letzten Monaten mehrfach im Kreis der Botschaften der
Mitgliedstaaten der Europdischen Union (EU) in New Delhi besprochen.
In einem Gesprich mit dem Staatssekretir im indischen AuBlenministe-
rium am 2. September 2019 haben Vertreter der Deutschen Botschaft
New Delhi und anderer diplomatischer Missionen ihre Besorgnis zum
Ausdruck gebracht. Die EU-Delegation in New Delhi bereitet aktuell ein
Treffen der Botschaften der EU-Mitgliedstaaten mit Rechtsexperten und
Vertretern von Menschenrechtsorganisationen vor.

Die Bundesregierung wird auch kiinftig in bilateralen Kontakten mit In-
dien und in Zusammenarbeit mit den EU-Partnern die Bedeutung der
Wahrung elementarer Rechte der Betroffenen unterstreichen.

34. Abgeordnete Welche einzelnen Mallnahmen hat die Bundes-
Daniela Kluckert  regierung unternommen und plant sie zu unter-
(FDP) nehmen, um den Betrieb des ,,City Hostels Ber-

lin“ auf dem Grundstiick der nordkoreanischen
Botschaft (GlinkastraB3e 5, 10117 Berlin) zu unter-
binden, der gegen die UN-Resolution 2321
(Punkt 18) vom 30. November 2016 sowie gegen
die Verordnung (EU) 2017/330 vom 27. Februar
2017 verstofit (www.tagesschau.de/investiga
tiv/ndr-wdr/nordkorea-hostel-105.html)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Michaelis
vom 10. September 2019

Die Umsetzung der von den Vereinten Nationen und der Europiischen
Union verhingten Sanktionen ist Kernanliegen der Bundesregierung.

Die Bundesregierung hat die Thematik des ,,City Hostel Berlin“ regel-
mafig in Berlin und Pjongjang mit Vertretern der Demokratischen
Volksrepublik Korea (DVRK) aufgenommen. Die DVRK hat die Bun-
desregierung dariiber informiert, dass sie infolgedessen eine Raumungs-
klage gegen die Betreiber des ,,City Hostels Berlin® eingereicht habe,
welche mangels Einzahlung des Gerichtskostenvorschusses bisher nicht
zugestellt worden sei. Die Bundesregierung drangt die DVRK mit Nach-
druck zur Einzahlung des Gerichtskostenvorschusses.

Ferner wird die Durchsetzung der Bestimmungen der AuBenwirtschafts-
verordnung verfolgt.

Die Bundesregierung steht in der Frage ferner im Kontakt mit dem Be-
zirk Berlin Mitte, in dessen Zustiandigkeit ordnungsrechtliche Mafnah-
men in dieser Angelegenheit fallen.

35. Abgeordneter Auf welcher volkerrechtlichen Grundlage hélt die
Jiirgen Trittin Bundesregierung eine Beobachtungsmission in
(BUNDNIS 90/ der Strale von Hormuz, wie von AuBenminister

DIE GRUNEN) Heiko Maal} vorgeschlagen (www.badische-zei


http://www.tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/nordkorea-hostel-105.html
http://www.badische-zeitung.de/maas-will-eu-beobachtermission-im-persischen-golf-x1x-176106683.html
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tung.de/maas-will-eu-beobachtermission-im-persi
schen-golf-x1x-176106683.html), realisierbar, an-
gesichts meiner Ansicht nach der Tatsache, dass
dies aller Voraussicht nach nicht mit dem Postulat
der ,,ziigigen Transitdurchfahrt nach Artikel 38
Absatz 1 des Seerechtsiibereinkommens der Ver-
einten Nationen (https://eur-lex.europa.eu/LexUri
Serv/LexUriServ.do?uri=0OI1:L:1998:179:
0003:0134:DE:PDF) vereinbar ist?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 9. September 2019

Volkerrechtliche Grundlage fiir jegliche Uberlegungen zu einer Be-
obachtungsmission in der Strale von Hormuz ist das Seerechtsiiberein-
kommen der Vereinten Nationen (SRU), das auch von Iran unterzeichnet
worden ist, sowie entsprechendes Volkergewohnheitsrecht iiber die
Durchfahrt in Meerengen. Das SRU enthilt fiir Meerengen, die wie die
Strafle von Hormuz der internationalen Schifffahrt dienen, ein besonde-
res Rechtsregime zur Ausiibung der Freiheit der Schifffahrt. Danach be-
steht — sowohl flir Handels- als auch flir Kriegsschiffe — das Recht auf
ununterbrochene und ziigige Transitdurchfahrt, die grundsétzlich nicht
behindert werden darf. Fiir Kriegsschiffe bedeutet dies, dass diese im
Rahmen einer Transitdurchfahrt durch Nutzung eines Radars oder Echo-
lots zu Navigationszwecken ein Lagebild erstellen und Vorkehrungen
zum Eigenschutz treffen kdnnen. Dariiber hinaus besteht die Mdglich-
keit zur Erstellung eines Lagebilds auf Positionen auBerhalb der Strafe
von Hormuz.

36. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die volker-
Jiirgen Trittin rechtliche Grundlage der von den USA angefiihr-
(BUNDNIS 90/ ten Operation ,,Sentinel“ zum Schutz von Han-
DIE GRUNEN) delsschiffen in der Strale von Hormuz, und wur-

de diese Bewertung bei der Entscheidung, dass
Deutschland die Anfrage um Beteiligung an der
Mission durch die USA ablehnt, mit herangezo-
gen?

Antwort der Staatssekretirin Antje Leendertse
vom 9. September 2019

Das US-gefiihrte ,,International Maritime Security Construct® (IMSC,
unter anderem ,,Sentinel) kann sich auf die oben angefiihrten seerechtli-
chen Grundlagen stiitzen. Die Entscheidung der Bundesregierung, dass
Deutschland sich am IMSC nicht beteiligt, wurde unter Beriicksichti-
gung dieses und weiterer Aspekte getroffen.


http://www.badische-zeitung.de/maas-will-eu-beobachtermission-im-persischen-golf-x1x-176106683.html
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OI:L:1998:179:0003:0134:DE:PDF
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie

37. Abgeordneter »Erachtet die Bundesregierung einen Abschluss
Fabio De Masi des EU-Mercosur-Handelsabkommens angesichts
(DIE LINKE.) der Positionen von Irland, Frankreich und Luxem-

burgs noch fiir sinnvoll bzw. rechnet die Bundes-
regierung trotz der Positionen noch mit einer Ra-
tifizierung des Handelsabkommens durch die EU-
Staaten (www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/ama
zonas-braende-gefaerden-mercosur-handelsver
trag-der-eu-a-1283863.html“?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 9. September 2019

Die Bundesregierung hat die Verhandlungen tiber das EU-Mercosur As-
soziierungsabkommen aktiv begleitet und unterstiitzt. Mit der politi-
schen Einigung zum Handelsteil am 28. Juni 2019 konnte ein ambition-
iertes, ausgewogenes und umfassendes Abkommen erzielt werden. Mo-
mentan findet die formaljuristische Priifung (,,legal scrubbing*) der Ab-
kommenstexte statt, so dass sich aktuell die Frage nach Ratifizierung
bzw. Abschluss nicht stellt. Mit einem zukiinftigen Inkrafttreten bietet
das Assoziierungsabkommen einen wichtigen Hebel zur stirkeren Bin-
dung der Partner aus den Mercosur-Staaten an multilaterale Umwelt-
und Klimaabkommen, z. B. an das Pariser Klimaiibereinkommen mit-
samt seiner Vereinbarungen zur Verringerung von Treibhausgasemissio-
nen und zur Beendigung der illegalen Abholzung von Wéldern.

38. Abgeordneter Wie viel Geld hat die Bundesregierung 2016 in
Christian Diirr die Erforschung sauberer Energien im Sinne der
(FDP) Mission Innovation (www.mission-innovati

on.net/wp-content/uploads/2015/11/Mission-Inno
vation-Joint-Launch-Statement.pdf) investiert
(bitte nach Jahr und Haushaltstitel aufschliisseln),
und wird sie das vereinbarte Ziel einer Verdoppe-
lung gemiBl der Finanzplanung bis 2021 errei-
chen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 11. September 2019

Die Bundesregierung hat in den Jahren 2016 bis 2018 Fordermittel von
insgesamt 1.856.284 Euro im Sinne der Vereinbarung zur internationa-
len Initiative Mission Innovation verausgabt. Der Bezugswert flir das
Verdoppelungsziel betrdgt fliir Deutschland 450.338 Euro (Jahresbud-
get). Ausgehend von der aktuellen Finanzplanung geht die Bundesregie-
rung davon aus, dass die Erreichung des Verdopplungsziels moglich ist.
Allerdings sind Mittelabfliisse in Férderprogrammen u. a. von Faktoren
abhéngig, auf die die Bundesregierung keinen Einfluss hat.


http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/amazonas-braende-gefaerden-mercosur-handelsvertrag-der-eu-a-1283863.html
http://www.mission-innovation.net/wp-content/uploads/2015/11/Mission-Innovation-Joint-Launch-Statement.pdf
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Aufschliisselung des Mittelabflusses im Einzelnen:

Mittelabfluss in T Euro

Kap. / Titel 2016 2017 2018
0903 / 68301 306.171 393.319 386.824
6092 / 68302 130.703 130.369 112.361
6092 / 68304 13.001 14.348 14.437
3004 / 68541 53.704 82.226 83.856
1005/686 11 und 1005/893 11 17.440 16.517 13.994
6092 / 68613 3.655 33.157 45.265
6092 / 68603 0 522 4.390
6092 / 68603 (ab 2019: 6092 / 89303) 0 0 25
Summe 524.674 670.458 661.152
39. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die im Koalitionsvertrag
Otto Fricke zwischen CDU, CSU und SPD angekiindigte Prii-
(FDP) fung der Einrichtung einer Digitalagentur, die
auch in den am 29. August 2019 vom Bundes-
ministerium fiir Wirtschaft und Energie verdffent-
lichten Eckpunkten der Mittelstandspolitik noch
einmal bekriftigt wurde, bereits abgeschlossen,
und falls ja, zu welchen Ergebnissen kam sie da-
bei, insbesondere hinsichtlich des Standortes?
Antwort des Staatssekretéiirs Dr. Ulrich Nufbaum
vom 9. September 2019
Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird vor dem Hin-
tergrund des Priifauftrags des Koalitionsvertrags der 19. Legislaturperio-
de (Z1706 ff. und Z2776 ff.) kurzfristig konkrete Vorschldge (,,Eckpunk-
te*) zur Einrichtung einer ,,Digitalagentur vorlegen und zur Diskussion
stellen.
40. Abgeordneter Wie viel Mittel verbleiben noch im seit 2016 lau-
Stefan Gelbhaar fenden Forderprogramm Elektromobilitdt (,,Um-
(BUNDNIS 90/ weltbonus Kaufpramie) der Bundesregierung,
DIE GRUNEN) und welche Anpassung der Forderkriterien plant

die Bundesregierung bei absehbarer nicht Aus-
schopfung der Mittel bis zum Ende der Forderpe-
riode 20207

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 9. September 2019

Mit Stand 6. September 2019 sind von den insgesamt zur Verfiigung ste-
henden 600 Millionen Euro rund 198 Millionen Euro ausgezahlt oder fiir
die Auszahlung reserviert. Es stehen somit noch rund 402 Millionen Eu-
ro zur Verfiigung.

Ziel der Bundesregierung ist es, in groem Umfang CO,-arme Pkw auf
die Strafie zu bringen. MaBinahmen, mit denen dieses Ziel erreicht wer-
den kann, werden derzeit im Kabinettausschuss Klimaschutz, dem sog.
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Klimakabinett, beraten. Die Weiterentwicklung der Forderung der Elekt-
romobilitdt ist u. a. Gegenstand dieser noch laufenden Beratungen.

41. Abgeordneter Geht die Bundesregierung von einer fristgerech-
Christian Kiihn ten Inbetriebnahme der Nord Stream 2 Pipeline
(Tiibingen) zum Ende des Jahres aus, und wie stellt sich nach
(BUNDNIS 90/ Kenntnis der Bundesregierung der Verhandlungs-

DIE GRUNEN) stand zwischen der Ukraine und Russland beziig-
lich einer moglichen Verlingerung der Gasdurch-
leitung durch die Ukraine nach Europa dar
(www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilun
2en/2019/20190617-gastransit-durch-die-ukraine-
sicherstellen.html)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 6. September 2019

Die Bundesregierung geht davon aus, dass der Genehmigungsprozess in
Déanemark bald abgeschlossen ist und eine fristgerechte Inbetriebnahme
erfolgt.

Der Bundesregierung ist bekannt, dass die trilateralen Gesprache zwi-
schen der EU-Kommission, der Ukraine und Russland zum Transit rus-
sischen Gases durch die Ukraine am 16. September 2019 wieder aufge-
nommen und zligig auf eine neue Transitvereinbarung hingearbeitet wer-
den soll.

Die Bundesregierung nutzt weiterhin ihre Gesprachskontakte mit der
ukrainischen ebenso wie mit der russischen Seite, um fiir den zligigen
Abschluss einer neuen Vereinbarung iiber den Transit von russischem
Erdgas in die EU zu werben. Sie geht davon aus, dass bis zum Ende des
Jahres eine Regelung tiber den Transit russischen Gases erreicht werden

kann.

42. Abgeordneter Hat die Bundesregierung seit Beginn der sau-
Stefan Liebich disch-gefiihrten Intervention in Jemen Reexport-
(DIE LINKE.) genehmigungen an Grofbritannien, Italien und/

oder Spanien fiir die Lieferung von Ersatzteilen,
Komponenten etc. fiir die Kampfflugzeuge der
Typen Tornado und Eurofighter an Saudi-Arabien
erteilt (falls ja, bitte unter Angabe des Datums der
Genehmigung, des Gutes sowie des Landes, dem
die Genehmigung erteilt wurde und nach Kampf-
flugzeug aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 11. September 2019

Die Bundesregierung hat keine Reexportgenehmigungen im Sinne der
Fragestellung erteilt.


http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2019/20190617-gastransit-durch-die-ukraine-sicherstellen.html
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43. Abgeordneter Welche Ersatzteile/Komponenten fiir die Kampf-
Stefan Liebich flugzeuge der Typen Tornado und Eurofighter
(DIE LINKE.) wurden aus Grofbritannien, Italien und/oder Spa-

nien nach Saudi-Arabien geliefert, die urspriing-
lich aus Deutschland bezogen worden sind (bitte
nach Datum/Gut/Exporteur aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 13. September 2019

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden Informationen vor.

44. Abgeordneter Welche verbindlichen Verpflichtungen ergeben
Pascal Meiser sich nach Kenntnis der Bundesregierung flir die
(DIE LINKE.) Foderative Republik Brasilien aus dem vorliegen-

den Entwurf fiir ein Handelsabkommen zwischen
der Européischen Union und den Mercosur-Staa-
ten hinsichtlich einer nachhaltigen Land- und
Forstwirtschaft sowie insbesondere hinsichtlich
einer Beschrankung der weiteren Brandrodung im
Amazonas-Regenwald, und sind im Rahmen des
Abkommens gegebenenfalls konkrete Sanktionen
oder Klagemoglichkeiten vorgesehen, falls vorge-
nannte Verpflichtungen nicht eingehalten werden
und insbesondere die grofflichige Brandrodung
des Amazonas-Regenwald fortgesetzt wird (bitte
in der Antwort auf die entsprechenden Passagen
im Vertragstext hinweisen)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 9. September 2019

Das Abkommen zwischen der EU und dem MERCOSUR beruht auf der
Pramisse, dass Handel die nachhaltige Entwicklung fordern soll. Daher
enthélt das Abkommen ein spezielles, rechtsverbindliches Kapitel iiber
Handel und nachhaltige Entwicklung (6ffentlich einsehbar unter http://
trade.ec.europa.eu/doclib/html/158166.htm). Darin vereinbaren die
Parteien, ihre Handelsbeziehungen in einer Weise zu gestalten, die zu ei-
ner nachhaltigen Entwicklung beitrdgt und auf ihren multilateralen Ver-
pflichtungen in den Bereichen Umwelt und Arbeit aufbaut.

Im Nachhaltigkeitskapitel wird explizit die effektive Umsetzung des Pa-
riser Klimaschutziibereinkommens verankert (Art. 6 Abs. 2 (a). Somit
besteht mit dem Nachhaltigkeitskapitel ein zusétzlicher Hebel, um die
Partnerldnder an das Pariser Klimaschutziibereinkommen zu binden.
Dieses umfasst eine Zusage Brasiliens, die Nettotreibhausgasemissionen
bis 2025 gegeniiber dem Stand von 2005 um 37 % zu verringern. Dane-
ben umfasst das Pariser Klimaschutzabkommen auch Bestimmungen ge-
gen Entwaldung, darunter MaBnahmen zur Beendigung der illegalen
Abholzung von Wildern. Zudem sollen iiber die 2030-Agenda fiir nach-
haltige Entwicklung, zu deren Zielen sich auch Brasilien und die weite-
ren MERCOSUR-Staaten verpflichtet haben, Mechanismen erarbeitet
werden, die dem Klimawandel entgegenwirken.


http://trade.ec.europa.eu/doclib/html/158166.htm
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Ferner enthilt das Nachhaltigkeitskapitel in Art. 8 Regelungen zu nach-
haltiger Waldwirtschaft sowie die Pflicht zur Bekdmpfung des illegalen
Holzeinschlags. Die Parteien verpflichten sich, die Einbeziehung der lo-
kalen und indigenen Bevdlkerung in nachhaltige Lieferketten bzgl. Holz
und Nichtholz-Produkten zu fordern, um ihre Lebensbedingungen und
die nachhaltige Bewirtschaftung der Walder zu verbessern (Art. 8 (2) b).
Vorgesehen ist zudem die Zusammenarbeit in bilateralen, regionalen und
internationalen Foren mit Blick auf Handel, Schutz der Waldbedeckung
und Foérderung von Reduktion der Entwaldung und nachhaltiger Wald-
bewirtschaftung im Einklang mit der 2030-Agenda fiir nachhaltige Ent-
wicklung.

Dariiber hinaus verpflichten sich die Parteien, die von ihnen unterzeich-
neten multilateralen Umweltabkommen zu fordern und effektiv umzu-
setzen (Art. 5), darunter beispielsweise das Ubereinkommen iiber die Bi-
ologische Vielfalt (CBD) und das Ubereinkommen iiber den internatio-
nalen Handel mit gefdhrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen
(CITES) (Art. 7). SchlieBlich verpflichten sich die Parteien, verantwor-
tungsvolle Lieferketten und verantwortungsvolle Unternehmenspraxis
sowie internationale Instrumente in diesem Bereich zu fordern, darunter
die OECD-Leitsitze fiir multinationale Unternehmen und den sektorspe-
zifischen OECD-FAO Leitfaden fiir verantwortungsvolle landwirtschaft-
liche Lieferketten (Art. 11).

Die rechtlich verbindlichen Bestimmungen des Nachhaltigkeitskapitels
unterliegen einem abgestuften, dialogorientierten Durchsetzungsmecha-
nismus (Art. 15-17).

Dieser Mechanismus sieht Regierungskonsultationen (Art. 16) vor, im
Rahmen derer die Auslegung und Anwendung des Nachhaltigkeitskapi-
tels auf Antrag einer Partei diskutiert werden kann. Falls multilaterale
Abkommen Gegenstand der Konsultationen sind, sollen auch Informati-
onen von relevanten multilateralen Institutionen (Internationale Arbeits-
organisation oder Institutionen, die fiir multilaterale Umwelt- und Kli-
maabkommen verantwortlich sind) beriicksichtigt werden. Ebenso sind
Stellungnahmen der Zivilgesellschaft zu berticksichtigen.

Fiir den Fall, dass die Regierungskonsultationen zu keiner fiir beide Sei-
ten zufriedenstellenden Losung fiihren, kann in einem zweiten Schritt
die Einsetzung eines unabhdngigen Sachverstindigengremiums (,,panel
of experts®) von einer Partei beantragt werden (Art. 17). Das Gremium
untersucht den vorliegenden Sachverhalt mit Blick auf die relevanten
Regelungen des Nachhaltigkeitskapitels und macht Empfehlungen zu
dessen Losung. Ein entsprechender Bericht wird offentlich zugénglich
gemacht.

Die Umsetzung von angemessenen MafBnahmen zur Losung des Sach-
verhalts wird vom Unterausschuss fiir Handel und nachhaltige Entwick-
lung unter Einbindung der Zivilgesellschaft iiberwacht. Um die Verwirk-
lichung der Ziele des Nachhaltigkeitskapitels zu verbessern, erdrtern die
Vertragsparteien dessen wirksame Umsetzung, einschlieBlich einer et-
waigen Uberpriifung der Bestimmungen (Art. 18 (1)). Der Unteraus-
schuss Handel und Nachhaltigkeit kann Anderungen der einschligigen
Bestimmungen dieses Kapitels empfehlen (Art. 18 (2)). Zudem hat die
Bundesregierung in einer Stellungnahme an die Europdische Kommissi-
on eine ergebnisoffene Priifung (,,modelling exercise) moglicher Alter-
nativen (u.a. auch unter Einschluss von Zwangsmafinahmen) vorge-
schlagen.
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45. Abgeordneter Wann wird nach Kenntnis der Bundesregierung
Pascal Meiser das nach Informationen der ,,Berliner Morgen-
(DIE LINKE.) post™ durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft

und Energie (BMWi) eingeleitete Investitionsprii-
fungsverfahren gegeniiber dem US-amerikani-
schen Unternehmen Infinera Corporation abge-
schlossen sein (Berliner Morgenpost: ,,Regierung
greift bei Infinera in Spandau ein®, 30. Juli 2019),
insbesondere angesichts der Tatsache, dass der
Produktionsstandort in Berlin-Spandau nicht zum
30. September 2019, sondern bereits Ende August
2019 schlielen soll (Berliner Morgenpost: ,,Infi-
nera schliet Spandau-Werk frither”, 5. August
2019), und der Tatsache, dass der Infinera For-
schungsstandort in Miinchen ebenfalls akut von
der SchlieBung betroffen ist und somit nicht nur
tiber 200 weitere Beschiftigte ihren Arbeitsplatz
verlieren koénnten, sondern auch weiteres, techni-
sches Know-how fiir die Bundeswehr und andere
Sicherheitsbehdrden der Bundesrepublik Deutsch-
land verloren gingen (golem.de: ,Infinera will
weitere Massenentlassungen in Deutschland®,
9. August 2019), und, falls die Bundesregierung
nicht absehen kann, wann das vom Bundesminis-
terium fiir Wirtschaft und Energie (BMWi) einge-
leitete Investitionspriifungsverfahren abgeschlos-
sen sein wird, welche Mallnahmen hat sie einge-
leitet bzw. wird sie von Amtswegen einleiten, um
das weitere Schaffen von Fakten (z. B. Abfluss
von sicherheitsrelevantem technischem Know-
how) durch die Infinera Corporation zumindest
bis zum Abschluss des Priifverfahrens zu unter-
binden?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Ulrich Nufibaum
vom 9. September 2019

Das aulenwirtschaftliche sektoriibergreifende Investitionspriifverfahren
wegen des Erwerbs der Coriant GmbH & Co. KG durch die Infinera
Corporation ist noch nicht abgeschlossen. Die Dauer eines Verfahrens
hiangt von vielen Faktoren ab und lasst sich nicht vorhersagen. Die Ein-
leitung eines sektoriibergreifenden Priifverfahrens fiihrt jedoch nicht da-
zu, dass der Erwerber irgendwelchen Einschrankungen unterliegt — we-
der in Bezug auf den Erwerb des Unternehmens noch in Bezug auf un-
ternehmerische Entscheidungen. Selbst im Fall einer Untersagung ist
zwar der Erwerb riickabzuwickeln, die vom Erwerber getroffenen Unter-
nehmensentscheidungen, wie z. B. Kiindigungen oder Schlieungen von
Standorten, sind von der Untersagungsverfiigung aber nicht betroffen.
Uber deren Riicknahme hat der VerduBerer zu entscheiden, der dann
wieder die Entscheidungsgewalt {iber das Unternehmen hat.

46. Abgeordneter Welche Konsequenzen in Bezug auf Artikel 5
Martin Sichert Absatz 1 des Grundgesetzes zieht die Bundes-
(AfD) regierung aus der Aussage des Beauftragten der



Drucksache 19/13176 -32- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Bundesregierung fiir die neuen Bundeslidnder und
Parlamentarischen Staatssekretiar beim Bundesmi-
nister fiir Wirtschaft und Energie, Christian Hirte,
der in seiner Funktion als Teil der Bundesregie-
rung die Aussage der MDR-Moderation in der
ARD Wahlsendung vom 1. September 2019 in
den Medien offen kritisierte und die Bezeichnung
,ourgerliche Koalition* als ,,ungeschickt® und
»total unpassend” kommentierte (https://bit.ly/
21lvnHVk) sowie die Partei die Alternative fiir
Deutschland als ,,alles andere als biirgerlich™ be-
zeichnete (https://bit.ly/2IVBhBI), und gehort die-
se Form der Kommentierung von journalistischen
Aussagen bzw. Titigkeiten zum tblichen Vorge-
hen der Bundesregierung im Lichte des genannten
Grundgesetz Artikels?

Antwort des Staatssekretir Dr. Ulrich Nufibaum
vom 10. September 2019

Die Bundesregierung kommentiert die Aussagen des Beauftragten fiir
die neuen Bundeslédnder nicht. In der Bundesrepublik Deutschland gilt
der in Art. 5 Abs. 1 Grundgesetz verankerte Grundsatz der Meinungs-

freiheit.

47. Abgeordneter Welche Wirkung hinsichtlich des Klimaschutzes
Frank Sitta verspricht sich die Bundesregierung von Vorga-
(FDP) ben und Forderung flir Energieeffizienz von

Elektrogeriten, wie z. B. der Nationale Top-Run-
ner-Initiative, unter Beriicksichtigung der Wech-
selwirkung dieser Instrumente mit dem EU-Emis-
sionshandelssystem (ETS)?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 13. September 2019

Die Bundesregierung setzt bei ihren Anstrengungen zur Steigerung der
Energieeffizienz auf einen Mix aus rechtlichen und marktbasierten In-
strumenten, die sich zum Teil gegenseitig ergdnzen, um einen groBtmog-
lichen Effekt zu erzielen. Mit der EU-Okodesign-Richtlinie werden
Anforderungen an die Energie- und Ressourceneffizienz von energiever-
brauchsrelevanten Produkten an die Hersteller gestellt. Die EU-Energie-
verbrauchskennzeichnungs-Verordnung verpflichtet die Hersteller und
Héndler zur Kennzeichnung ihrer Produkte, um Verbraucherinnen und
Verbraucher iiber den Grad der Energieeffizienz der Geréte zu informie-
ren. Beide Instrumente sind sehr erfolgreich und konnten bei den unter
die Regelung fallenden Produktgruppen zu einer Steigerung von Ener-
gieeffizienz und damit zum Klimaschutz beitragen.

Die Nationale Top-Runner Initiative hat zum Ziel, die Marktdurchdrin-
gung energieeffizienter, qualitativ hochwertiger Geréte zu unterstiitzen
und Verbraucherinnen und Verbraucher zu motivieren, auf besonders
sparsame Gerédte umzusteigen. Es handelt sich dabei um eine reine Infor-


https://bit.ly/2lvnHVk
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mationsmalinahme fiir private Verbraucher. Diese Malinahme trigt dazu
bei, den Stromverbrauch und die CO,-Emissionen von privaten Haus-
halten zu vermindern und damit die nationalen wie die europdischen
Klimaschutzziele zu erreichen.

Der abnehmende Stromverbrauch durch MaBnahmen zur Verbesserung
der Energieeftizienz wurde bereits durch die Abbildung der EU-Energie-
effizienzziele bei der Festlegung der Gesamtemissionsmenge im EU-
Emissionshandel fiir die Handelsperiode 2013 bis 2020 beriicksichtigt.
Solange die Effizienzverbesserungen innerhalb der EU nicht deutlich
von diesen Zielwerten abweichen, fithren zusétzliche nationale Malinah-
men lediglich zu den planméBigen Auswirkungen im EU-Emissionshan-

del.

48. Abgeordneter Welchen Umfang hatten Ol- oder Gasimporte
Jiirgen Trittin nach Deutschland, die bei Lieferung den Weg
(BUNDNIS 90/ durch die Strale von Hormuz absolvieren miis-

DIE GRUNEN) sen, in den letzten zehn Jahren?

Antwort des Staatssekretirs Andreas Feicht
vom 6. September 2019

Genaue Angaben, in welchem Umfang fiir Deutschland bestimmte Ol-
mengen die Strale von Hormuz passieren, liegen der Bundesregierung
nicht vor. Dies gilt auch fiir die bestehenden Pipeline-Ausweichrouten
der Petroline (East-West Pipeline) in Saudi-Arabien nach Yanbu am Ro-
ten Meer, der Abu Dhabi Crude Oil Pipeline nach Fujairah am Golf von
Oman und der Irak-Tiirkei-Pipeline nach Ceyhan am Mittelmeer.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und fiir Verbraucherschutz

49. Abgeordnete Von welchen Verbianden, Fachstellen und Einzel-
Doris Achelwilm personen haben das Bundesministerium der Justiz
(DIE LINKE.) und fiir Verbraucherschutz (BMJV) und das

Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Hei-
mat (BMI) Stellungnahmen zum Referentenent-
wurf ,,Gesetz zur Neuregelung der Anderung des
Geschlechtseintrags™ (www.bmjv.de/SharedDocs/
Gesetzgebungsverfahren/DE/Aenderung Ge
schlechtseintrag.html) erhalten (sofern die Anzahl
28 tberschreitet, bitte die ersten 28 Stellungnah-
men), und inwiefern plant die Bundesregierung —
gef. auf Grundlage dieser Eingaben — eine Uber-
arbeitung des Gesetzentwurfs?


http://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Aenderung_Geschlechtseintrag.html
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Antwort des Staatssekretirs Christian Lange
vom 6. September 2019

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz und das
Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat haben Stellungnah-
men unter anderem von ABqueer e. V., Aktion Transsexualitit und Men-
schenrecht e. V., Amnesty International Queeramnesty, Bundesverband
der Deutschen Standesbeamtinnen und Standesbeamten e. V., Bundes-
vereinigung Trans e. V., Deutsche Gesellschaft fiir Kinderendokrinologie
und -diabetologie, Der Parititische Wohlfahrtsverband Gesamtverband,
Deutsche Gesellschaft fiir Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosoma-
tik und Nervenheilkunde e. V., Deutscher Gewerkschaftsverbund, Deut-
scher Bundesjugendring, Deutscher Notarverein, Deutsche Gesellschaft
flir Transidentitdt und Intersexualitit e. V. Rhein-Main, Jugendnetzwerk
Lambda e. V. Kampagnengruppe Dritte Option, Lesben- und Schwulen-
verband in Deutschland e. V., Netzwerk LSBTTIQ Baden-Wiirttemberg,
Oil Germany Internationale Vereinigung intergeschlechtlicher Men-
schen, Transgender Europe, Trans Inter Beratungsstelle, TransInter-
Queer e. V., Trans-Kinder-Netz e. V., Trans Recht e. V., Verein fiir quee-
res Leben, Vereinigung-TransSexuelle-Menschen e. V., Verband fiir les-
bische, schwule, bisexuelle, trans, intersexuelle und queere Menschen in
der Psychologie e. V., Antidiskriminierungsstelle des Bundes, VivaTS
Miinchen e. V. und vom Verband lesbischer und schwuler Polizeibe-
diensteter in Deutschland e. V. erhalten.

Wann ein Entwurf dem Bundeskabinett zur Beschlussfassung vorgelegt
werden wird, steht derzeit noch nicht fest. Der politische Meinungsbil-
dungsprozess ist noch nicht abgeschlossen.

50. Abgeordnete Wie ist der Stand der Umsetzung des Ge-
Doris Achelwilm schlechtsidentititsberatungsgesetzes (GIBG), das
(DIE LINKE.) laut Referentenentwurf (www.bmjv.de/Shared

Docs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/Re
fE_TSG_ Reform.pdf? blob=publicationFilev=1)
zum 1. Mai 2020 in Kraft treten soll, und welche
MaBnahmen sollen als nichstes ergriffen werden,
um eine flachen- und bedarfsdeckende Beratungs-
struktur einzurichten?

Antwort des Staatssekretirs Christian Lange
vom 6. September 2019

Da das Bundeskabinett den Entwurf noch nicht beschlossen hat, sind
Umsetzungsmalnahmen bisher nicht geboten.

51. Abgeordnete Wie begegnet die Bundesregierung der Kritik
Canan Bayram (www.handelsblatt.com/politik/deutschland/koali
(BUNDNIS 90/ tionsausschuss-huerden-fuer-vermieter-oder-sieg-

DIE GRUNEN) der-maklerlobby-kritik-am-wohnpaket-der-gro
ko/24918376-all.html), dass die wohnungspoliti-
schen Beschliisse des Koalitionsausschusses vom
18. August 2019 (zum Beispiel die Mietpreis-
bremse mit umgehungstrachtigen Ausnahmen und


http://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_TSG_Reform.pdf?_blob=publicationFilev=1
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/koalitionsausschuss-huerden-fuer-vermieter-oder-sieg-der-maklerlobby-kritik-am-wohnpaket-der-groko/24918376-all.html

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -35- Drucksache 19/13176

Riigepflicht der Mieter statt ndtiger BuB3geld-An-
drohung nur befristet fortzuschreiben, itiberhéhte
Mieten nur 30 Monate lang statt ab Vertragsbe-
ginn erstatten zu lassen, die steigende Grundsteu-
er weiterhin auf Mieter umzulegen und den Be-
zugszeitraum fiir ortsiibliche Vergleichsmiete von
vier nur auf sechs statt notige zehn Jahre zu ver-
langern) die rasant steigenden Wohnungsmieten
vor allem in den Ballungszentren nicht effektiv
bremsen werden sowie die Mieter nicht wie notig
schiitzen konnen (www.bmjv.de/SharedDocs/Pres
semitteilungen/DE/2019/081819 Mietpa
ket.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita Hagl-Kehl
vom 10. September 2019

Die Bundesregierung nimmt die Kritik zur Kenntnis, weist aber noch
einmal darauf hin, dass zentrale wohnungspolitische Beschliisse des Ko-
alitionsausschusses auf beschlossene MaBnahmen des Wohngipfels zu-
riickgehen. Sie sollen den Anstieg bei bestehenden und kiinftigen Mie-
ten weiter ddmpfen. Gleichzeitig zielt die Bundesregierung darauf ab,
mehr Menschen den Erwerb von Wohneigentum zu ermdglichen. Die
Bundesregierung ist davon iiberzeugt, dass diese MaBnahmen in kurzer
Zeit zu einer weiteren Entlastung der Mieter und Mieterinnen sowie zu
mehr Neubau fiihren werden. Die Bundesregierung wird die Wirksam-
keit der MaBBnahmen beobachten und ggf. weitere Schritte priifen.

52. Abgeordnete Ist der Bundesregierung die Stellungnahme der
Canan Bayram Deutschen Gesellschaft fliir Rechtsmedizin e. V.
(BUNDNIS 90/ vom 2. Mai 2018 bekannt, in der es heilit, ,,dass
DIE GRUNEN) die Methoden der Altersdiagnostik, die sich auf

DNA-Verinderungen stiitzen, derzeit noch inten-
siv beforscht werden® und ,,fiir forensische Frage-
stellungen noch nicht ausreichend validiert™ sind,
und kann, sofern diese Fragen nach Kenntnis der
Bundesregierung geklart sind, somit nach Ansicht
der Bundesregierung in dem vom BMJV am
8. August 2019 verdftentlichten Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Modernisierung des
Strafverfahrens die Erweiterung der forensischen
DNA-Analyse um die Altersbestimmung zugelas-
sen werden (www.dgrm.de/institute/deutschland/
institut-essen/news-essen/stellungnahme-forensi
sche-altersdiagnostik-bei-unbegleiteten-minderja
ehrigen-fluechtlingen/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange
vom 9. September 2019

Die von der Deutschen Gesellschaft fiir Rechtsmedizin verfasste Stel-
lungnahme, auf die sich die Anfrage bezieht, ist der Bundesregierung
bekannt. Sie ist aber flir das Gesetzgebungsvorhaben zur Modernisie-


http://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/081819_Mietpaket.html
http://www.dgrm.de/institute/deutschland/institut-essen/news-essen/stellungnahme-forensische-altersdiagnostik-bei-unbegleiteten-minderjaehrigen-fluechtlingen/
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rung des Strafverfahrens nicht einschldgig, da sie die Feststellung des
Alters von unbegleiteten minderjahrigen Fliichtlingen adressiert und die
hierfiir relevanten Erwédgungen nicht auf das Strafverfahren iibertragbar
sind. Der vom Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
verodffentlichte Referentenentwurf zielt gerade nicht darauf ab, das Alter
eines unbekannten Spurenlegers mithilfe der DNA-Analyse exakt zu be-
stimmen. Ziel ist es vielmehr, die zuldssigen Untersuchungen von DNA-
fahigem Material, die bislang nur das Geschlecht erfassten, um die
Merkmale Augenfarbe, Haarfarbe, Hautfarbe sowie biologisches Alter
zu erweitern. Eine Bestimmung des biologischen Alters mit einer mittle-
ren Abweichung von ca. 4-5 Jahren ist ausreichend, um eine Vorstellung
vom ungefdahren Aussehen des Spurenlegers gewinnen zu konnen. Dies
ist wissenschaftlich validiert, wie beispielsweise der entsprechenden
Stellungnahme der ,,Spurenkommission® entnommen werden kann. Die-
se ist eine gemeinsame Kommission der rechtsmedizinischen und krimi-
naltechnischen Institute in Deutschland. Sie wurde als Einrichtung der
Deutschen Gesellschaft fiir Rechtsmedizin (DGRM) gegriindet. Die
Stellungnahme ist im Internet unter www.gednap.org/de/spurenkommis
sion/ verdffentlicht.

53. Abgeordneter Wann liegt der Referentenentwurf aus dem
Daniel Fost Bundesministerium fiir Justiz und Verbraucher-
(FDP) schutz zur Reform des Unterhaltsrechts voraus-

sichtlich vor, auf den in der Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der
FDP (Bundestagsdrucksache 19/12993, Antwort
zu den Fragen 6 und 7) verwiesen wird, und in
welchem Zeithorizont soll die erwdhnte Abstim-
mung innerhalb der Bundesregierung stattfinden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretéiirs Christian Lange
vom 12. September 2019

Wie in der Antwort zu den Fragen 6 und 7 der Kleinen Anfrage auf Bun-
destagsdrucksache 19/12993 ausgefiihrt wurde, wird im Bundesminis-
terium der Justiz und fiir Verbraucherschutz (BMJV) zur Zeit ein Refe-
rentenentwurf zur Reform des Kindesunterhaltsrechts erarbeitet. Grund-
lage hierflir sind die bereits seit Langerem laufenden Vorarbeiten im
Hause. Eine genaue Angabe zu der Frage, wann der Referentenentwurf
aus dem BMJV vorliegen und in welchem Zeithorizont die Abstimmung
innerhalb der Bundesregierung stattfinden wird, ist derzeit noch nicht

moglich.

54. Abgeordnete Mit welcher Vorgehensweise wird nach Kenntnis
Katrin Helling- der Bundesregierung, vom Bundesministerium
Plahr der Justiz und fiir Verbraucherschutz und dem
(FDP) Bundesgerichtshof (www.bundesgerichtshof.de/

shared-Docs/Pressemitteilungen/DE/
2019/2019113.html?nn=10690868), bereits nach
geeigneten Réumlichkeiten fiir die Einrichtung
des neuen 6. Strafsenats in Leipzig gesucht, und
wie lange wird diese Suche voraussichtlich noch
andauern?


http://www.gednap.org/de/spurenkommission/
http://www.bundesgerichtshof.de/shared-Docs/Pressemitteilungen/DE/2019/2019113.html?nn=10690868

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -37 - Drucksache 19/13176

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Lange
vom 11. September 2019

Die Suche nach geeigneten Raumlichkeiten fiir die Unterbringung des
beim Bundesgerichtshof neu einzurichtenden 6. Strafsenats in Leipzig
richtet sich — wie generell bei der Suche des Bundes nach Mdglichkeiten
zur Deckung von festgestelltem Raumbedarf — nach den einschligigen
Vorgaben des Bundes, insbesondere nach den Richtlinien fiir die Durch-
filhrung von Bauaufgaben des Bundes (RBBau) sowie den Vorgaben der
Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben (BImA).

Das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz, der Bun-
desgerichtshof, der Generalbundesanwalt, die beteiligten Behdrden der
Stadt Leipzig und des Freistaats Sachsen arbeiten derzeit mit Hochdruck
an einer Losung fiir die Unterbringung des noch zu errichtenden
6. Strafsenats in Leipzig. Anders als in Karlsruhe scheidet in Leipzig ei-
ne voriibergehende Unterbringung des zusétzlichen Personals in der Be-
standsliegenschaft aus Raumgriinden aus. Alle Beteiligten kooperieren
intensiv, um sehr ziigig eine Unterbringung zu ermoglichen.

55. Abgeordneter Nach welchen Kriterien und in welchen Zeitréu-
Christian Sauter men fiihrt das zustédndige Bundesamt fir Justiz
(FDP) (Bf)) fiir die betroffenen Vereine Uberpriifungs-

verfahren der Eintragungsvoraussetzungen als
»qualifizierte Einrichtung® im Sinne des Unterlas-
sungsklagengesetzes (UKlaG) durch?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita Hagl-Kehl
vom 9. September 2019

Nach § 4 Absatz 2 Satz 4 Unterlassungsklagengesetz (UKlaG) ist eine
Eintragung in die Liste der qualifizierten Einrichtungen vom Bundesamt
fir Justiz zuriickzunehmen oder zu widerrufen, wenn die Voraussetzun-
gen fiir die Eintragung nicht vorlagen oder weggefallen sind.

Das Bundesamt fiir Justiz priift nach § 4 Absatz4 UKlaG auf Antrag
von Gerichten und auch aufgrund von Hinweisen Dritter einzelne Ein-
tragungen in der Liste der qualifizierten Einrichtungen. Daneben finden
von Amts wegen auch anlasslose Uberpriifungen von Eintragungen in
der Liste statt. Bisher entscheidet das Bundesamt fiir Justiz nach pflicht-
gemillem Ermessen, inwieweit und in welchen Zeitrdumen es solche
Uberpriifungen durchfiihrt. Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Stir-
kung des fairen Wettbewerbs (Bundestagsdrucksache 19/12084) soll das
Bundesamt fiir Justiz gesetzlich verpflichtet werden, innerhalb bestimm-
ter Fristen zu iiberpriifen, ob eine qualifizierte Einrichtung, die in der
Liste nach § 4 UKlaG eingetragen ist, die Eintragungsvoraussetzungen
nach § 4 Absatz 2 Satz 1 UKlaG erfiillt. Die erste Uberpriifung soll nach
Ablauf von zwei Jahren nach der Ersteintragung stattfinden. Danach sol-
len alle Eintragungen jeweils nach Ablauf von fiinf Jahren nach Ab-
schluss der letzten Uberpriifung erneut anlasslos iiberpriift werden.
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56. Abgeordnete Welche Position vertritt die Bundesregierung ak-
Katharina tuell im Rahmen des EU-Rechtsetzungsverfahrens
Willkomm iber Verbandsklagen zum Schutz der Kollektiv-
(FDP) interessen der Verbraucher EU-Verbandsklage

(COM 2018 (184)) insgesamt, und aus welchen,
dem vorliegenden Richtlinienentwurf inhirenten
Griinden (mit Bitte um differenzierte Darstellung
insbesondere bzgl. der Aspekte Fremdfinanzie-
rung der Klagen, Verbot von Erfolgshonoraren
und Kostentragungspflicht der unterliegenden
Partei (loser pays principle)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Rita Hagl-Kehl
vom 13. September 2019

Die Bundesregierung setzt sich dafiir ein, dass die Verbandsklageverfah-
ren so ausgestaltet werden, dass effektive und faire Verfahren sowohl fiir
die betroffenen Verbraucherinnen und Verbraucher sowie die klagenden
Verbande als auch fiir die beklagten Unternehmerinnen und Unterneh-
mer gewiahrleistet werden. Die Verfahren sollen von den Gerichten in
angemessener Zeit entschieden werden konnen. Uber die Frage, welche
der im Richtlinienvorschlag vorgesehenen Abhilfeklagen in den EU-
Mitgliedstaaten gelten sollten, sind die Abstimmungen innerhalb der
Bundesregierung noch nicht abgeschlossen.

Die Bundesregierung setzt sich in den Verhandlungen auch dafiir ein,
dass fiir die klageberechtigten qualifizierten Einrichtungen, insbesondere
auch beziiglich ihrer Finanzierung, strenge Anforderungen aufgestellt
werden, die den in § 4 des Unterlassungsklagegesetzes und in § 606 der
Zivilprozessordnung (Musterfeststellungsklage) vorgesehenen Anforde-
rungen entsprechen. Bei den Verhandlungen achtet die Bundesregierung
auch darauf, dass die geltende nationale Regelung, nach der die unterle-
gene Partei die Kosten des Verfahrens zu tragen hat, auch auf die im
Richtlinienvorschlag vorgesehenen Verbandsklagen angewendet werden
kann. Auch die Frage, inwieweit Erfolgshonorare fiir Verbandsklagen
vereinbart werden konnen, soll nach dem derzeitigen Verhandlungsstand
dem jeweiligen nationalen Recht iiberlassen bleiben. Die Bundesregie-
rung hatte vorgeschlagen, die Aufnahme eines Verbots von Erfolgshono-
raren in dem Richtlinientext zu priifen, dafiir aber keine ausreichende
Unterstiitzung gefunden.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales

57. Abgeordnete Wie viele Bezieherinnen und Bezieher von Leis-
Doris Achelwilm tungen Nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(DIE LINKE.) (SGB 1II) sind nach Kenntnis der Bundesregierung

vom Rundfunkbeitrag befreit, und wie begriindet
sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Dif-
ferenz dieser Zahl zur Anzahl der SGB-1I-Bezie-
herinnen und Bezieher insgesamt?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 9. September 2019

In der Statistik der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende der Bundesagen-
tur fiir Arbeit (BA) liegen keine Zahlen dariiber vor, wie viele Leis-
tungsbeziehende vom Rundfunkbeitrag befreit sind. In der Folge ladsst
sich auch keine Aussage dartiber treffen, ob und inwieweit es eine Diffe-
renz zwischen der Anzahl der vom Rundfunkbeitrag befreiten Leis-
tungsberechtigten und der Gesamtzahl der Leistungsberechtigten gibt.

Die Befreiung vom Rundfunkbeitrag ist keine Aufgabe der Jobcenter.
Dies ist weder im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch noch in anderen ge-
setzlichen Vorschriften vorgesehen. Zwar erhidlt jede Bedarfsgemein-
schaft im Zustindigkeitsbereich der gemeinsamen Einrichtungen mit
dem Bewilligungsbescheid eine sogenannte Drittbescheinigung, mit
welcher der Leistungsbezug beim zentralen Beitragsservice nachgewie-
sen und eine entsprechende Befreiung von den Rundfunkgebiihren bean-
tragt werden kann. Gemal § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrages (RBStV) werden Empfanger und Empfiangerinnen von Sozial-
geld oder Arbeitslosengeld jedoch nur auf Antrag von der Beitrags-
pflicht befreit. Der Antrag ist nach § 4 Abs. 7 RBStV an die zustindige
Landesrundfunkanstalt zu richten. Des Weiteren wird auf den Jahresbe-
richt 2018 zum Rundfunkbeitrag und die Grundsicherungsstatistik der
BA verwiesen.

58. Abgeordnete Wie viele ehemalige Vertragsarbeiter der DDR
Gokay Akbulut (bitte fiir Angola, Mosambik, Vietnam aufschliis-
(DIE LINKE.) seln), die heute im Ausland leben, haben einen

Antrag auf Rente gestellt, und wie viele dieser
Rentenanspriiche wurden abgelehnt bzw. bewil-
ligt (bitte einzeln nach Jahren und Léandern seit
2016 aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 9. September 2019

Der Bundesregierung liegen keine Informationen dariiber vor, wie viele
ehemalige Vertragsarbeiterinnen und Vertragsarbeiter der DDR einen
Antrag auf Rente gestellt haben und wie viele dieser Rentenanspriiche
abgelehnt bzw. bewilligt wurden.

59. Abgeordnete Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
Susanne Ferschl rung die Arbeitslosenzahl und die Zahl der offe-
(DIE LINKE.) nen/gemeldeten Stellen laut Statistik der Bundes-

agentur fiir Arbeit entwickelt (bitte monatliche
Ursprungswerte Juli 2018 bis August 2019)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. September 2019

Die Daten finden sich im Internetangebot der Statistik der Bundesagen-
tur fiir Arbeit (www.statistik.arbeitsagentur.de).


http://www.statistik.arbeitsagentur.de
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60. Abgeordnete Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Susanne Ferschl die Zuwachsrate des realen Bruttoinlandsprudukts
(DIE LINKE.) laut Statistik des Statistischen Bundesamts entwi-

ckelt (bitte ursprungswerte Quartale, prozentuale
Verdnderung gegentiiber Vorjahreszeitraum, erstes
Quartal 2018 bis zweites Quartal 2019)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. Septeember 2019

Die Daten finden sich im Internetangebot des Statistischen Bundesamtes
(www.destatis.de).

61. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung auf Basis der vorge-
Susanne Ferschl nannten Daten die Auffassung der Bundesagentur
(DIE LINKE.) fiir Arbeit (Monatsbericht 2019) und des Bundes-

ministers fiir Arbeit und Soziales vom 29. August
2019, dass sich der Arbeitsmarkt ,.trotz der kon-
junkturellen Abkiihlung robust™ gegeniiber der
Konjunktur zeigt (www.bmas.de/DE/presse/Pres
semitteilungen/2019/arbeitsmarktzahlen-au
gust-2019.html), falls ja, bitte auf Basis der vor-
genannten Daten begriinden; falls nein, welche
Schritte hat die Bundesregierung in den vergange-
nen Monaten konkret unternommen, um dieser
Entwicklung entgegenzuwirken?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. September 2019

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, dass sich der Arbeitsmarkt
»trotz der konjunkturellen Abkiihlung robust™ zeigt. Die saisonbereinig-
te Arbeitslosigkeit zeigt sich weitgehend stabil. Die Beschéftigung steigt
saisonbereinigt weiter an; die Zahl der offenen Stellen geht aktuell leicht
zuriick, befindet sich aber weiter auf einem sehr hohen Niveau.

62. Abgeordneter Wie viele der langzeitarbeitslosen SGB-11-Bezieh-
Pascal Kober enden der jeweiligen Jahre von 2005 bis 2007
(FDP) sind ungeachtet ein- oder mehrmaliger Unterbre-

chungen von maximal zwolf Monaten nach
Kenntnissen der Bundesregierung heute wieder
oder immer noch als Langzeitarbeitslose im SGB-
II-Bezug (bitte um jahrliche Aufschliisselung)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 13. September 2019

Der Bundesregierung liegen diesbeziiglich keine Erkenntnisse vor. Be-
stimmte Tatbestinde unterbrechen nicht nur die Arbeitslosigkeit, son-
dern konnen diese auch beenden. Bei erneutem Zugang in Arbeitslosig-


http://www.bmas.de/DE/presse/Pressemitteilungen/2019/arbeitsmarktzahlen-august-2019.html

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode —41 - Drucksache 19/13176

keit beginnt zu diesem Zeitpunkt die Messung der Dauer der Arbeitslo-
sigkeit neu. Aus diesem Grund kann die Statistik der Bundesagentur fiir
Arbeit keine Langzeitarbeitslosen mit einer Unterbrechung der Arbeits-
losigkeit von bis zu zwdlf Monaten ausweisen.

63. Abgeordnete Welche UnterstiitzungsmaBnahmen, wie zum Bei-
Claudia Miiller spiel einen Entlohnungsrechner, plant die Bun-
(BUNDNIS 90/ desregierung im Rahmen der Umsetzung der ge-
DIE GRUNEN) dnderten Entsenderichtlinie in nationales Recht

(Richtlinie 2018/9577/EU) als Unterstiitzung fiir
Beschiftigte, Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen
einzurichten, und wenn nicht, warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. September 2019

Mit welchen Instrumenten Rechtsanwenderinnen und Rechtsanwender
im Rahmen der Umsetzung der gednderten Entsenderichtlinie kiinftig
unterstiitzt werden konnen, ldsst sich erst nach einer Entscheidung tiber
Inhalte des Gesetzentwurfs beantworten.

64. Abgeordnete Fir welche MaBinahmen setzt sich die Bundes-
Claudia Miiller regierung auf europdischer Ebene ein, um die bii-
(BUNDNIS 90/ rokratischen Belastungen durch die sogenannte
DIE GRUNEN) »Al-Bescheinigung™ bei Dienstreisen ins EU-

Ausland zu reduzieren, wie in den Eckpunkten
der Mittelstandsstrategie des Bundesministeriums
fiir Wirtschaft und Energie vom 29. August 2019
ausgefiihrt, und setzt sich die Bundesregierung
auf EU-Ebene bei der Uberarbeitung der Verord-
nung (EG) Nr. 883/2004 (Koordinierung der Sys-
teme sozialer Sicherheit) fiir die Reduzierung von
Biirokraticaufwand bei der sogenannten ,,A1-Be-
scheinigung* z. B. fiir eine Generalbescheinigung
fiir mehrere Monate ein, wie z. B. im Anderungs-
antrag 591 (2) der griinen EU-Fraktion vorge-
schlagen (,,Auf Antrag der betroffenen Person be-
scheinigt der zustindige Trager gemafl Artikel 19
Absatz 2 die anzuwendenden Rechtsvorschriften
fiir eine Geltungsdauer von bis zu drei Monaten
und ohne unmittelbare Angabe des Zielmitglied-
staats der Person. Dieser Absatz gilt nur, wenn die
betroffene Person nach jeder Entsendung in den
Herkunftsmitgliedstaat zuriickkehrt*)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. September 2019

Biirokratische Belastungen durch sogenannte Al-Bescheinigungen ent-
stehen weniger durch das Unionsrecht selbst als durch neuere nationale
Regelungen in einzelnen Mitgliedstaaten, die den fehlenden Nachweis
einer vorherigen Al-Beantragung umfassend sanktionieren. Auf der
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Webseite des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales sind ausfiihr-
liche Hinweise zur Handhabung von A1-Bescheinigungen bei kurzfristig
anberaumten und kurzzeitigen Tatigkeiten im EU-Ausland, den EWR-
Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen sowie der Schweiz verof-
fentlicht (www.bmas.de/Shared/Docs/Downloads/DE/Thema-Internatio
nales/handhabung-bescheinigung-al.pdf? blob=publicationFile&v=1).

Die Bundesregierung hat diese hohen biirokratischen Belastungen so-
wohl gegeniiber den betroffenen Mitgliedstaaten wie auch gegeniiber der
EU-Kommission mehrfach thematisiert und wird dies auch weiterhin
tun. Sie setzt sich dafiir ein, dass die sich durch die nationalen auslandi-
schen Regelungen ergebende biirokratische Belastung gemindert wird.

Im Rahmen der bisherigen Verhandlungen zur Revision der Koordinie-
rungsverordnungen hat sich die Bundesregierung dafiir eingesetzt, in
Bezug auf Al-Bescheinigungen pragmatische und zugleich miss-
brauchssichere Losungen zu finden, die prézise und damit rechtssicher
formuliert sind. Bundesminister Heil hat dieses Anliegen im Juni noch
einmal schriftlich gegeniiber der EU-Kommission und Kollegen in den
EU-Mitgliedstaaten betont.

Eine pauschale Ausstellung von Al-Bescheinigungen ohne konkrete
Priifmoglichkeit der Erteilungsvoraussetzungen ist ein unter Miss-
brauchsgesichtspunkten schwieriger Vorschlag. Zudem ist es fiir vielrei-
sende Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen bereits jetzt moglich, Al-
Bescheinigungen fiir eine sog. Mehrfachbeschéftigung (Art. 13 Abs. 1
Verordnung (EG) Nr. 883/2004) und damit auch fiir eine ldngere Gel-
tungsdauer zu beantragen.

65. Abgeordnete Wie lange dauert in Deutschland durchschnittlich
Claudia Miiller die Bearbeitung einer Anfrage einer Behorde ei-
(BUNDNIS 90/ nes anderen Mitgliedstaates tiber den Sozialstatus

DIE GRUNEN) eines in Deutschland beheimateten Arbeitnehmers
oder Arbeitnehmerin, und wie beabsichtigt die
Bundesregierung im Rahmen der Uberarbeitung
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (Koordinie-
rung der Systeme sozialer Sicherheit) die Behor-
denkommunikation zwischen den Mitgliedstaaten
betreffend ihres Sozialversicherungsstatus zu ver-
bessern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. September 2019

Die Bearbeitungsdauer von Anfragen aus anderen Mitgliedstaaten mit
Bezug zu den Koordinierungsverordnungen allgemein oder zum an-
wendbaren Recht im Speziellen ist abhdngig von der Ausgestaltung des
Einzelfalls. Zur durchschnittlichen Bearbeitungsdauer liegen der Bund-
desregierung keine Daten vor.

Im Rahmen der derzeitigen Uberarbeitung der Koordinierungsverord-
nungen hat sich der Rat in seiner allgemeinen Ausrichtung vom Juni
2018 fur die Einfligung eines neuen Artikel 19a in die Durchfiihrungs-
verordnung (EG) Nr. 987/2009 ausgesprochen. Insbesondere in diesem
Artikelentwurf sind transparentere Regelungen fiir die Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten in den Fillen vorgesehen, in denen Zwei-
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fel hinsichtlich der Giiltigkeit von A1-Bescheinigungen bestehen. Diese
Einfiigung wird von der Bundesregierung unterstiitzt.

66. Abgeordnete Welche Alternativen zur Entbiirokratisierung der
Claudia Miiller Al-Bescheinigung werden derzeit auf europi-
(BUNDNIS 90/ ischer Ebene diskutiert, und welche Mitgliedlan-
DIE GRUNEN) der setzen sich flir die jeweiligen Alternativen

ein?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. September 2019

Im Rahmen des Trilogs zur Revision der Koordinierungsverordnungen
wurde im Mirz 2019 diskutiert, dass bei Auslandstétigkeiten im Sinne
von Art. 11 Abs. 3 Buchstaben b und d, Art. 11 Abs. 4 und Art. 12 der
Verordnung (EG) Nr. 883/2004, die keine Geschiftsreisen sind, kiinftig
zwingend vorab eine ,,Al-Bescheinigung® beantragt werden muss und
die nachtrigliche Antragsmdoglichkeit entfallen soll. Da nach Auffassung
der Bundesregierung bereits nach aktuell giiltigem Unionsrecht bei kurz-
zeitigen und kurzfristigen Auslandsaufenthalten auf die vorherige Bean-
tragung einer Al-Bescheinigung hiufig verzichtet werden kann, wire ei-
ne ausdriicklich in der Verordnung festgehaltene Befreiung von Ge-
schiftsreisen grundsitzlich zu begriilen. Dies gilt jedoch nicht fiir die
gleichzeitig vorgesehene Streichung der nachtrdglichen Antragsmdoglich-
keit fiir alle anderen Auslandsaufenthalte. Das derzeitige Regel-Ausnah-
meprinzip wiirde damit umgekehrt. Dies wiirde den Biirokraticaufwand
fiir die betroffenen Personen erheblich erhdhen und als Missbrauchsbe-
kdampfung wire diese MaBnahme unverhéltnisméBig. Zudem wurde das
genaue Verfahren nicht definiert, was zu einer erheblichen Rechtsunsi-
cherheit gefiihrt hétte. Unter anderem aus diesem Grund hat die Bundes-
regierung den Trilogkompromisstext vom 25. Mérz 2019 nicht unter-
stiitzt. Offizielle Stellungnahmen anderer Mitgliedstaaten zu diesem
Punkt des Trilogs wie auch aktuellere Vorschldge zu Al-Bescheinigun-
gen sind der Bundesregierung nicht bekannt.

67. Abgeordneter Auf welchem Weg kann die fiir die Leistungsbe-
René Springer willigung nach dem Zweiten bzw. Dritten Buch
(AfD) Sozialgesetzbuch zustdndige Sachbearbeitung ei-

ner gemeinsamen Einrichtung (gE) oder eines zu-
gelassenen kommunalen Tragers (zkT) bei der
Erstaufnahme (Antragstellung) eines Ausldnders
davon Kenntnis erlangen, ob fiir diesen Auslédnder
bei einer Auslandsvertretung oder einer Auslin-
derbehérde eine Verpflichtungserkldrung nach
§ 68 des Aufenthaltsgesetzes abgegeben wurde,
und in welcher Dienstanweisung ist dies geregelt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. September 2019

Der Vordruck fiir einen Hauptantrag auf Leistungen nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) beinhaltet die Frage, ob fiir die Antrag-
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stellerin bzw. den Antragsteller nach dem SGB II oder Mitglieder der
entsprechenden Bedarfsgemeinschaft eine Verpflichtungserkldarung ge-
geniiber der Ausldnderbehdrde oder der Auslandsvertretung abgegeben
wurde.

Dariiber hinaus sind die Ausldnderbehorden, wenn sie Kenntnis von der
Aufwendung aufgrund einer Verpflichtungserklarung nach § 68 des Auf-
enthaltsgesetzes (AufenthG) zu erstattender 6ffentlicher Mittel erlangen,
verpflichtet, unverziiglich die offentliche Stelle, der der Erstattungsan-
spruch zusteht, {iber die Erstattungsverpflichtung zu unterrichten und ihr
alle fiir die Geltendmachung und Durchsetzung des Erstattungsan-
spruchs erforderlichen Auskiinfte zu erteilen (§ 68 Absatz 4 AufenthG).
Dies gilt auch gegeniiber gemeinsamen Einrichtungen und zugelassenen
kommunalen Trégern.

Weiter werden den fiir die Durchfiihrung der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende zustdndigen Stellen zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem
SGB II zu Auslidnderinnen und Ausldndern, die keine freiziigigkeitsbe-
rechtigten Unionsbiirgerinnen und -biirger sind, Daten aus dem Allge-
meinen Datenbestand des Auslidnderzentralregisters libermittelt, unter
anderem Angaben zum aufenthaltsrechtlichen Status und zu den fiir oder
gegen die Auslidnderin bzw. den Ausldander getroffenen aufenthaltsrecht-
lichen Entscheidungen (§ 18b Nummer 4 Auslédnderzentralregister-Ge-
setz — AZRG —). Insbesondere die Erteilung bestimmter Aufenthaltstitel
— zum Beispiel nach § 23 AufenthG — kann das Vorhandensein einer
Verpflichtungserkldarung nahelegen.

Daneben werden an die fiir die Durchfithrung der Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende zustindigen Stellen zur Erfiillung ihrer Aufgaben auch
Daten aus der Visadatei tibermittelt (§ 32 Absatz I Nummer 7 Gesetz
tiber das Auslidnderzentralregister (AZRG)). In der Visadatei des Aus-
landerzentralregisters werden zu den Daten der Verpflichtungserklarung
nach §§ 68 Absatz 1, 66 Absatz 2 AufenthG und die Stelle, bei der sie
vorliegt, gespeichert (vgl. § 29 Absatz 1 Nummer 10 AZRG).

Im Zustindigkeitsbereich der Bundesagentur flir Arbeit enthalten die
Fachlichen Weisungen zu § 7 SGB II Regelungen zum Umgang mit
Erstattungsforderungen aus Verpflichtungserkldarungen. Ob auch die
Lénder fiir ihre Zustdndigkeitsbereiche der zugelassenen kommunalen
Triager entsprechende Verwaltungsvorschriften erlassen haben und wel-
chen Inhalt diese haben, entzieht sich der Kenntnis der Bundesregierung.

Die Bewilligung von Leistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch zéhlt nicht zu den Aufgaben der gemeinsamen Einrichtungen und
zugelassenen kommunalen Tréger.

68. Abgeordneter Fiir welchen Termin ist die Veroffentlichung des
René Springer Berichtsformats geplant, nach dem die Regional-
(AfD) direktionen der Bundesagentur fiir Arbeit erstmals

am 30. September 2019 und letztmalig zum
31. Januar 2020 Bericht erstatten sollen (vgl. letz-
te Seite der Weisung zum Umgang mit den Erstat-
tungsforderungen aus Verpflichtungserklarungen
nach den §§ 68 und 68a des Aufenthaltsgesetzes
im Rahmen der Landesaufnahmeprogramme;
https://bit.ly/2C5ZU3S), und welche Angaben
sollen die Regionaldirektionen im Detail (bitte
den Meldedatensatz beschreiben) mitteilen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 9. September 2019

Die notwendigen Abstimmungen zum Berichtsformat sind noch nicht

abgeschlossen.

69. Abgeordneter Welche inhaltlichen Anderungen wurden am
Dr. Wolfgang Referentenentwurf iiber ein Gesetz zur Einfiih-
Strengmann-Kuhn rung  einer ~ Wohnungslosenberichterstattung
(BUNDNIS 90/ (Wohnungslosenberichterstattungsgesetz), der den

DIE GRUNEN) Fraktionen am 16.Juli 2019 zugegangen war,
nach der Verbdandeanhdrung im Bundesministeri-
um flir Arbeit und Soziales am 20. August 2019
vorgenommen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 13. September 2019

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hat im Juli 2019 einen
Referentenentwurf zur Einfiihrung einer Wohnungslosenberichterstat-
tung vorgelegt. In der Folge haben Abstimmungen mit den anderen
Ressorts der Bundesregierung sowie Lander- und Verbdndeanhdrungen
stattgefunden. Momentan sind Anderungen am Gesetzentwurf, die sich
daraus ergeben haben, in der Abstimmung innerhalb der Bundesregie-
rung. Zum jetzigen Zeitpunkt kann die Bundesregierung daher keine
Aussage dazu treffen, welche Anderungen gegeniiber dem Referenten-
entwurf vorgenommen werden.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Verteidigung

70. Abgeordneter Wie beschreibt die Bundesregierung die aktuelle
Bijan Djir-Sarai Beschaffenheit der irakischen Armee?
(FDP)

71. Abgeordneter Inwieweit bewertet die Bundesregierung die Aus-
Bijan Djir-Sarai bildung der irakischen Streitkréfte als abgeschlos-
(FDP) sen, bzw. welche Griinde liegen vor, die Mission

als nicht abgeschlossen zu beurteilen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Peter Tauber
vom 10. September 2019

Aufgrund des sachlichen Zusammenhanges werden die Fragen 70
und 71 gemeinsam beantwortet.
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Um ein Wiedererstarken des IS zu verhindern, die fragile Sicherheitsla-
ge zu stabilisieren und das staatliche Gewaltmonopol flichendeckend
wiederherzustellen, sind gut ausgebildete irakische Streitkrifte notwen-
dig. Bis jetzt ist dieses Ziel noch nicht erreicht und es bestehen weiterhin
bedeutsame quantitative und qualitative Ausbildungsdefizite bei der ira-
kischen Armee. Die betreffenden Defizite werden seitens der Operation
Inherent Resolve (OIR) regelmdfBig in Abstimmung mit dem Bedarfstré-
ger, der irakischen Armee, als Ausbildungsbedarf erfasst und in entspre-
chende Lehrgangsforderungen umgesetzt.

Insgesamt besteht weiterhin die Notwendigkeit, die irakischen Streit-
und Sicherheitskréfte durch fortgesetzte internationale Unterstiitzung in
die Lage zu versetzen, ihrer Sicherheitsverantwortung nachhaltig ge-
recht werden zu konnen. Deutschland leistet in diesem Zusammenhang
mit Ausbildungsunterstiitzung, im Rahmen der internationalen Anti-IS-
Koalition, einen wichtigen Beitrag.

Grundsitzlich hat sich hier die Sachlage seit der parlamentarischen Be-
fassung mit der Uberpriifung des deutschen Beitrages zum Fihigkeits-
aufbau der reguléren irakischen Streit- und Sicherheitskrifte am 8. Mai

2019 nicht verandert.

72. Abgeordneter Was ist die Anzahl aller Soldatinnen und Soldaten
Matthias Hohn mit Hauptwohnsitz in den neuen Bundesldndern
(DIE LINKE.) sowie die Anzahl aller Soldatinnen und Soldaten

mit Hauptwohnsitz in den alten Bundesldndern
(bitte jeweils in folgende Dienstgradgruppen aller
Teilstreitkrifte inkl. Sanitdtsdienst zusammenfas-
sen: Mannschaften, Unteroffiziere ohne Portepee,
Unteroffiziere mit Portepee, Leutnante, Hauptleu-
te, Stabsoffiziere, Generale)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Peter Tauber
vom 12. September 2019

Dienstgradgruppe

Generale | Stabs- Haupt- |Leutnante| Unter- Unter- Mann- | Gesamt
Bundesland offiziere leute offiziere | offiziere | schaften
Wohnort mit ohne

Portepee | Portepee

Ausland 21 947 282 89 1.069 256 709 3.373
Baden- 4 723 643 490 3.642 1.919 3.947 11.368
Wilrttemberg
Bayern 13 1.641 1.874 2.140 8.825 3.822 6.767 25.082
Berlin 15 729 359 205 1.429 800 1.859 5.396
Brandenburg 15 862 487 225 2.559 1.335 2.456 7.939
Bremen 1 50 83 59 358 263 414 1.228
Hamburg 5 397 317 1.293 983 371 640 4.006
Hessen 4 331 427 345 2.144 1.574 2.909 7.734
Mecklenburg- 4 386 536 302 3.278 1.708 2.790 9.004
Vorpommern
Niedersachsen 25 1.777 2.175 1.166 10.246 5.618 7.744 28.751
Nordrhein- 70 3.001 2.410 1.322 9.403 4.700 8.852 29.758
Westfalen
Rheinland-Pfalz 20 1.529 1.132 535 4.776 2.250 3.160 13.402
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Dienstgradgruppe

Generale | Stabs- Haupt- |Leutnante| Unter- Unter- Mann- | Gesamt
Bundesland offiziere leute offiziere | offiziere | schaften
Wohnort mit ohne

Portepee | Portepee

Saarland 0 75 86 80 657 438 761 2.097
Sachsen-Anhalt 1 175 262 183 2.089 1.330 2.424 6.464
Sachsen 4 350 375 283 2.151 1.187 2.792 7.142
Schleswig-Holstein 11 967 1.124 553 5.420 2.963 3.269 14.307
Thiiringen 3 269 272 181 1.758 901 2.061 5.445
Gesamt 216 14.209 12.844 9.451 60.787 | 31.435 53.554 | 182.496

* Hauptwohnsitz militérisches Personal mit Stand 31. August 2019

73. Abgeordneter Wie hoch sind die Kosten fiir die Ausbildung ei-
Alexander Miiller nes Piloten, Waffensystemoffiziers oder Luftfahrt-
(FDP) technikers in der Bundeswehr?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Peter Tauber
vom 9. September 2019

Die Kosten zur Ausbildung von Luftfahrzeugfiihrern, Waffensystemoffi-
zieren und Luftfahrzeugtechnikern unterscheiden sich nach Waffensys-
tem und individuellem Ausbildungsverlauf signifikant und werden sta-
tistisch nicht erfasst.

74. Abgeordneter Wie viele Piloten werden wéhrend oder nach ihrer
Alexander Miiller  Ausbildung nicht auf Luftfahrzeugen eingesetzt,
(FDP) und wie viele hiervon werden stattdessen auf

Drohnenfliigen eingesetzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Peter Tauber
vom 9. September 2019

In der Bundeswehr werden grundsétzlich alle Soldatinnen und Soldaten
in einer fliegerischen Verwendung wihrend und nach absolvierter Aus-
bildung auf einem Luftfahrzeug eingesetzt. Im Rahmen der Personalent-
wicklung — insbesondere bei den Stabsoffizieren — sind aber auch Auf-
gaben auflerhalb aktiver fliegerischer Verwendungen wahrzunehmen.
Der Einsatz als Remotely Piloted Aircraft Fiihrer (RPA-Fhr) fiir zulas-
sungspflichtige, ferngesteuerte Luftfahrzeuge (RPA) bedingt eine giiltige
Muster- und Instrumentenflugberechtigung auf einem bemannten Luft-
fahrzeug. Als RPA-Fhr wird aktuelle Personal verwendet, welches ent-
weder einen Tatigkeitswechsel in den Bereich RPA vollzogen hat, paral-
lel auf einem anderen Waffensystem eingesetzt wird oder Wartezeiten in
der Ausbildung iiberbriickt. Derzeit werden in der Bundeswehr drei
RPA-Fhr eingesetzt, um eine Wartezeit bis zu einer Waffensystemausbil-
dung auf einem bemannten Transportflugzeug zu tiberbriicken.
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75. Abgeordneter Wie viele Piloten und Waffensystemoffiziere ver-
Alexander Miiller lassen friihzeitig ihren vorgesehenen Dienst in der
(FDP) Bundeswehr?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Peter Tauber
vom 9. September 2019

Im Zeitraum 1. Januar 2017 bis 26. August 2019 haben in der Bundes-
wehr insgesamt 26 Offiziere des Fliegerischen Dienstes ihr Dienstver-
héltnis auf Antrag beendet. Deshalb wurden und werden MaBnahmen
identifiziert und ergriffen, um die Attraktivitdt im Fliegerischen Dienst
zu erhéhen und die Personalbindung zu stirken. Die Zahl der Kiindigun-
gen ist auf der Zeitleiste riicklaufig, so dass davon auszugehen ist, dass
die ergriffenen und beabsichtigten Mainahmen Wirkung entfalten.

76. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob Piloten und
Alexander Miiller =~ Waffensystemoffizieren intern bereits empfohlen
(FDP) wird, sich im zivilen Bereich nach einer dienstli-

chen Alternative umzusehen, da bei der Bundes-
wehr nicht geniigend Flugstunden gewihrleistet
werden konnen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Peter Tauber
vom 9. September 2019

Dies ist der Bundesregierung nicht bekannt.

Die Bundeswehr hat kein Interesse, ihr Hochwertpersonal an den zivilen
Arbeitsmarkt zu verlieren. Es wurden und werden Mallnahmen identifi-
ziert und ergriffen, um die Attraktivitit im Fliegerischen Dienst zu erho-
hen und somit die Personalbindung zu starken.

77. Abgeordneter Sind dem Bundesministerium der Verteidigung
Alexander Miiller (BMVg) Lieferschwierigkeiten und Lieferver-
(FDP) zO0gerungen von mehr als einem Jahr des Ersatz-

teils ,,RAD (1) Luftreifen”, Materialnummer
12 300 5143, bekannt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Silberhorn
vom 13. September 2019

In der Vergangenheit kam es bei der Versorgung der Truppe mit der o. g.
instandsetzbaren Baugruppe Rad zu Engpédssen, die zum einen auf die
Umgliederung der Kapazititen in den ortsfesten logistischen Einrichtun-
gen und zum anderen auf die Umstellung der Beschaffungsverfahren zu-
rlickzufiihren sind. Die Lieferverzogerungen kénnen nicht genau quanti-
fiziert werden.

Inzwischen wurden durch das Logistikzentrum der Bundeswehr — in Ab-
stimmung mit der zustindigen Projektleitung — MaBnahmen zur Be-
schleunigung der Montage der Baugruppe durch gewerbliche Vergabe
ergriffen. Diese zeigen Wirkung.
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78. Abgeordneter Fiihrt das BMVg eine Statistik {iber Folgekosten,
Alexander Miiller die aufgrund der schleppenden Materialversor-
(FDP) gung durch die Beauftragung externer Firmen

oder den Ausbildungsausfall wegen mangelnden
Geriten entstehen, und wenn ja, wo kann man
diese einsehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Silberhorn
vom 13. September 2019

Kosten werden erhoben, wenn Schadenersatzanspriiche gegeniiber Lie-
feranten in Betracht kommen.

79. Abgeordneter Durch wen findet eine gesonderte Uberwachung
Alexander Miiller  wichtiger Teile, deren Fehlen gravierende Folge-
(FDP) kosten verursacht, statt, und wie sieht die Nach-

steuerung des BMVg fiir die Probleme der
,,Jrendwende Material“ aus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Silberhorn
vom 13. September 2019

Im Verantwortungsbereich der einzelnen Projekte fithren die zustindigen
Projektleitungen sowie die Betriebs- und Versorgungsverantwortlichen
entlang eigener Festlegungen derartige Berichte oder Uberwachungen.

MaBnahmen im Bereich der Riistungsinvestitionen werden seitens des
Bundesministeriums der Verteidigung ganzheitlich iiber den Leistungs-
prozess ,Integrierte Planung Durchfiihren® gesteuert und fortlaufend
nachgehalten. Auf diese Weise werden grundlegende Weichenstellungen
fiir die Féahigkeitsentwicklung der Bundeswehr sowie eine flexible Re-
aktion auf sich &ndernde Rahmenbedingungen ermdglicht.

80. Abgeordneter An wen konnen sich die Einheiten wenden, wenn
Alexander Miiller  gravierende Ersatzteilméngel erhebliche Ein-
(FDP) schriankungen der Aufgabenerfiillung bis hin zum

Stillstand ganzer Teileinheiten verursachen, und
was wird dann unternommen, um die Engpédsse zu
beseitigen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Silberhorn
vom 13. September 2019

Die Inspekteure der militdrischen Organisationsbereiche bzw. die Ver-
antwortlichen der zivilen Organisationsbereiche nehmen die sog. ,,Be-
triebs- und Versorgungsverantwortung fiir den Erhalt der Einsatzfahig-
keit und Einsatzbereitschaft der ihnen zur Nutzung iibergebenen Pro-
dukte wahr. Hierzu zihlt auch die Wahrnehmung von Aufgaben der Ma-
terialbewirtschaftung.

Dies bedeutet, dass sich betroffene Einheiten grundsitzlich an den je-
weiligen bevollméchtigten Vertreter oder die jeweilige bevollméchtigte
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Vertreterin entlang der Hierarchie im eigenen Organisationsbereich wen-
den.

Die Zustandigkeit fiir die Festlegung von Eskalationsmoglichkeiten bzw.
Priorisierungsstufen liegt teilstreitkrafte- und organisationsbereichsiiber-
greifend beim Logistikkommando der Bundeswehr.

Zur Beseitigung von Engpéssen bei der Ersatzteilversorgung werden bei
Bedarf Moglichkeiten der Priorisierung und Beschleunigung im Rahmen
der Beschaffung gepriift und zur Vermeidung dieser Engpésse die Vorra-
te erhoht (Engpassmanagement).

81. Abgeordneter Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung
Dr. Alexander S.  zur Pridsenz deutscher Austauschoffiziere auf
Neu franzosischen Kriegsschiffen, die die Taiwan-
(DIE LINKE.) StraBe durchfahren (https://kurzlink.de/Podcast

China), auch vor dem Hintergrund, dass franzdsi-
sche Kriegsschiffe die Taiwan-Strafle am zweit-
héufigsten passieren und nur US-Krifte diese
haufiger durchfahren (bitte mindestens differen-
ziert nach den Zeitfenstern des jeweiligen Aufent-
halts der dort eingesetzten deutschen Krifte und
unter Angabe ihres Auftrags beantworten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Peter Tauber
vom 10. September 2019

Die Mitfahrt deutscher Austauschoffiziere auf franzdsischen Schiffen ist
Bestandteil eines seit 1989 mit Frankreich praktizierten bilateralen Pro-
gramms (Personnel Exchange Program (PEP)). Die deutschen Soldaten
sind an Bord franzosischer Einheiten in der Regel fiir zwei Jahre in der
Funktion eines Wachoftiziers eingesetzt.

Aktuell befinden sich zwei deutsche Offiziere auf franzdsischen seegeh-
enden Einheiten, einer im Zeitraum vom 09/2017 bis 10/2020, der ande-
re von 10/2018 bis 10/2020.

Zu Fahrtrouten von seegehenden Einheiten Verbiindeter dufert sich die
Bundesregierung grundsitzlich nicht.

82. Abgeordneter Mit wie vielen Verdachtsfillen im Bereich
Dr. Konstantin von Rechtsextremismus in der Bundeswehr befasst
Notz sich das Bundesamt fiir den Militarischen Ab-
(BUNDNIS 90/ schirmdienst derzeit (bitte nach Truppengattung

DIE GRUNEN) auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas Silberhorn
vom 13. September 2019

Das Bundesamt fiir den Militdrischen Abschirmdienst fithrt zum Stich-
tag 4. September 2019 478 Verdachtsfall-Operationen im Phanomenbe-
reich Rechtsextremismus. Truppengattungen sind ein Spezifikum des
Heeres und unterteilen die Heeresuniformtriager zum Beispiel in Infante-
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risten, Logistiker oder Artilleristen. Eine Erfassung der Truppengat-
tungszugehorigkeit der jeweiligen Verdachtsperson erfolgt nicht.

83. Abgeordneter Welcher Zeitraum vergeht durchschnittlich nach
Christian Sauter Kenntnis der Bundesregierung zwischen Antrags-
(FDP) stellung und Bescheidung bei sog. ,,Wiederein-

stellern® in den Dienst der Bundeswehr?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Peter Tauber
vom 9. September 2019

Im Rahmen der Umsetzung der Ziele der Agenda ,,Bundeswehr in Fiih-
rung“ wurden mit der Maflnahme ,,Schnelle Reaktion — gute Betreuung*
sogenannte Service Level Agreements zur Erhohung der Bewerberf-
reundlichkeit festgeschrieben. Diese beinhalten den Zeitraum zwischen
dem Eingang einer Bewerbung und dem Antritt der Bewerberinnen und
Bewerber zum Eignungsfeststellungsverfahren. Die durchschnittliche
Wartezeit betrdgt derzeit neun Wochen. Das Assessmentverfahren dauert
regelmidBig bis zu zwei Tage und endet bei Vorliegen aller gesetzlichen
Voraussetzungen mit einer verbindlichen Einstellungszusage (Beschei-
dung).

Eine Wiedereinstellung bezeichnet die Mdglichkeit, frithere Soldatinnen
und Soldaten der Bundeswehr mit dem in der Bundeswehr erworbenen
oder einem hoheren Dienstgrad aufgrund weiterer erworbener Qualifika-
tionen einzustellen. Dafiir Wiedereinstellerinnen und Wiedereinsteller
die identischen Einstellungskriterien — beispielsweise die gesundheitli-
che und fachliche Eignung sowie die Laufbahneignung (sofern diese
noch nicht durch eine Laufbahnpriifung nachgewiesen wurde) — wie fiir
alle anderen Bewerberinnen und Bewerber auch gelten, wird keine Dif-
ferenzierung fiir diese Personengruppe vorgenommen.

84. Abgeordnete Wie hoch waren die jahrlichen CO,-Emissionen
Kathrin Vogler der Bundeswehr in den letzten fiinf Jahren je-
(DIE LINKE.) weils, und welche Faktoren wurden dafiir (nicht)

eingerechnet?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas Silberhorn
vom 9. September 2019

Die Bundeswehr leistet einen erheblichen Beitrag zur Erreichung der
umweltpolitischen Ziele der Bundesregierung und wird diesen weiter
aktiv ausbauen. In diesem Kontext haben beispielsweise die Bemiihun-
gen der Bundeswehr um Treibhausgasreduktionen im Geschéftsbereich
des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) bereits zu beachtli-
chen Erfolgen, vor allem im Liegenschaftsbetrieb, gefiihrt. Insgesamt
konnten die CO,-Emissionen aus der Erzeugung von Strom und Wiarme
im Zeitraum von 1990 bis 2017 um 79 Prozent gesenkt werden. Zudem
ist der Gesamtenergieverbrauch seit 2008 um 13,45 Prozent zuriickge-
gangen und zeigt weiterhin einen positiven Abwértstrend. Dariiber hi-
naus wurden mit einem Anteil von 36,6 Prozent an erneuerbaren Energi-
en am Stromverbrauch fiir diesen Bereich die vorgegebenen Ziele aus



Drucksache 19/13176 -52 - Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

dem MafBnahmenprogramm Nachhaltigkeit fir das Jahr 2020 bereits er-
fiillt. Das BMVg bezieht schon jetzt zu 100 Prozent Okostrom.

Die jéhrlichen CO,-Gesamtemissionen der Bundeswehr sind der beige-
fiigten Tabelle zu entnehmen und umfassen alle Emissionen aus Infra-
struktur und Mobilitdt im Inland in den vergangenen flinf Jahren. Insge-
samt nahm im Vergleich zum Jahr 2015 die CO,-Gesamtemission fiir
das Jahr 2018 trotz vermehrter Ubungs- und Mandveraktivititen in der
Landes- und Biindnisverteidigung und einer wieder wachsenden Bun-
deswehr um 4,5 % ab.

Tabelle: Ubersicht iiber die jihrlichen CO,-Gesamtemissionen
(CO, in t) der Bundeswehr im Zeitraum von 2014 bis 2018:

Jahr 2014 Jahr 2015 Jahr 2016 Jahr 2017 Jahr 2018
1.704.699 1.779.239 1.733.186 1.707.395 1.699.613

Nicht erfasst wurden die Emissionen aus vergleichbaren Verbrauchen
aus den Auslandseinsitzen.

85. Abgeordneter Welche Flugbewegungen wurden nach Kenntnis
Harald Weinberg  der Bundesregierung bei in Ansbach-Katterbach
(DIE LINKE.) stationierten US-Hubschraubern am 8. Februar

2018 und 9. Februar 2018 erfasst (Antwort der
Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 76
auf Bundestagsdrucksache 19/12437)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Peter Tauber
vom 13. September 2019

Am 8. Februar 2018 wurden insgesamt 59 militdrische Hubschrauber-
Flugbewegungen (Platzrunden sowie An- und Abfliige) erfasst. Dariiber
hinaus konnten An- und Abfliige ziviler Hubschrauber der Polizei und
des Rettungsdienstes erfasst werden.

Am 9. Februar 2018 wurde kein militérischer Flugbetrieb von in Ans-
bach-Katterbach stationierten US-Hubschraubern erfasst.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Erndhrung und Landwirtschaft

86. Abgeordnete Wie viele Waldbrinde sind der Bundesregierung
Katrin Goring- flir 2018 und in diesem Jahr bis dato bekannt
Eckardt (2019 bitte nach Bundesldndern aufschliisseln),
(BUNDNIS 90/ und inwiefern bemiiht sich die Bundesregierung

DIE GRUNEN) zur zukiinftigen Waldbrand- und Katastrophen-
schutzbekdmpfung um eine Mitwirkung am EU-
Programm rescEU?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 9. September 2019

Die Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung (BLE) fasst jahr-
lich die in Deutschland von den Landern gemeldeten Waldbriande, deren
Ursachen sowie die damit verbundenen wirtschaftlichen Schiden zu-
sammen (www.ble.de/waldbrandstatistik). Die Daten werden jeweils fiir
das vergangene Jahr erhoben und verdffentlicht. Fiir das Jahr 2018 wur-
den fiir Deutschland 1.708 Waldbrénde erfasst. Fiir das Jahr 2019 kon-
nen noch keine Angaben gemacht werden,

Die am 21. Mirz 2019 in Kraft getretene Anderung des EU-Katastro-
phenschutzverfahrens (Unionsverfahren, Beschluss EU/1313/2013) sieht
u. a. den Autbau einer weitgehend EU-kofinanzierten Reserve von Ein-
satzkapazititen zur Vorbereitung und Bewdéltigung solcher Katastrophen
vor, die simtliche auf nationaler Ebene verfiigbaren Kapazititen und die
von den Mitgliedstaaten fiir den Européischen Katastrophenschutz-Pool
bereitgehaltenen Kapazititen iiberfordern (rescEU). Die EU-Mitglied-
staaten (MS) haben sich — den im Beschluss genannten Priorititen fol-
gend — darauf verstdndigt, dass rescEU in einer ersten Phase Kapazititen
aufbauen soll, die fiir die Waldbrandbekdmpfung aus der Luft, die Be-
wiltigung chemischer, biologischer, radiologischer und nuklearer Vor-
félle und die medizinische Notfallbewiltigung erforderlich sind.

Bund und Lénder bringen sich gemeinsam aktiv in die derzeit laufenden
Vorbereitungen zum Aufbau von rescEU ein und entsenden in alle EU-
Fachausschiisse, die gegenwirtig die entsprechenden Kapazititen defi-
nieren und deren Qualitdtsanforderungen und Kostenpauschalen erarbei-
ten, Experten. Den Vorschriften des Unionsverfahrens folgend, werden
im Anschluss an diese Arbeiten die konkreten rescEU-Kapazititen so-
wie deren Ausstattungs- und Arbeitsweise der EU (AEUV) festgelegt.
Erst danach erfolgt fiir die auf diese Weise bestimmten rescEU-Kapazi-
titen eine entsprechende Ausschreibung durch die EU, auf die sich die
MS dann bewerben konnen.

Im Bereich der Waldbrandbekdmpfung steht zu erwarten, dass spites-
tens im ersten Quartal 2020 seitens der EU eine Anzahl von Ldschhub-
schraubern und Loschflugzeugen zur EU-Kofinanzierung im Rahmen
von rescEU ausgeschrieben wird. Ob sich Deutschland auf eine solche
Ausschreibung bewerben wird, ist gegenwirtig offen und héngt insbe-
sondere auch vom Interesse und Engagement der Lénder ab, die in
Deutschland fiir den Katastrophenschutz und die Brandbekdmpfung zu-
standig sind.

87. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, um
Jan Korte die von der EU-Kommission am 30. August 2019
(DIE LINKE.) fiir 2020 vorgeschlagene Reduzierung des soge-

nannten Baglimits fiir Anglerinnen und Angler in
der Ostsee auf zwei Dorsche am Tag zu verhin-
dern (https://ec.europa.eu/fisherien/press/baltic-
sea-commission-proposal-aims-improve-long-
term-sustainability-stocks en), und was plant sie,
um den mit einer Reduzierung verbundenen Weg-
fall der Existenzgrundlage fiir den Angeltouris-
mus an der Ostsee, insbesondere fiir die Angel-
kutter, und die damit verbundenen Arbeitsplitze,
zu kompensieren?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 9. September 2019

Die Bundesregierung ist sich der sozio-dkonomischen Bedeutung der
Freizeitfischerei flir die Kiistenregionen an der Ostsee bewusst. Da sich
die Bestandssituation beim westlichen Dorsch in den vergangenen Jah-
ren zusehends verschlechtert hatte und die Fangmengen fiir die Berufsfi-
scherei daher stark reduziert werden mussten, haben die EU-Fischerei-
minister beschlossen, auch die Angelfischerei am Wiederautbau des Be-
standes zu beteiligen und 2017 das sogenannte Baglimit eingefiihrt.
Denn bis zu diesem Zeitpunkt hatte die Freizeitfischerei erhebliche
Mengen an Dorsch entnommen. Wie stark das Baglimit fiir das kom-
mende Jahr abgesenkt werden muss, um eine Erholung des Bestandes zu
ermoglichen, ist Gegenstand der anstehenden Verhandlungen in den zu-
stindigen Ratsgremien.

Finanzielle Ausgleichsmalinahmen fiir eine Reduzierung des Baglimits
sind im Rahmen des aktuellen Forderinstrumentariums fiir die Fischerei,
dem Europédischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF), nicht moglich.

88. Abgeordneter Wie viele Hektar Mais wurden nach Kenntnis
Dr. Rainer Kraft der Bundesregierung vor dem Beginn des Aus-
(AfD) baus mit Biogasanlagen in der Bundesrepublik

Deutschland angebaut, und wie viele sind es heu-
te?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 9. September 2019

Eine wesentliche Rahmenbedingung fiir den Ausbau der Biogaserzeu-
gung war die Einfiihrung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im
Jahr 2000. Zu diesem Zeitpunkt gab es nach Daten des Fachverband Bi-
ogas e V. ca. 1.000 Anlagen in Deutschland, Ende 2018 waren es ca.
9.500 Anlagen (einschlieBlich Biomethananlagen).

Die Anbaufldche fiir Mais betrug im Jahr 2000 insgesamt 1.515.588 ha
(davon 1.189.762 ha Silomais). Im Jahr 2018 wurden in Deutschland
2.606.800 ha Mais angebaut, davon 2.195.900 ha Silomais (Quelle: Sta-
tistisches Bundesamt).

89. Abgeordneter Wie viele Hektar Mais wurden nach Kenntnis
Dr. Rainer Kraft  der Bundesregierung bisher in Deutschland durch
(AfD) Sliphie und Sudangras ersetzt, und wie sicht die

Strategie der Bundesregierung aus, um den Anbau
dieser Pflanzen zu forcieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 6. September 2019

Aufgrund der Geringfiigigkeit des Umfanges werden in der Bodennut-
zungshaupterhebung keine bundesweiten Daten zum Anbau von Durch-
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wachsender Silphie und Sudangras/Sorghumhirsen zur Griinfutterernte
erhoben.

Zum Anbau der Durchwachsenen Silphie erfolgte im Rahmen eines Pro-
jektes zur Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e. V. zur Erhebung,
Aufbereitung und Analyse statistischer Daten zum Anbau und zur Verar-
beitung nachwachsender Rohstoffe und Energiepflanzen eine Anbau-
schétzung von 3.000 ha fiir 2019.

Der Bundesregierung liegen allerdings keine Informationen vor, ob der
Anbau dieser Kulturen und weiterer sogenannter alternativer Energie-
pflanzen direkt zu einer Substitution der Maisanbaufldche fiihrt.

Beziiglich des zweiten Teils der Frage verweist die Bundesregierung
darauf, dass seit 2018 Flachen mit Durchwachsener Silphie als 6kologi-
sche Vorrangflachen im Rahmen des Greenings der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik geltend gemacht werden kdnnen. Voraussetzung ist allerdings
seit diesem Jahr, dass auf den Flidchen keine mineralischen Diingemittel
und — auBler im Jahr der Anlage — keine Pflanzenschutzmittel ausge-
bracht werden.

Weiterhin fordert die Bundesregierung bereits seit etwa 15 Jahren For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben zu Ziichtung und Anbau von
Durchwachsener Silphie und Sudangras/Sorghumhirsen sowie anderer
alternativer Energiepflanzen im Rahmen des Forderprogramms Nach-
wachsende Rohstoffe.

90. Abgeordnete Welche gesetzlichen Regelungen tangieren nach
Renate Kiinast Kenntnis der Bundesregierung den Einsatz von
(BUNDNIS 90/ Riickepferden im Wald (tierschutzrechtliche As-
DIE GRUNEN) pekte, gute fachliche Forstpraxis, arbeitsrechtliche

Bestimmungen), und mit welchen MaBnahmen
fordert die Bundesregierung in den letzten fiinf
Jahren wie auch in Zukunft den Einsatz von
Riickepferden zur nachhaltigen und bodenschon-
enden Forstbewirtschaftung (bitte aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 12. September 2019

Nach § 11 Absatz 1 Bundeswaldgesetz soll der Wald im Rahmen seiner
Zweckbestimmung ordnungsgemil und nachhaltig bewirtschaftet wer-
den. Ebenso wie im Bundeswaldgesetz findet das Riicken mit Pferden in
der Waldarbeit auch in anderen Gesetzen auf Bundesebene keine spezifi-
sche Erwdhnung.

Fiir den Einsatz und die Haltung von Pferden im Rahmen der Forstwirt-
schaft (sogenannte Riickenpferde) gelten insbesondere die allgemeinen
Anforderungen des Tierschutzgesetztes. Im Bereich der Haltung und
Nutzung von Pferden werden diese durch die vom Bundesministerium
fir Erndhrung und Landwirtschaft herausgegebenen ,,Leitlinien zur Be-
urteilung von Pferdehaltungen unter Tierschutzgesichtspunkten konkre-
tisiert.

Der Pferdeeinsatz bei besonders sensiblen Boden bzw. naturschutzfach-
lich besonders wertvollen Okosystemen kann von Vorteil sein. Untersu-
chungen im Rahmen von Naturschutzprojekten mit Arbeitspferdeeinsatz
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sowie Forschungsergebnisse weisen darauf hin, dass dieses Potential fiir
den praktischen Naturschutz, aber auch fiir den Umweltschutz insgesamt
birgt. Eine breitere Anwendung dieser die Natur, das Klima und den Bo-
den schonenden Wirtschaftsweise im praktischen Naturschutz und der
naturvertrdglichen Landnutzung ist daher wiinschenswert. Auf die Ver-
offentlichung BfN Skripten 256/2009 ,,Arbeitspferde im Naturschutz*
wird verwiesen.

Beim Einsatz von Riickepferden im Wald gilt es, nicht nur die rechtli-
chen Rahmenbedingungen fiir die Tiere, sondern auch fiir den Menschen
zu beriicksichtigen. Vorteile und Risiken sind daher im Einzelfall vor
Ort verantwortungsvoll abzuwégen.

91. Abgeordnete Welche Fortschritte konnte die Bundesregierung
Steffi Lemke bei den zuletzt gefiihrten bilateralen Verhandlun-
(BUNDNIS 90/ gen mit Russland, Norwegen und China (bitte um
DIE GRUNEN) Auflistung der Termine bei denen Gespriache zum

Thema stattgefunden haben) fiir den Abschluss
des von Deutschland erarbeiteten Entwurfes fiir
ein Meeresschutzgebiet im Weddellmeer der Ant-
arktis erzielen, und wird die Europdische Union,
nach jetzigem Kenntnisstand der Bundesregie-
rung, den Proposal fiir das Schutzgebiet erneut
bei der Jahrestagung der Kommission zur Erhal-
tung der lebenden Meeresschétze der Antarktis
(CCAMLR) vom 21. Oktober 2019 bis 1. Novem-
ber 2019 in Australien einreichen (Bundestags-
drucksache 19/2985)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 6. September 2019

Die Bundesregierung hat zusammen mit der EU-Kommission mehrere
Gespriache mit Norwegen zur Anpassung des von Deutschland erarbeite-
ten Vorschlags fiir ein Meeresschutzgebiet im Weddellmeer gefiihrt, zu-
letzt am Rande der Jahrestagung der Konsultativstaaten zum Antarktis-
Vertrag (ATCM), die vom 1. bis 11. Juli 2019 in Prag stattfand. Das Er-
gebnis dieser Gesprache werden die EU-Kommission und Norwegen im
Wege eines gemeinsamen Vorschlags zur diesjéhrigen Jahrestagung der
Kommission zur Erhaltung der lebenden Meeresschitze der Antarktis
(CCAMLR) im Oktober 2019 vorlegen.

Auch mit Russland und China fanden am Rande der ATCM-Jahresta-
gung Gesprache statt, in denen die Bedeutung des geplanten Schutzge-
bietes im Weddellmeer noch einmal hervorgehoben wurde. Diese Ge-
spriache waren vertraulich. Die Bundesregierung berichtet grundsitzlich
nicht aus vertraulichen Gespriachen mit den Vertretern anderer Staaten.
Unter Federfiihrung der EU-Kommission werden im Laufe dieses Mo-
nats weitere Gesprache mit China und Russland zum Thema ,,Meeres-
schutzgebiete in der Antarktis* stattfinden, um zu einer Beschlussfas-
sung bei der nachsten CCAMLR-Jahrestagung zu gelangen.
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92. Abgeordnete Erfiillt nach Kenntnis der Bundesregierung das
Amira vom Lebensmittelindustrieverband ,,Lebensmit-
Mohamed Ali telverband Deutschland e. V.* (vormals BLL) vor-
(DIE LINKE.) geschlagene Nahrwertkennzeichnungsmodell, das

nun in einem Praxistest der Handelskette Edeka
zum Einsatz kommen soll (https://verbund.edeka/
verantwortung/handlungsfelder/sortiment/n
%C3%A4hrwertkennzeichnung/), die europa-
rechtlichen Anforderungen an ein Nahrwertkenn-
zeichnungssystem, insbesondere unter Bezugnah-
me auf Artikel 35 Satz 1a) (Beruhend auf wissen-
schaftlich haltbaren Erkenntnissen der Verbrau-
cherforschung), Satz 1b) (Entwicklung ist das Er-
gebnis der Konsultation einer Vielzahl von Grup-
pen betroffener Akteure), Satz 1c (Erleichtert Ver-
brauchern das Verstindnis welchen Beitrag das
Lebensmittel fiir den Energie- und Nihrstoff-
gehalt leistet) und Satz 1d (Es gibt wissenschaft-
lich haltbare Beweise fiir das Verstdndnis der
Kennzeichnung durch den Durchschnittsverbrau-
cher) der Lebensmittel-Informationsverordnung
(LMIV)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Hans-Joachim Fuchtel
vom 9. September 2019

Derzeit wird die Nahrwertkennzeichnung vorverpackter Lebensmittel
durch die Bundesregierung weiterentwickelt. Dieses Vorhaben ist eine
Vorgabe des aktuellen Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und
SPD und wird in einer ergebnisoffenen Diskussion mit einer Vielzahl
betroffener Akteure umgesetzt. Mittels umfangreicher Verbraucherfor-
schung werden gegenwiértig vier unterschiedliche Nahrwertkennzeich-
nungs-Modelle untersucht. Dabei handelt es sich um den Vorschlag des
Lebensmittelverbands Deutschland e. V. (vormals Bund fiir Lebensmit-
telrecht und Lebensmittelkunde e. V.), das Keyhole®, den Nutri-Score®
sowie den Modell-Vorschlag des Max Rubner-Instituts. Diese Modelle
werden umfassend auf Wahrnehmung, Verstindnis und Verstiandlichkeit
durch die Verbraucherinnen und Verbraucher untersucht. Die Ergebnisse
der Forschung werden flir Ende September 2019 erwartet. Bundesminis-
terin Klockner hat stets betont, dass die Ergebnisse fiir ihre Positionie-
rung maligeblich sein werden.

Eingang in die Verbraucherforschung haben nur solche Modelle gefun-
den, die durch das Max Rubner-Institut als wissenschaftlich vertretbar
bewertet wurden und die aus Sicht der Bundesregierung die europarecht-
lichen Anforderungen an ein Nahrwertkennzeichnungssystem grundsétz-
lich erfiillen koénnen.

Die Frage, welches Modell fiir die Verbraucher am besten verstiandlich
ist, sowie die Frage, ob ein Modell den Verbrauchern das Verstindnis
dafiir erleichtert, welchen Beitrag das Lebensmittel fiir den Energie- und
Nahrstoffgehalt einer Erndhrungsweise leistet, sind wie oben ausgefiihrt
integraler Bestandteil der umfassenden Verbraucherforschung, die der-
zeit durchgefiihrt wird.
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93. Abgeordneter Wann werden verléssliche Kalkulationshilfen zur
Friedrich Emissionswirkung von besonders tiergerechten
Ostendorff AuBlenklimastdllen fiir beispielsweise Schweine
(BUNDNIS 90/ vorliegen, um die Genehmigungspraxis derselben
DIE GRUNEN) zu vereinfachen, und priift die Bundesregierung

die Moglichkeit, den Verlust, der tierhaltenden
Betrieben durch die Abstockung von Tierbestin-
den fiir den Umbau von Tierhaltungsanlagen hin
zu mehr Tiergerechtheit oder zur Realisierung von
mehr Gewdsserschutz entstehen konnte, durch ge-
eignete Forderprogramme aufzufangen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Stiibgen
vom 10. September 2019

Das Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL) for-
dert aus Mitteln des Zweckvermogens des Bundes bei der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank das Vorhaben ,,Ermittlung von Emissionsdaten
fiir die Beurteilung der Umweltwirkungen der Umweltwirkungen der
Nutztierhaltung (EmiDaT)“. Ziel des Projektes ist die Erhebung von
Emissionsdaten (Ammoniak, klimawirksame Gase) aus verschiedenen
Tierhaltungsverfahren an verschiedenen Standorten in Deutschland und
die Ableitung von Emissionsfaktoren. Die Ergebnisse sollen fiir das
Emissionsinventar und die Genehmigungsverfahren genutzt werden. Das
Projekt lduft seit dem 1. Oktober 2014.

Bisher wurden Emissionsmengen in ausgewihlten Milchviehstillen oh-
ne Weidehaltung durchgefiihrt; Messungen in ausgewihlten Milchvieh-
stillen mit Weidehaltung laufen derzeit noch. Fiir freigeliiftete Mast-
schweinestille musste zundchst eine abgestimmte Messmethode erarbei-
tet werden. Da sich u. a. dadurch zeitliche Verzdgerungen ergeben ha-
ben, wurde das Projekt bis 2022 verldngert. Ausgewertete Ergebnisse
werden fiir sogenannte ,,Neuland“-Stélle nicht vor Ende 2020 und fiir
PugPort“-Stille nicht vor Ende 2022 vorliegen.

Ein Forderprogramm zur Abstockung von Tierbestinden zu Tierwohl-
zwecken ist nicht angedacht. Die Forderung von Umbau- und Ausbau-
malBnahmen sowie Modernisierungsmafinahmen fiir mehr Tierwohl wird
im Rahmen des Agrarinvestitionsprogramms (AFP) ab 2020 ausgewei-
tet.

Die Koalitionsparteien von CDU, CSU und SPD haben vereinbart, die
nationale Nutztierstrategie so weiter zu entwickeln, dass Tier- und Um-
weltschutz genauso beachtet werden wie die Qualitdt bei der Erzeugung
und Marktorientierung. Ferner ist nach dem Koalitionsvertrag ein Be-
standsschutz fiir genehmigte Tierhaltungsanlagen bei Anderungen zu
Tierwohlzwecken gewollt. Die Bundesregierung priift derzeit, ob und
gegebenenfalls welche rechtlichen Anderungen hierfiir erforderlich sind.

94. Abgeordnete Welche Teilnehmerinnen und Teilnehmer hat die
Dr. Kirsten Bundesregierung zum Waldgipfel am 25. Septem-
Tackmann ber 2019 in Berlin eingeladen (bitte unter tabella-
(DIE LINKE.) rischer Auflistung aller Verbidnde und Vertreter

des Cluster Forst und Holz), (sollte die Auflistung
mehr als 28 Einzeleintrige ergeben bitte die groB-
ten Organisationen auflisten)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretir Michael Stiibgen
vom 10. September 2019

Zum Waldgipfel am 25. September 2019 werden die Vertreterinnen und
Vertreter der staatlichen, kommunalen und privaten Waldbesitzer, der
Wald-, Holz-, Naturschutz-, Jagdverbiande und weiterer waldrelevanter
Interessengruppen (z. B. Sport) eingeladen, Abgeordnete des Bundesta-
ges, Vertreter der Landeswaldministerien, Wissenschaftler und Presse-
vertreter. In der beigefiligten Tabelle sind die eingeladenen Verbdnde des
Clusters ,,Forst und Holz“, des Natur- und Umweltschutzes sowie die
Gewerkschaften und die Wissenschaft aufgelistet. Aus datenschutzrecht-
lichen Griinden darf die Bundesregierung keine einzelpersonenbezoge-
nen Daten nennen.

95. Abgeordnete Welche Teilnehmerinnen und Teilnehmer hat die
Dr. Kirsten Bundesregierung zum Waldgipfel am 25. Septem-
Tackmann ber 2019 in Berlin eingeladen (bitte unter tabella-
(DIE LINKE.) rischer Auflistung aller Gewerkschaften und Wis-

senschaftler), und gehoren dazu insbesondere
auch Beschéftigungsvertretungen, z. B. die In-
dustriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt und
Bund Deutscher Forstleute bzw. Betriebs- und
Personalrite?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretir Michael Stiibgen
vom 10. September 2019

Es wird auf die Antwort zu Frage 94 verwiesen. In der beigefligten Ta-
belle sind die eingeladenen Beschiftigtenvertretungen und wissenschaft-
lichen Institutionen aufgelistet. Aus datenschutzrechtlichen Griinden
darf die Bundesregierung keine einzelpersonenbezogenen Daten nennen.



Drucksache 19/13176 - 60— Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR; Stand 10.09.19)
Waldgipfel am 25.09.2019
Verteiler Cluster Forst und Holz, Umwelt- und Naturschutzverbinde, Wissenschaft und
L Gewerkschaften - e
| Gr Institution i
Cluster Forst und Holz
'Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzerverbande e. V. (AGDW — Die- Waldeigentumer)
Arbeitsgemeinschaft forstwirtschaftlicher Lohnunternehmer Niedersachsen e V.
Arbeitsgemeinschaft Naturgemaf&e Waldwirtschatt Deutschland e.V. (ANW)
‘Arbeitsgemeinschaft Rohholzverbraucher e.V. (AGR)
Bayerische Landesanstalt fiir Wald und Forstwirdschaft (LWF)
Bayerische Staatsforsten AGR _H—
{Bayerischer Waldbesstzerverband eV. |
fBerhner Forsten e ?
‘Bund deutscher Baumschulen (BdB) e.V. '
Bund Deutscher Forstieute e.V. -
Bundesanstalt fur Imnmobilienaufgaben
Bundesverband BioEnergie e.V. (BBE)

‘Bundesverband Deutscher Fertigbau e.V. (BDF) _ _
'Bundesverband Holz und Kunststoff T T T ST
Bundesverband ProHolzfenster e.V.
|DBU Naturerbe GmbH

Deutsche Bundesstlftung “Umwelt (] (DBU) ~

Deutsche Bundesstiftung Umwelt Naturerbe GmbH

:Deutsche Sége- und Holzindustrie Bundesverband eV (DeSH)

st bt 44 b e . e st et

Deutscher Bauemverband e.V. (DBV)

- - e o e e . T AR e, ke .

@eutscher Energieholz- und Pellet-Verband e.V. (DEPV)

Deutscher Forstvereine. V.
Deutscher Forstverein e.V. (DFV)
Deutscher Forstwirtschaftsrat e.V. (DFWR)

DeutscherHolzwgr_@c_h_a_@srat_gz_\(_ (DHWRy -~

Deutscher Massivholz- und Blockhausverband e.V. T T T
DFUV Netzwerk der Forstunternehmen & Forsttechnik e. V

DHV - Deutscher Holzfertigbau-Verband e.V.

Evangellsche Kirche in Mltteldeutschland

Fachverband Holzenergie
'Familienbetriebe Land und Forst
Forstkammer Baden-Wrttemberg e.V.
FSC Deutschlande.V.
‘Gemeinde- und Stadtebund Rheinland-Pfalze. V.~~~ CTT T T

'Gesamtverband der Deutschen land- und forstwnrtschafthchen Arbengeberverbande
‘Gesamtverband Deutscher Holzhandel e.V.

‘Giitegemeinschaft Blockhausbau e.V. T

Hauptverband der Deutschen Holzindustrie und Kunststoffe verarbeitenden Industrie und
verwandter Industrie- und Wirtschaftszweige e.V. (HDH)

'Hessischer Waldbesitzerverband e.V.

'Holzbau Deutschland - Institut €. V L |
‘Holzbau Deutschland Bund Deutscher Zimmermeister i
informaticnsverein Holz e.V. —_ '
Klosterkammer Hannover _
‘Kuratorium fur Waldarben und Forsttechnlk e.V. (KWF) w_“%%
Landesbetrieb Forst Brandenburg

|Landesbetrieb HessenForst

iLandesbetrleb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen
Landesforst Mecklenburg-Vorpommern - Anstalt des &ffentlichen Rechts
Landesforstamt Berliner Forsten )
Landesforstbetrieb Sachsen-Anhalt -
Landesforsten Rheinland-Pfalz’

' Landw rtschaftskammer Niedersachsen
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Niedersachsische Landesforsten

PEFC Deutschland e.V.

'SaarForst Landesbetrieb

Saarlandischer Privatwaldbesitzerverband e.V.
'Sachsischer Waldbesitzerverband e.V.
Schleswig-Holsteinische Landesfg_@t_en_(/\o___ﬁ)__ e
Schleswig-Holsteinischer Waldbesitzerverband e.V._ T
Staatsbetrieb Sachsenforst

‘Studiengemeinschaft H Holz!e_mpgug_\i e
‘ThiringenForst o

Tischler Schreiner Deutschland
Ubemachungsgemelnsclﬁft Konstruktionsvallholz (K}_/ii)ﬂ ) o
Verband der deutschen Holzwerkstoffindustrie e.V. (VHI)
\Verband Deutscher Forstbaumschulen e.V. (VDF)
Verband Deutscher Maschinen- und Anlag_enbau eV (VDMA)
Verband Deutscher Paplerfabrlken e.V. (VDP)
Waldbauernverband orband Nordrhein-Westfalen e.V. e
Waldbesitzerverband Brandenburg e.V. T
{Waldbesitzerverband fiur Meckienburg-Vorpommern eV.
Il\faldbesutzerverband fur Rheinland-PfalzeV. — — T
i Waldbesitzerverband fur Tharingen e.V. _ __“:_'__'_‘__ -
Waldbesitzerverband Niedersachsen e.V. .
Waldbesitzerverband Nordrhein-Westfalen e.V. e V.
\Waldbesitzerverband Sachsen-Anhalt e.V.

Umwelt- und Naturschutzverband

'aktionsbiindnis Forum Natur
[Arbeitsgemeinschaft Natur- und U Umweltbildung Bundesverband e V.
!anenscher Jagdverband e. V.

Bund Q_e_g:!gc:_l_’:gr_@pdschaftsarch|tekten i
Bund fur Umwett und Naturschutz Deutschland e,V (BUND) ™~ T
Bundesverband GRUNE LIGAe V. T T
;Bundesverband Naturwacht e.V. (German Ranger Association)

l’ Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH) e,

Deutsche Waldjugend der Schutzgememschaft

|Deutscher Wald — Bundesverband e.V.
|Deutsche Wildtier Stiftungw
Deutscher Alpenvereln eV.

'Deutscher Naturschutznng, Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und
Umweltschutzverbénde (DNR) e.V.
‘Deutscher Rat fur Landespfiege 6.V,
EuroNatur Stiftung Europaisches Naturerbe
EUROPARC Deutschland e.V.

[Faun - Initiative Waldnaturschutz integrativ_
Forum Umwelt & Entwicklung

Global Nature Fund - |
\Greenpeace e.V.
'Heinz Sielmann Stiftung

Michael Succow Stiftung zum Schutz der Natur
'NABU — Naturschutzbund Deutschland e.V.
NaturFreunde Deutschlands ‘

Naturland - Verband fir 6kologischen Landbau e V.
Naticnale Naturlandschaften e.V
‘Okologischer Jagdverband e.V. (OJV) -
[ROBIN WOQD e.V.
Schl;tzgemelnschaft Deutscher Wald, Bundesverband e.V. (SDWY)
'Verband Deutscher Gebirgs- und Wandervereine e.V.
Verband Deutscher Naturparke e.V (VDN)

‘World Wide Fund fer Nature (WWF)
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Gewerkschaft
Bund Deutscher Forstieute
Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt
Wissenschaft
Albert-Ludwigs-Universitat Freiburg
Deutsche Sporthochschule Kéln
|Europaisches Forstinstitut (EF!)
Fachhochschule Erfurt
Forstliche Versuchs- und F Forschungsanstal( Baden-Wiirttemberg

'Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Wiirttemberg (FVA)

Fraunhofer-Institut fiir Holzforschung - Wilhelm-Kiauditz-Institut (WKi) - 7
Georg-August Universitat Géttingen

' Georg-August-Universitét Géttingen
Helmholtz-Zentrum far Umweltforschung GmbH - UFZ
Hochschule firr angewandte Wissenschaft und nd Kunst (HAWK) Hildesheim/Holzminden/Géttingen
Hochschule fir Forstwirtschaft Rottenburg (HFR)
Hochschule fur nachhaltige Entwicklung | Eberswalde (HNEE)

Hochschule Welhenstz_a@gl Triesdorf (HSWT)

\Johann Heinrich von Thinen-Institut Bundesforschungsinstitut far Landiiche Raume, Wald und
Ftscherel (T

Johann Wolfgang Goethe-Universitat Erankfurt am m Main ) ]
Julius Kahn-Institut Bundesforschungsinstituf fiir | fur Kulturpflanzen (JKI) i
[Julius-Maximilians-Universitat Wurzburg

[Nordwestdeutsche Forstiiche Versuchsanstalt (NW- FVA)
[Potsdam-Institut fiir Klimafolgenforschung e.V. T
[Ruhr-Universitat Bochum__—__ ~— — ~ 7 _l

|Technische Universitét Dresden
i Technische Umvermtat thchen

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend

96. Abgeordnete Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die Ak-
Katja Suding teure der Kinder- und Jugendhilfe, welche in ers-
(FDP) ter Linie fiir die rechtlichen Anspriiche der nach

Deutschland gebrachten Kinder zustindig sind
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf die
Schriftliche Frage 61 des Abgeordneten Stephan
Thomae auf Bundestagsdrucksache 19/5643), be-
ziiglich personeller Ressourcen und Kompetenzen
ausreichend ausgestattet sind, um die sehr spezifi-
schen Herausforderungen der Betreuung dieser
Kinder bewéltigen zu kdnnen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Caren Marks
vom 12. September 2019

Die Ausfiihrung des Achten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VIII) ist ge-
mifB Artikel 30, 83 Grundgesetz (GG) Aufgabe der Lander. Nach § 72
Absatz 1 Satz 1 SGB VIII sollen die Triger der 6ffentlichen Jugendhilfe
bei den Jugenddmtern und Landesjugenddmtern hauptberuflich nur Per-
sonen beschéftigen, die sich fiir die jeweilige Aufgabe nach ihrer Per-
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sonlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe entsprechende Ausbildung
erhalten haben (Fachkrifte) oder auf Grund besonderer Erfahrungen in
der sozialen Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe zu erfiillen. Satz 2 die-
ser Vorschrift siecht daneben vor, dass, soweit die jeweilige Aufgabe dies
erfordert, mit ihrer Wahrnehmung nur Fachkréfte oder Fachkrifte mit
entsprechender Zusatzausbildung zu betrauen sind.

Nach § 72 Absatz 3 SGB VIII haben die Triger der 6ffentlichen Jugend-
hilfe auBerdem Fortbildung und Praxisberatung der Mitarbeiter des Ju-
gendamtes und des Landesjugendamtes sicherzustellen.

Auf Grundlage eines Beschlusses der Jugend- und Familienministerkon-
ferenz (JFMK) aus dem Mai 2018 ldsst die Arbeitsgemeinschaft der
Obersten Landesjugend- und Familienbehorden (AGJF) derzeit eine Ori-
entierungshilfe auf Grundlage von Handlungseckpunkten zum Themen-
bereich Kindeswohl im Kontext von (islamistisch) ,,radikalisierten Fa-
milien* erstellen mit dem Ziel, vor Ort Hilfestellung und weiterfithrende
MaBnahmen sowie zur Kooperation mit anderen Institutionen zur Verfii-
gung zu stellen. Die Orientierungshilfe richtet sich vor allem an die
Fachkréfte der Jugenddmter. Ein weiteres Ziel ist es, die Aufgaben und
Kompetenzen der Kinder- und Jugendhilfe bei anderen Behdrden und
Institutionen darzulegen und besser bekannt zu machen.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir

Gesundheit

97. Abgeordnete Wie ist der Sachstand beziiglich der Abfrage zu
Katrin Helling- den Ubertragungsprozessen, im Falle eines Aus-
Plahr tritts des Vereinigten Konigreichs ohne Austritts-
(FDP) abkommen, gegeniiber der Medicines and Health-

care Products Regulatory Agency des Vereinigten
Konigreichs sowie der vorgenommenen Ver-
bandsabfrage durch die Bundesregierung (Ant-
wort der Bundesregierung zu Frage 12 der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der FDP auf Bundes-
tagsdrucksache 19/11541)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 10. September 2019

Wie der sechsten Mitteilung der EU-Kommission zur Vorbereitung auf
den Brexit vom 4. September 2019 zu entnehmen ist, sieht die EU-Kom-
mission im Bereich Medizinprodukte Fortschritte bei den Vorbereitun-
gen, gleichzeitig aber noch weiteren Handlungsbedarf bis zum vorgese-
henen Austrittsdatum 31. Oktober 2019 des Vereinigten Konigreiches.
Die EU-Kommission verweist diesbeziiglich auf Zahlen der britischen
Benannten Stellen, wonach die Ubertragungsprozesse der Bescheinigun-
gen auf eine EU-27-Benannte Stelle fiir die iiberwiegende Mehrheit der
Produkte bis zum 31. Oktober 2019 abgeschlossen sein sollen. Die
Riickmeldungen aus der von der Bundesregierung durchgefiihrten Ver-
bandsabfrage stiitzen die Aussagen der EU-Kommission in ihrer fiinften
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und sechsten Mitteilung zur Vorbereitung auf den Brexit, dass sich die
Lage aufgrund der Verlangerung der Austrittsfrist bis zum 31. Oktober
2019 in Bezug auf Ubertragung von Bescheinigungen fiir Medizinpro-
dukte von einer Benannten Stelle im Vereinigten Konigreich auf Be-
nannte Stellen in der EU-27 etwas entspannt hat. Ergebnisse einer von
CAMP (Competent Authorities for Medical Devices) und EU-Kommis-
sion durchgefithrten Umfrage sowie letzte Zahlender Medicines and
Healthcare Products Regulatory Agency des Vereinigten Konigreichs
aus August 2019 deuten darauf hin, dass eine vollstindige Ubertragung
aller Bescheinigungen nicht zum 31. Oktober 2019 erfolgt sein wird.
EU-Kommission und CAMD werden die Entwicklung der Situation im
September und Oktober weiter beobachten.

Die Bundesregierung beteiligt sich an den in den einschlidgigen europa-
ischen Gremien gefiihrten Diskussionen und unterstiitzt die Bemtihun-
gen der Behorden der Mitgliedstaaten und der EU-Kommission, eine ge-
meinsame Losung im Wege der Marktiiberwachung fiir Hersteller und
Produkte zu erarbeiten.

98. Abgeordneter Wie viele Krankenhausabteilungen gibt es nach
Dr. Achim Kessler Kenntnis der Bundesregierung in Deutschland,
(DIE LINKE.) die ausschlieBlich Diabetes-Fille behandeln und

von einem/einer Diabetologen/in als Chefarzt/
-arztin geleitet werden, und wie viele dieser Kran-
kenhausabteilungen gab es in den Jahren 1998,
2003, 2008, 2013 und 2018, angesichts von Be-
richten iiber einen wachsenden Mangel an diabe-
tologischem Fachpersonal in Kliniken (www.aerz
tezeitung.de/medizin/krankheiten/diabetes/arti
cle/979826/diabetiker-zahl-in-kliniken-unterscha
etzt.html) (bitte in absoluten Zahlen pro Jahr an-
geben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Dr. Thomas Gebhart
vom 12. September 2019

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Destatis) liegen geson-
derte Informationen zu Krankenhausabteilungen, in denen ausschlie3lich
Diabetes-Fille behandelt werden, nicht vor.

Destatis verweist ersatzweise auf Angaben zur Endokrinologie (als ,,Da-
runter-Position der Fachabteilung Innere Medizin). Diabetes mellitus
gehort als sog. Endokrinopathie zum Behandlungsspektrum dieses Fach-
bereichs. Eine detaillierte Auflistung der Entwicklung dieser Fachabtei-
lungsanzahl ist nachfolgender Tabelle zu entnehmen. Die aktuellsten
Daten sind fiir das Berichtsjahr 2017 verfiigbar.

Anzahl Fachabteilungen je Jahr

Fachabteilungs- 1998 2003 2008 2013 2017
bezeichnung

Innere Medizin 34 29 29 29 32
Endokrinologie
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Zum diabetologischem Fachpersonal ist darauf hinzuweisen, dass gemal
Daten der Bundesirztekammer die Zahl der Arztinnen und Arzte (im
stationdren Tatigkeitsbereich) mit einer Zusatz-Weiterbildung in Diabe-
tologie von 9 im Jahr 1998 auf 888 im Jahr 2018 gestiegen ist.

99. Abgeordnete Wie viele Auszubildende in Pflegeberufen werden
Pia Zimmermann nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit durch
(DIE LINKE.) die Schwesternschaften des Deutschen Roten

Kreuzes e. V. (DRK) in Einrichtungen ausgebil-
det, die von der DRK-Schwesternschaft in Eigen-
regie betrieben werden, und wie viele Auszubil-
dende in Pflegeberufen werden in Einrichtungen
ausgebildet, mit denen die Schwesternschaft einen
Gestellungsvertrag zur Uberlassung der Auszu-
bildenden bzw. einen Kooperationsvertrag zur
Durchfiihrung der Ausbildung abgeschlossen hat?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 6. September 2019

Nach eigenen Angaben tragen die DRK-Schwesternschaften Verantwor-
tung fiir 4.000 Ausbildungsplitze.

100. Abgeordnete Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung
Pia Zimmermann  die betriebliche Mitbestimmung bei der Berufsbil-
(DIE LINKE.) dung sichergestellt werden, wenn vereinsrechtlich

organisierte Schwesternschaften vom Deutschen
Roten Kreuz e. V. Triager der praktischen Pflege-
ausbildung sind?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 6. September 2019

Abweichend von § 8 Absatz 5 Pflegeberufegesetz (PfIBG) gelten die
Auszubildenden der DRK-Schwesternschaften nach der in § 2 Absatz 5
Satz 3 DRK-Gesetz beabsichtigten Regelung fiir die gesamte Dauer der
Ausbildung als Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer im Sinne des § 5 Be-
triebsverfassungsgesetz (BetrVG) oder des § 4 Bundespersonalvertre-
tungsgesetz (BPersVG) von derjenigen Einrichtung nach § 7 Absatz 1
PfIBG, bei der der iiberwiegende Teil der praktischen Ausbildung der
oder des Auszubildenden stattfindet (durchfiihrend Einrichtung der prak-
tischen Ausbildung). Dadurch wird sichergestellt, dass die Auszubilden-
den, obwohl sie keinen Ausbildungsvertrag mit der durchzufithrenden
Einrichtung der praktischen Ausbildung haben, dort den Status einer Ar-
beitnehmerin bzw. eines Arbeitnehmers im Sinne des § 5 BetrVG oder
des § 4 BPersVG haben. Damit sind die Rechte des Betriebsrates bei der
Ausbildung gewéhrleistet.

101. Abgeordnete Welche Anspriiche entstehen nach Einschdtzung
Pia Zimmermann  der Bundesregierung durch eine Offnung des § 7
(DIE LINKE.) Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes (laut Entwurf
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eines Gesetzes zur Reform der Psychotherapeu-
tenausbildung; hier: Formulierungshilfe fiir einen
Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU
und SPD; Kabinettvorlage vom 19. August 2019,
Datenblatt-Nr.: 19/15034; behandelt auf der
65. Kabinettsitzung am Mittwoch, 28. August
2019 unter ,,ohne Aussprache zu beschliefende
Kabinettvorlagen (TOP-1-Liste)*, unter laufende
Nummer 6) fiir andere Trager oder Ausbildungs-
einrichtungen, die nicht selbst und unmittelbar ei-
ne Einrichtung gemél § 7 Absatz 1 des Pflegebe-
rufegesetzes betreiben, und welche Auswirkungen
fiir die Umsetzung der Pflegeausbildungsfinanzie-
rungsverordnung hitte eine Offnung des § 7 des
Pflegeberufegesetzes fiir vereinsrechtlich organi-
sierte Trager?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine Weiss
vom 6. September 2019

Die DRK-Schwesternschaften stellen die wesentliche pflegerisch-medi-
zinische Komponente des Deutschen Roten Kreuzes dar, das zur Erfiil-
lung seiner Aufgaben eine stets einsatzfahige Organisation vorhalten
muss. Die Anderung des DRK-Gesetzes trigt den besonderen Aufgaben
der DRK-Schwesternschaften Rechnung. Um die Einsatzweise und Or-
ganisationsstruktur der DRK-Schwesternschaften nicht zu gefdhrden
und weiterhin sicherzustellen, gilt § 8 Absatz 2 PfIBG mit der MafBigabe,
dass neben Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 PfIBG auch die vereins-
rechtlich organisierten DRK-Schwesternschaften Trager der praktischen
Ausbildung sein kdnnen.

Die Umsetzung der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung
bleibt von der Anderung unberiihrt. Einzahlungen in den Ausgleichs-
fonds erfolgen unabhdngig von der Stellung als Trager der praktischen
Ausbildung durch alle Krankenhéuser, alle ambulanten und stationédren
Pflegeeinrichtungen, das jeweilige Land und die soziale Pflegeversiche-
rung. Das Ausbildungsbudget des Trdgers der praktischen Ausbildung
umfasst auch die Ausbildungskosten der weiteren an der praktischen
Ausbildung beteiligten Einrichtungen. Der Trager der praktischen Aus-
bildung leitet die in den Ausgleichszuweisungen enthaltenen Kosten der
Kooperationspartner an diese weiter.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr
und digitale Infrastruktur

102. Abgeordneter Welche Haltung haben die Vertreterinnen und
Matthias W. Vertreter der Bundesregierung in der Gesellschaf-
Birkwald terversammlung der Flughafen Koéln/Bonn AG
(DIE LINKE.) bislang zu dem Vorhaben der Geschéftsfithrung

eingenommen, die Defizite des Unternehmensbe-
reiches Bodenverkehrsdienste mit der Ausgriin-
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dung einer Gesellschaft aus dem Geltungsbereich
der Tarifvertrdge des offentlichen Dienstes, wel-
che zu einer massiven Absenkung der Einkom-
men der Beschiftigten fithren wiirde, zu reduzie-
ren, und wie begriindet Sie diese Haltung
(www.general-anzeiger-bonn.de/news/wirtschaft/
region/Verdi-Am-Flughafen-K%C3%B6InBonn-
drohen-Lohnsenkungen-article4149605.html und
www.l.wdr.de/nachrichten/rheinland/gewerk
schaft-kritisiert-flughafen-koeln-bonn-100.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Der einstimmige Beschluss der Gesellschafter der Flughafen K6ln/Bonn
GmbH lautet: ,,Die Gesellschafter haben sich in ithrer Gesellschafterver-
sammlung am 28.06.2019 ausfiihrlich mit der wirtschaftlichen Lage des
Unternehmens und den besténdig steigenden Verlusten aus den Boden-
verkehrsdiensten befasst. Sie haben die Geschiftsfithrung beauftragt
nach Wegen zu suchen, diese Verluste schnellstmoglich zu reduzieren
und spétestens im Jahr 2030 zu beenden, um eine nachhaltige Entwick-
lung des Flughafen K6ln/Bonn auch in Zukunft zu gewéhrleisten.*

103. Abgeordneter Inwiefern hat die Bundesregierung bei ihrer Hal-
Matthias W. tung zur Frage einer moglichen Ausgriindung der
Birkwald Bodenverkehrsdienste beriicksichtigt, dass in der
(DIE LINKE.) mittelfristigen Finanzplanung Koln/Bonn GmbH

insgesamt mit Ausnahme des Jahres 2020 schwar-
ze Zahlen geschrieben werden, und welche {iber
diese Prognosen hinausgehenden Renditeziele
verfolgt die Bundesregierung als Miteigentiimerin
der Flughafen KoIln/Bonn GmbH, und wie be-
griindet sie diese (www.koeln-bonn-airport.de/
upload/tx _download/Geschéaftsbericht
2018SCREEN.pdf, S. 44/45)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Der Flughafen soll sich nachhaltig aus eigener Kraft entwickeln. Bei ei-
ner Entscheidung iiber das weitere Vorgehen beziiglich der Bodenver-
kehrsdienste wird dies beriicksichtigt werden.

104. Abgeordneter Wie viele Ladeséulen fiir Elektrofahrzeuge gibt es
Andreas Bleck nach Kenntnis der Bundesregierung zurzeit je-
(AfD) weils in den Landkreisen Neuwied und Altenkir-

chen?


http://www.general-anzeiger-bonn.de/news/wirtschaft/region/Verdi-Am-Flughafen-K%C3%B6lnBonn-drohen-Lohnsenkungen-article4149605.html
http://www.1.wdr.de/nachrichten/rheinland/gewerkschaft-kritisiert-flughafen-koeln-bonn-100.html
http://www.koeln-bonn-airport.de/upload/tx_download/Geschäftsbericht_2018SCREEN.pdf
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 6. September 2019

Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es zurzeit folgende Anzahl an
Ladepunkten in den jeweiligen Landkreisen (Stand BNetzA: 8. August
2019):

— Kreis Neuwied: elf Ladepunkte, davon acht Schnellladepunkte,

— Landkreis Altenkirchen: acht Ladepunkte, davon zwei Schnelllade-

punkte.
105. Abgeordneter Wie hoch sind die Ist-Ausgaben fiir Erhaltungs-
Christian Diirr maBnahmen an Bauwerken im Zuge von Bundes-
(FDP) fernstralen und der Verfiigungsrahmen fiir die ge-

samte Erhaltung im Zuge von Bundesfernstralien
in Niedersachsen seit 2014 (bitte pro Jahr auf-
schliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 10. September 2019

Erhaltungsmafnahmen an Briicken unter 5 Mio. Euro werden im Brii-
ckenmodernisierungsprogramm nicht abgebildet.

Die angeforderten Zahlen sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Jahr Ist-Ausgaben Verfligungsrahmen
Bauwerkserhaltung* Erhaltung
in Mio. Euro in Mio. Euro
2014 32,59 253,19
2015 21,10 261,89
2016 31,50 299,36
2017 42,36 337,04
2018 57,87 407,85

* Angaben des Landes Niedersachsen

106. Abgeordneter Um wieviel hat sich das Projekt ,,Verlegung der
Harald Ebner B 14/B 19 in Schwibisch Hall*“ (Weilertunnel)
(BUNDNIS 90/ seit Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan

DIE GRUNEN) verteuert, und wie schitzt die Bundesregierung
seinen verkehrlichen Nutzen ein, insbesondere im
Hinblick auf Klimaschutz?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Zur Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 2030 wurde das Projekt
im Rahmen einer Nutzen-Kosten-Analyse sowie einer raumordnerischen
und stddtebaulichen Beurteilung mit Gesamtkosten in Hohe von
49,092 Mio. Euro eingebracht (Bundesanteil nach Straenbauplan 2016:
42,963 Mio. Euro, Anteil der Stadt Schwibisch Hall: 6,129 Mio. Euro).
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Das Land Baden-Wiirttemberg erstellt derzeit unter Federfithrung der
Stadt Schwibisch Hall eine detaillierte Kostenfortschreibung, die nach
Priifung voraussichtlich bis Ende 2019 dem Bundesministerium fiir Ver-
kehr und digitale Infrastruktur (BMVI) vorgelegt werden soll.

Im Zuge der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 2030 hat das
BMVI die Verlegung der B 14 in Schwibisch Hall einer gesamtwirt-
schaftlichen Mallnahmenbewertung unter Auswertung einer umwelt-
und naturschutzfachlichen Betrachtung unterzogen. Es wurde eine gerin-
ge Umweltbetroffenheit festgestellt, mit der die bestehenden verkehrli-
chen Kapazititsengpdsse abgebaut und die Ortslage entlastet wird. Die
Verkehrssicherheit fiir Radfahrer und FuBgénger wird erh6ht und der
Zerschneidung der Weilervorstadt entgegengewirkt, was zur Reduzie-
rung des Kraftstoffverbrauchs, der Reduzierung des Kraftstoftver-
brauchs, der Abgasemissionen sowie der Reisezeiten beitragt.

107. Abgeordneter Trifft die Aussage der Flughafen Miinchen GmbH
Matthias Gastel in ihrem Jahresbericht 2018 zu, wonach ,,die
(BUNDNIS 90/ preisaggressiv eingefiihrte neue ICE Sprinterver-

DIE GRUNEN) bindung der deutschen Bahn nach Berlin gemiR
der Luftverkehrsstatistik des Statistischen Bun-
desamts keine Passagierverlagerung vom Flug-
zeug auf die Eisenbahn bewirkte®, und welche
Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus,
dass trotz milliardenschwerer Investitionen in die
Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen Miinchen
und Berlin die Anzahl der Flugreisenden auf die-
ser Relation nicht gesunken, sondern demnach so-
gar leicht weiter gestiegen ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Enak Ferlemann
vom 11. September 2019

Die Deutsche Bahn AG (DB AG) wurde zu dem angesprochenen Sach-
verhalt um Stellungnahme gebeten, die in der fiir die Beantwortung ei-
ner parlamentarischen Frage zur Verfiigung stehenden Zeit nicht vorge-
legt werden konnte. Sobald Informationen vorliegen, werden diese nach-

gereicht.”

108. Abgeordneter Wie viele Interessenbekundungen bzw. Projekt-
Stefan Gelbhaar skizzen fiir eine der neu zu schaffenden Fahrrad-
(BUNDNIS 90/ professuren wurden bis zum Fristende am 1. Au-

DIE GRUNEN) gust 2019 eingereicht, und werden alle Hochschu-
len tatsidchlich wie vorgesehen zum Sommerse-
mester 2020 starten kdnnen?

*  Die noch ausstehenden Informationen wurden von der Bundesregierung nachgereicht. Siehe dazu Bundestagsdrucksache 19/13254.
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 9. September 2019

Im Forderprogramm ,,Stiftungsprofessuren Radverkehr wurden 33 Inte-
ressenbekundungen eingereicht. Davon wurden elf Hochschulen zur Ab-
gabe vollstindiger Antragsunterlagen bis zum 15. November 2019 auf-
gefordert. Es ist vorgesehen, zundchst drei Hochschulen den Zuschlag
mit Start zum Sommersemester 2020 zu erteilen.

109. Abgeordneter Wie viele Professuren an Hoch- und Fachhoch-
Stefan Gelbhaar schulen gibt es zum Kraftfahrzeugverkehr, und
(BUNDNIS 90/ welche offentlichen Mittel werden dafiir einge-

DIE GRUNEN) setzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 9. September 2019

Der Bundesregierung liegen keine Informationen iiber die Anzahl der
Professuren an Hoch- und Fachhochschulen zum Kraftfahrzeugverkehr

Vor.
110. Abgeordneter Wie viele investive Mittel aus dem Bundeshaus-
Stefan Gelbhaar halt wurden vom Jahr 2006 bis heute zum Zweck
(BUNDNIS 90/ des Baus bzw. des Erhalts von Straflen, Tunneln
DIE GRUNEN) und Briicken zur vorrangigen Befahrung durch

Kraftfahrzeuge ausgegeben, und wie viele investi-
ve Mittel des Bundes aus dem Bundeshaushalt
wurden vom Jahr 2006 bis heute zum Zweck des
Baus bzw. des Erhalts von Stralen, Tunneln und
Briicken zur vorrangigen Nutzung durch Radfah-
rende ausgegeben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Von 2006 bis 2018 wurden rd. 74 Mrd. Euro in die BundesfernstraBen
investiert. Aufgrund der foderalen Zustandigkeiten sind der Bau und die
Erhaltung von Radwegen und sonstigen Radverkehrsanlagen Angele-
genheiten der Lénder, Kreise und Kommunen, wihrend sich die Aufga-
ben und Finanzierungsmdoglichkeiten des Bundes als Trager Straenbau-
last auf den Bereich der Bundesfernstralen beschrianken, worin im o. g.
Zeitraum fiir Bau und Erhaltung von Radwegen an Bundesstraflen rd.
1 Mrd. Euro investiert wurde.

111. Abgeordnete Wie viele Pkw-Riickrufe wurden im ersten Halb-
Katrin Goring- jahr 2019 insgesamt durch das Kraftfahrt-Bundes-
Eckardt amt (KBA) veranlasst, und wie hoch waren dabei

(BUNDNIS 90/ jeweils die veranlassten Riickrufzahlen der zehn
DIE GRUNEN) grofften Pkw-Hersteller (nach Absatz in Deutsch-
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land) (bitte auch aufschliisseln, ob die Riickrufe
jeweils aus Sicherheits- oder Umweltgriinden ge-
schahen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 11. September 2019

Das Kraftfahrt-Bundesamt hat im ersten Halbjahr 2019 184 Pkw-Riick-
rufe mit Uberwachung angeordnet. Die jeweiligen Zahlen zu den zehn
groBBten Herstellern konnen der nachstehenden Ubersicht entnommen

werden:
Hersteller Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl
Riickrufe Riickrufe Riickrufe Fzg. Fzg.
gesamt (Sicherheit) (Umwelt) (Sicherheit) (Umwelt)
Volkswagen 9 8 1 90.356 68.783
Mercedes-Benz 27 25 2 41.652 35.526
Audi 11 9 2 26.516 19.902
Ford 6 6 0 105.258 0
BMW 8 8 0 345.322 0
Opel 6 5 1 5.541 48.918
Skoda 1 1 0 1.193 0
Renault 3 3 0 3.620 0
Seat 2 2 0 33.601 0
Hyundai 3 3 0 1.657 0

112. Abgeordneter
Dr. Christoph
Hoffmann
(FDP)

Wie bewertet die Bundesregierung, dass nach
meiner Information die fertig geplante und Ende
des Jahres 2019 zur Ausfithrung avisierte Bau-
maBnahme des Kreisverkehrs Buggingen an der
Kreuzung der BundesstraBe 3 mit dem Breiten-
weg, inklusive einer Deckensanierung Richtung
Hiigelheim, auf das Jahr 2020 verschoben wurde,
und was sind nach Kenntnis der Bundesregierung
die Griinde fiir diese Verschiebung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 13. September 2019

Bei der Um- und AusbaumaBnahme der Kreuzung der Bundesstrafie 3
mit dem Breitenweg in Buggingen zu einem Kreisverkehr, inklusive ei-
ner Deckensanierung Richtung Hiigelheim, handelt es sich um ein Vor-
haben, dessen Finanzierung im Rahmen der pauschal zugewiesenen
Haushaltsmittel fiir den Um- und Ausbau bzw. fiir die Erhaltung durch
das Land Baden-Wiirttemberg in eigener Zustindigkeit erfolgt. Die Bau-
malBnahme ist entsprechend der Angaben des Landes aus Kapazitits-
griinden in das Jahr 2020 verschoben worden und wird zu Beginn des
Jahres, sobald die Witterung das zuldsst, umgesetzt.



Drucksache 19/13176 -72 - Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

113. Abgeordneter Bis wann rechnet die Bundesregierung mit einer
Dieter Janecek Fertigstellung des geplanten Halbanschlusses
(BUNDNIS 90/ Schorn an der Bundesautobahn 95, und welche
DIE GRUNEN) Kosten vorausschlagt die Bundesregierung fiir

diese Mafnahme?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Die Planung der Maflnahme liegt bei der Stadt Starnberg. Die Entwurfs-
planung wurde im Sommer 2019 der Bayerischen Stralenbauverwaltung
vorgelegt.

Die Kosten der Maflnahme sind nach den vorliegenden Entwurfsunterla-
gen mit rd. 2 Mio. Euro veranschlagt und werden durch die Stadt Starn-
berg getragen.

Eine konkrete Zeitplanung der Stadt Starnberg liegt der Bayerischen
StraBenbauverwaltung und dem Bundesministerium fiir Verkehr und di-
gitale Infrastruktur noch nicht vor.

114. Abgeordneter Wie viele Mittel sind bisher aus dem ,,Sofortpro-
Dieter Janecek gramm Saubere Luft™“ an die antragsberechtigten
(BUNDNIS 90/ Stadte ausgezahlt worden, und wie viele Busse

DIE GRUNEN) sind bisher aus dem Forderprogramm im Rahmen
des Sofortprogramms mit einem SCR-Katalysator
nachgeriistet worden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 6. September 2019

Mittel werden aufgrund eines bestandskraftigen Zuwendungsbescheids
ausbezahlt, wenn entsprechende Ausgaben durch die jeweiligen Zuwen-
dungsempfinger (z. B. eine Kommune) getitigt und eine Rechnung vor-
gelegt wurde (d. h.: Auszahlung der Mittel nach Rechnungslegung). Aus
dem jeweiligen Mitteelabfluss ldsst sich daher nicht zwingend der tat-
sdchliche Umsetzungsstand der geforderten Maflnahmen ableiten. Die
erfolgreiche Umsetzung des ,,Sofortprogramms Saubere Luft 2017—
2020 lasst sich somit nicht am derzeitigen Mittelabruf bemessen.

Im Rahmen des ,,Sofortprogramms Saubere Luft 2017-2020“ wurden
bislang insgesamt rund 28 Millionen Euro an Fordermitteln an die Zu-
wendungsempfianger ausgezahlt. Ergdnzend zum Sofortprogramm sind
rund 19 Millionen Euro fiir Malnahmen zur Luftreinhaltung an die fiinf
Modellstadte Bonn, Essen, Herrenberg, Mannheim und Reutlingen aus-
gezahlt worden.

Nach der Forderrichtlinie fiir die Nachriistung von Diesel-Bussen der
Schadstoftklassen Euro III, IV, V und EEV (Enhanced Environmentally
Friendly Vehicle) im Offentlichen Personennahverkehr konnten bisher
Mittel zur Nachriistung von 1.408 Diesel-Bussen bewilligt werden. An-
gaben zur Anzahl der im Rahmen der Forderrichtlinie umgeriisteten
Busse mit einem SCR-Katalysator konnen erst nach Eingang von Ver-
wendungshinweisen und deren Priifung durch die Bundesanstalt fiir Ver-
waltungsdienstleistungen erfolgen. Bisher wurden zwei Verwendungs-
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nachweise aus Essen und Paderborn mit insgesamt 14 umgeriisteten
Bussen gepriift.

115. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung im Rahmen
Katja Keul ihrer Verantwortlichkeit fiir die Wasserstral3en-
(BUNDNIS 90/ und Schifffahrtsverwaltung angesichts der Sand-
DIE GRUNEN) verluste auf der Insel Wangerooge zu tun

(www.nwzonline.de/friesland/wirtschaft/wanger
ooge-inselschutz-auf-wangerooge-baggergut-aus-
der-jade-soll-den-strand-stabilisieren_a 50,5,
2987001566.html und www.daserste.de/informati
on/ratgeber-service/live-nach-neun/videos/Raus-
ins-Leben-Sandaufschuettung-auf-Wangerooge-
live-nach-nein-video-100.html), und wie nimmt
sie zum Vorschlag ortlicher Inselvertreterinnen
Stellung, mit Baggergut aus der Jade die Auffiil-
lung einer ehemaligen Sandentnahmestelle her-
beizufiihren, die mitursichlich fiir die Sandverlus-
te der Insel ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 9. September 2019

GemiB § 8 Abs. 5 WaStrG umfasst die Unterhaltungsverpflichtung der
Wasserstralen- und Schifffahrtsverwaltung in den Seewasserstral3en Ar-
beiten und MaBBnahmen zu Sicherung des Bestandes, u. a. der Insel Wan-
gerooge, soweit fiir die Arbeiten Verkehrsbezug besteht. Im Ubrigen ist
Inselschutz Teil des Kiistenschutzes und liegt in der Zusténdigkeit des
Landes.

Die im Artikel der Nordwest Zeitung vom 30. August 2019 formulierte
Vermutung, dass eine ehemalige Sandentnahmestelle fiir die aktuellen
Sandverluste auf Wangerooge verantwortlich ist, kann nicht bestitigt
werden. Die letzten Sandentnahmen fiir Sandauffiillungen zum Auffiil-
len der westlich gelegenen Buhnenfelder sind mehr als 30 Jahre her
(1976 und 1983/84). Die damals entstandene Eintiefung war bis Anfang
der 90er Jahre erkennbar, verlagerte sich zunehmend in &stlicher Rich-
tung und war wenige Jahre spiter messtechnisch nicht mehr nachweis-
bar. Gemal} § 1 Abs. 3 Nr. 1 WastrG wiren Sandentnahmen fiir Kiisten-
schutzmalinahmen aus der Jade-Fahrrinne allerdings grundsétzlich un-

entgeltlich moglich.

116. Abgeordneter Wie viele Schulen und Krankenhduser im Bun-
Karsten Klein desland Bayern haben seit dem Start des Sonder-
(FDP) aufrufs zur Antragseinreichung im Rahmen des

Bundesforderprogramms Breitband, am 15. No-
vember 2018, einen Antrag gestellt (bitte nach
Regierungsbezirken und Fordergegenstand auf-
schliisseln), und wie viele Schulen und Kranken-
héuser in Bayern kommen nach Kenntnisstand
oder Schitzung fiir die Férderung im Rahmen des
Sonderaufrufs in Betracht?


http://www.nwzonline.de/friesland/wirtschaft/wangerooge-inselschutz-auf-wangerooge-baggergut-aus-der-jade-soll-den-strand-stabilisieren_a_50,5,2987001566.html
http://www.daserste.de/information/ratgeber-service/live-nach-neun/videos/Raus-ins-Leben-Sandaufschuettung-auf-Wangerooge-live-nach-nein-video-100.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Das Bundesforderprogramm fiir den Breitbandausbau ermdglicht so-
wohl durch regulére Infrastrukturantrdge als auch durch das Sonderpro-
gramm die Anbindung von Schulen und Krankenhdusern. Antragsbe-
rechtigt sind die Kommunen (Landkreise, Gemeinden oder kommunale
Zweckverbédnde) in unterversorgten Gebieten. Seit Start des Sonderauf-
rufs fiir Schulen und Krankenhduser wurde ein Antrag aus Bayern auf
Forderung eines Betreibermodells zur Versorgung von fiinf Schulen mit
Gigabit von der Stadt Herrieden (Regierungsbezirk Mittelfranken) ge-
stellt.

Der Bundesregierung liegen keine Daten zur potentiell forderfahigen
Anzahl von Schulen und Krankenhéusern fiir Bayern vor.

117. Abgeordneter Warum benétigt die Bundesstelle fiir Eisenbahn-
Dr. Rainer Kraft  unfalluntersuchung iiber ein Jahr, um den Unter-
(AfD) suchungsbericht fiir den Eisenbahnunfall von

Aichach fertigzustellen, zumal das strafrechtliche
Verfahren dazu langst abgeschlossen ist, und wel-
che ermittlungstechnischen Vorgéinge genau bend-
tigen einen so hohen zeitlichen Aufwand (www.ei
senbahnunfalluntersuchung.de/SharedDocs/Fach
mittellungen/EUB/2018/09 2018 Aichach.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 9. September 2019

Der Untersuchungsschwerpunkt der Bundesstelle fiir Eisenbahnunfall-
untersuchung lag auf der Erstellung des Untersuchungsberichtes zur
Zugkollision zwischen Bad Aibling und Kolbermoor. Die Untersuchun-
gen konnten mit der Veroffentlichung von sechs Sicherheitsempfehlun-
gen im Oktober 2018 zum Abschluss gebracht werden. Die weitergehen-
den Untersuchungen zur Kldrung der Frage, warum beispielsweise bei
festgestellten Arbeitsfehlern in der Unfallsituation so gehandelt wurde
und wie diese kiinftig vermieden werden konnten, gehen iiber die prima-
re Ursachenermittlung hinaus und verfolgen entgegen der straf- und haf-
tungsrechtlichen Untersuchungen eine andere Zielrichtung.

118. Abgeordneter Mit welchen Gesamtkosten rechnet die Bundes-
Stephan Kiihn regierung fiir die in Anlage 4 und 5 aufgefiihrten
(Dresden) Verkehrsvorhaben im vom Bundeskabinett be-
(BUNDNIS 90/ schlossenen Entwurf eines Strukturstidrkungsge-
DIE GRUNEN) setztes Kohleregionen, und wie hoch werden da-

von die Kosten fiir die Vorhaben ,,sechsstreifiger
Ausbau A 4 zwischen Autobahndreieck Dresden-
Nord und Bundesgrenze Deutschland/Polen®,
»Bundesstraenverbindung Mitteldeutschland —
Lausitz (MiLau)“ und ,,B 87n Leipzig (A 14) —
Landesgrenze  Sachsen/Brandenburg® jeweils
sein?


http://www.eisenbahnunfalluntersuchung.de/SharedDocs/Fachmittellungen/EUB/2018/09_2018_Aichach.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 12. September 2019

Gemdl dem vom Bundeskabinett beschlossenen Entwurf fiir ein Struk-
turstarkungsgesetz Kohleregionen sollen fiir die Maflnahmen nach den
Kapiteln 3 und 4, welche die in den Anlagen 4 und 5 aufgefiihrten Ver-
kehrsvorhaben beinhalten, bis zu 26 Milliarden Euro zur Verfligung ge-
stellt werden.

Aufgrund der frithen Planungsstadien konnen die Kosten fiir die Einzel-
vorhaben ,,sechsstreifiger Ausbau A 4 zwischen Autobahndreieck Dres-
den-Nord und Bundesgrenze Deutschland Polen* und ,,Bundesstralien-
verbindung Mitteldeutschland — Lausitz (MiLau)* derzeit noch nicht be-
ziffert werden.

Das Vorhaben ,,B 87n, Leipzig (A 14) — Landesgrenze Sachsen/Branden-
burg® hat der Freistaat Sachsen mit Kosten in Hohe von 301,4 Millionen
Euro fiir den Bundesverkehrswegeplan 2030 angemeldet.

119. Abgeordneter In welchem Umfang genau ist die gemdB § 17 im
Stephan Kiihn vom Bundeskabinett beschlossenen Entwurf eines
(Dresden) Strukturstarkungsgesetzes Kohleregionen vorge-
(BUNDNIS 90/ sehene Aufstockung bestehender Forderprogram-

DIE GRUNEN) me des Bundesministeriums fiir Verkehr und digi-
tale Infrastruktur im Bereich Alternative Antriecbe
und Kraftstoffe/Elektromobilitét (Strae/Schiene)
und der Forderprogramme im Bereich des Rad-
verkehrs im Rahmen des Nationalen Radverkehr-
splans (NRVP) sowie zur Férderung von Modell-
vorhaben des Radverkehrs und von Radschnell-
wegen vorgesehenen, und wie sind diese zusitzli-
chen Mittel im Entwurf des Bundeshaushaltsge-
setzes fuir das Jahr 2020 und in der mittelfristigen
Finanzplanung etatisiert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Enak Ferlemann
vom 11. September 2019

GemiB dem Entwurf fiir das Strukturstirkungsgesetz Kohleregionen
rechnet die Bundesregierung mit Gesamtkosten fiir die Maflnahmen
nach den Kapiteln 3 und 4 von bis zu 26 Milliarden Euro. Die Aufsto-
ckung von Bundesforderprogrammen entspricht Mallnahmen nach Kapi-
tel 3 des Gesetzentwurfs.

120. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt hat die Bundesregierung
Oliver Luksic welche Unterauftragnehmervertrige der Betrei-
(FDP) berfirma (Kapsch Traffic AG und CTS Eventim

AG & Co.KGaA) genehmigt bzw. vorbehaltlich
zugestimmt (www.sueddeutsche.de/wirtschaft/
pkw-maut-eugh-deutschland-1.4584524?redu
ced=true), und falls keine Zustimmung vorlag, auf
welcher Grundlage wurden die Leistungen er-
bracht?


http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/pkw-maut-eugh-deutschland-1.4584524?reduced=true
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 11. September 2019

Nach Mafigabe des Betreibervertrages (BV) war der Betreiber (autoTi-
cket GmbH) verpflichtet, vor Abschluss von Unterauftragnehmervertré-
gen unter Vorlage final verhandelter Entwiirfe die Zustimmung des Auf-
traggebers einzuholen. Soweit es sich bei Unterauftragnehmern um mit
dem Betreiber konzernverbundene Unternehmen handelt, war auch der
Anschluss von Unterauftragnehmervertragen auf der ndchsten Ebene
(Unter-Unterauftragnehmer) zustimmungspflichtig.

Eine solche Zustimmung hat der Betreiber zwischen dem 1. Januar 2019
und dem 18. Juni 2019 fiir 33 Entwiirfe von Unterauftragnehmervertra-
gen beantragt. Sieben dieser 33 Entwiirfe betrafen Unterauftrage mit
konzernverbundenen Unternehmen des Betreibers (einschlieBlich der
beiden Gesellschafter, Kapsch TrafficCom AG und CTS Eventim AG &
Co.KGaA). Der Auftraggeber hatte nach Priifung den Abschluss dieser
sieben als final vorgelegten Entwiirfe, zum Teil nach Anpassung oder
mit Auflagen, zwischen dem 29. April 2019 und dem 7. Juni 2019 ge-
nehmigt. Die Betreiberparteien haben aber zu keinem Zeitpunkt diesen
genehmigten Entwiirfen entsprechende Unterauftragnehmervertrige ge-
schlossen.

Erst am 20 Juni 2019 — und damit nach Kenntnis von der Kiindigung des
BV durch den Auftraggeber — legten die Betreiberparteien am
19./20. Juni 2019 erstellte und unterzeichnete Vertrige mit den konzern-
verbundenen Unterauftragnehmern vor. Deren Inhalt wich in wesentli-
chen Punkten in den Entschadigungsregelungen zum Nachteil des Auf-
traggebers von den genehmigten Entwiirfen ab. In dieser Form wiére der
Inhalt nach dem BV nicht genehmigungsfahig gewesen.

AulBlerdem legten die Betreiberparteien am 20. Juni 2019 einen achten
unterzeichneten Unterauftragnehmervertrag mit einem verbundenen Un-
ternehmen vor. Weder war dieses Unternehmen dem Auftraggeber zuvor
als Unterauftragnehmer benannt noch war der Vertrag als Entwurf zur
Zustimmung vorgelegt worden.

Der Abschluss dieser am 20. Juni 2019 vorgelegten acht Vertrige mit
konzernverbundenen Unterauftragnehmern geschah somit vertragswid-
rig ohne die erforderliche Zustimmung des Auftraggebers. Er war zu-
dem grob treuwidrig, weshalb der Auftraggeber auch wegen dieses Vor-
gangs den BV gekiindigt hat.

Soweit der Betreiber im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2019 und
dem 19. Juni 2019 Unterauftragnehmer ohne genehmigten und wirksam
abgeschlossenen Unterauftragnehmervertrag in seine Leistungserbrin-
gung einbezogen hat, geschah dies gemaf Ziffer 14.31¢) BV auf Grund-
lage einer interimsweisen Zustimmung des Auftraggebers hinsichtlich
des jeweiligen Unternehmens. In diesen Féllen blieb der Betreiber ver-
pflichtet, unverziiglich einen — den Vorschriften des BV entsprechenden
— Unterauftragnehmervertrag mit dem jeweiligen Unternehmen nachzu-
liefern und die Zustimmung des Auftraggebers zum Abschluss einzuho-

len.

121. Abgeordneter Welche Anpassungen plant die Bundesregierung
Soren Pellmann im Rahmen der Uberarbeitung der StraBenver-
(DIE LINKE.) kehrsordnung fiir die Hohe des Bufigeldes fiir das

Parken auf markierten Behindertenparkplédtzen
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(www.welt.de/politik/article198566821/Neue-
StVO-Andreas-Scheuer-CDU-erhoeht-Bussgeld-
fuer-Falschparken-CO.html), und wenn dies nicht
geplant ist, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Mit der Novellierung ist geplant die Geldbufe fiir das unberechtigte Par-
ken auf einem Schwerbehinderten-Parkplatz von derzeit 35 Euro auf
55 Euro anzuheben. Der Verwarnungsgeldrahmen wird damit ausge-
schopft. Ziel ist ein Inkrafttreten noch im Jahr 2019.

122. Abgeordnete Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Filiz Polat — einschlieBlich iiber das Havariekommando und
(BUNDNIS 90/ das Wasser- und Schifffahrtsamt Emden — zu den

DIE GRUNEN) Folgen der Havarie der MSC Zoe vor (bitte insbe-
sondere unter Angabe der Anzahl der vor der nie-
dersidchsischen Kiiste havarierten Container, der
Anzahl der vor der niedersdchsischen Kiiste geor-
teten Container, der Anzahl der vor der nieder-
sdchsischen Kiiste geborgenen Container, dem
Verbleib der weiteren Container, der Verunreini-
gung durch Schadstoffe und Mikroplastik, welche
infolge der Havarie ins Meer gelangt sind
(www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/olden
burg ostfriesland/MSC-Zoe-Meiste-Container-
bei-Havarie-geborsten.comtainer904.html), und
wo befinden sich die beiden havarierten Gefahr-
gutcontainer einschlieflich ihres Inhalts?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 12. September 2019

Die MSC ZOE hat bei der Havarie 342 Container verloren. Der betroffe-
ne Bereich erstreckt sich iiber niederldndisches und deutsches Gebiet.
Eine genaue Angabe zur Anzahl der Container, die in deutschem Gebiet
verloren wurden, ist nicht moglich, da fast alle Container im Rahmen
der Havarie beschidigt oder zerstort wurden (Schitzung des Havarie-
kommandos und der WasserstraBen- und Schifffahrtsverwaltung des
Bundes: 85).

Bislang konnte ein Gefahrgutcontainer mit Dibezoylperoxid in deutsch-
em Gebiet geborgen und fachgerecht entsorgt werden. Der Container mit
Gefahrgut der Klasse 9 (Lithium-Ionen-Batterien) wurde bislang nicht
gefunden. Seitens des beauftragten Bergungsunternechmens wurden alle
Containerteile und Ladungsreste nach Harlingen/NL verbracht.


http://www.welt.de/politik/article198566821/Neue-StVO-Andreas-Scheuer-CDU-erhoeht-Bussgeld-fuer-Falschparken-CO.html
http://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/oldenburg_ostfriesland/MSC-Zoe-Meiste-Container-bei-Havarie-geborsten.comtainer904.html
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123. Abgeordneter Welche Summe hat das Bundesministerium fiir
Hagen Reinhold Verkehr und digitale Infrastruktur fiir die Ausar-
(FDP) beitung und Realisierung der Kampagne ,,Grill

den Scheuer als auch die Offentlichkeitsarbeit
dafiir ausgegeben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 11. September 2019

Bei ,,Grill den Scheuer handelt es sich nicht um eine ,,Kampagne®, son-
dern um ein interaktives Format zur transparenten und direkten Biirger-
kommunikation.

Entstanden ist das Format aus der Biirgerdialogreihe ,,Sprechen wir iiber
Europa“ der Bundesregierung.

Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
hat im Rahmen dieser Reihe einen Dialog des Bundesministers mit
Schiilerinnen und Schiilern realisiert und dazu zum 3. Juli 2018 Schul-
klassen, Politikkurse, Sportvereine und interessierte Jugendlichen im Al-
ter zwischen 16 und 19 Jahren zum Biirgerdialog ,,Sprechen wir iiber
Europa“ ins BMVI eingeladen. Die Jugendlichen konnten den Minister
mit Fragen rund um das Thema Europa ,,grillen, mit ihm diskutieren.
Die Kosten fiir die Veranstaltung betrugen ca. 29.000 Euro.

Seitdem gehdren zum Format ,,Grill den Scheuer” Livechats und Video-
clips bei den sozialen Medien Instagram, Twitter und Youtube. Diese
werden von Mitarbeitern des Neuigkeitenzimmers im Rahmen ihrer
iiblichen Arbeit produziert. Es fallen keine zusétzlichen Kosten an.

Am Tag der offenen Tiir 2019 gab es ,,Grill den Scheuer als Live-Talk
mit den Besuchern des BMVI. Hunderte Biirgerinnen und Biirger haben
die Moglichkeit genutzt, den Bundesminister zu aktuellen Themen zu
Lgrillen”. Auch dies wurde von den Mitarbeitern des Neuigkeitenzim-
mers produziert. Dafiir wurden die fiir die weiteren Aktionen des Tags
der offenen Tiir (z. B. zum Thema Verkehrssicherheit) aufgebauten tech-
nischen Einrichtungen sowie das vorhandene Equipment des Neuigkei-
tenzimmers genutzt.

Mit der Hingung eines Plakats wurden die Biirgerinnen und Biirger zum
Mitmachen eingeladen. Die anteiligen Kosten fiir ,,Grill den Scheuer*
auf dem Tag der offenen Tiir 2019 betrugen ca. 16.000 Euro.

124. Abgeordneter Welche Summe hat das Bundesministerium fiir
Hagen Reinhold Verkehr und digitale Infrastruktur fiir die Ausar-
(FDP) beitung und Realisierung der Kampagne zum Tra-

gen von Fahrradhelmen ,,{Jooks like shit. But sa-
ves my life” als auch die Offentlichkeitsarbeit da-
fiir ausgegeben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 11. September 2019

Es wird auf die Antworten der Bundesregierung auf die Schriftlichen
Fragen 104 auf Bundestagdrucksache 19/9360, 64 auf Bundestagdruck-
sache 19/9553 und 199 auf Bundestagdrucksache 19/9692 verwiesen.
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125. Abgeordnete Ist nach Kenntnis der Bundesregierung seitens der
Tabea Rofiner Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS) fiir das
(BUNDNIS 90/ Jahr 2020 eine Absenkung des Luftraums iiber

DIE GRUNEN) Rheinland-Pfalz, genauer in der Region iiber dem
Soonwald, dem Rheintal und der Stadt Bingen,
fiir anfliegende Flugzeuge auf dem Frankfurter
Flughafen geplant, und wenn ja, wie wird sich
diese Maflnahme auf das genannte Gebiet auswir-
ken (bitte um Nennung der niedrigsten und der
durchschnittlichen Uberflughéhe sowie der An-
zahl zusétzlicher Flugbewegungen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 11. September 2019

Derzeit sind keine Flugverfahrensdnderungen geplant, sondern die Ab-
senkung des Luftraums mit der ICAO-Klassifizierung ,,C* (,,Charlie®) in
der Umgebung des Flughafens Frankfurt, um dort stattfindenden Luft-
verkehr besser von sonstigen Luftverkehren abgrenzen zu konnen.
Durch die Mainahme soll erreicht werden, dass der Sichtflugverkehr da-
zu verpflichtet wird, in diesem Bereich mit der Flugsicherung Kontakt
aufzunehmen, damit die Flugsicherung den Flugverkehr sicher, geordnet
und fliissig abwickeln kann (vgl. § 27¢ Luftverkehrsgesetz). Dazu kann
es notig sein, den anfliegenden Verkehr wihrend Zeiten mit hohem
Flugverkehrsaufkommen in einem Gebiet westlich von Bingen, wie heu-
te auch schon, in 5000 ft (ca. 1500 m) in einem geschiitzten Luftraum zu
fithren. Die Stadt Bingen liegt nicht im Bereich der vorgeschlagenen
Luftrauménderung.

Dieser Vorschlag wird zwischen den Vertretern der kommerziellen, all-
gemeinen und militdrischen Luftfahrt sowie der Landesluftfahrtbehérde
Rheinland-Pfalz erdrtert. Das Bundesministerium fiir Verkehr und digi-
tale Infrastruktur wird iiber diesen Vorschlag gegen Ende des Jahres vom

BMVI entscheiden.

126. Abgeordnete Wird der Luftraum iiber dem Stadtgebiet der Stadt
Tabea Réfiner Mainz von der in Frage 125 formulierten Mal3-
(BUNDNIS 90/ nahme betroffen sein und wenn ja, in welchem

DIE GRUNEN) MaBe (bitte um Nennung der betroffenen Stadt-
teile, der niedrigsten und der durchschnittlichen
Uberflughdhe sowie der Anzahl zusitzlicher
Flugbewegungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 11. September 2019

Uber der Stadt Mainz sind keine Luftrauménderungen geplant oder vor-
geschlagen.
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127. Abgeordneter Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Christian Sauter das Verkehrsaufkommen auf der B 61 in Bad
(FDP) Oeynhausen nach Fertigstellung der A 30 im Be-

reich Bad Oeynhausen bis heute entwickelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Seit Fertigstellung der A 30 Nordumgehung Bad Oeynhausen im De-
zember 2018 liegen der Bundesregierung keine Informationen iiber das
Verkehrsaufkommen auf der B 61 im Bereich Bad Oeynhausen vor. Die
nichste turnusmaBig alle fiinf Jahre stattfindende manuelle StraB3enver-
kehrszahlung wird 2020 durchgefiihrt. Die Bundesanstalt fiir StraBenwe-
sen stellt die Ergebnisse der Auswertungen sodann auf ihrer Homepage
unter www.bast.de bereit.

128. Abgeordneter Welche Kenntnis hat die Bundesregierung zu
Stefan Schmidt Sperrpausen auf der Bahnstrecke Regensburg—
(BUNDNIS 90/ Niirnberg fiir das Jahr 2021, und inwieweit wird

DIE GRUNEN) dabei der Neubau der Klenzebriicke im Neubau-
gebiet ,,Dornberg™ in Regensburg beriicksichtigt,
wie von der Stadt Regensburg mit Hinblick auf
Ausschreibungsfristen bereits mehrfach angemel-
det (Brief Biirgermeisterin Gertrud Maltz-
Schwarzfischer (D 1/R VI — Amt 65) an Bundes-
minister Andreas Scheuer vom 24. Juli 2019)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 9. September 2019

In der Anlage zu diesem Schreiben befinden sich die angeforderten
Sperrpausen fiir die Bahnstrecke Niirnberg—Regensburg (DB Strecken-
nummer 5850).

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) existieren zum jetzi-
gen Zeitpunkt fiir das Projekt ,,Klenzebriicke* keine zeitlich konkurrier-
enden Projekte. Sollten bis zum Juli 2020 Projekte fiir den betreffenden
Korridor gemeldet werden, wird die DB AG das Projekt ,,Klenzebriicke*
prioritir einplanen. Die DB AG ist derzeit zuversichtlich, dass das Pro-
jekt wie gewlinscht im Jahr 2021 realisiert werden kann.


http://www.bast.de
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129. Abgeordneter Inwiefern beabsichtigt die Bundesregierung si-
Stefan Schmidt cherzustellen, dass der barrierefreie Umbau des
(BUNDNIS 90/ Bahnhofs im Amberg im unmittelbaren Anschluss
DIE GRUNEN) an die Planungen umgesetzt werden kann

(www.mittelbayerische.de/region/amberg-nach
richten/bahnhof-amberg-soll-barrierefrei-wer
den-20847-art1821179.html), und wann kdnnte
die Barrierefreiheit des Bahnhofs Amberg damit
frithestens realisiert werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Enak Ferlemann
vom 9. September 2019

Der Bund fordert die Herstellung der Barrierefreiheit von Verkehrsstati-
onen, indem er der DB Station & Service AG im Rahmen der Leistungs-
und Finanzierungsvereinbarung Haushaltsmittel zur Finanzierung von
Investitionen zur Verfligung stellt. Als Eigentiimerin und Bauherrin der
Verkehrsstationen entscheidet die DB Station & Service AG dartiber,
welche Art von Maflnahmen geeignet ist und wann Investitionen getatigt
werden sollen bzw. kénnen.

Nach Auskunft der DB Station & Service AG wurde die Verkehrsstation
Amberg in das ,,BayernPaket [ aufgenommen. Darin haben der Frei-
staat Bayern und die DB Station Service AG zwdlf Bahnhofe definiert,
bei denen ab dem Jahr 2019 die Barrierefreiheit geplant oder umgesetzt
werden soll.

130. Abgeordneter Inwieweit sind die Lander in den Prozess zur Ver-
Frank Sitta einfachung von Genehmigungsverfahren fiir den
(FDP) Mobilfunk im Zuge der Erstellung der fiir Sep-

tember 2019 angekiindigten ,,Gesamtstrategie
Mobilfunkausbau der Bundesregierung™ einge-
bunden, und werden in dieser Gesamtstrategie
konkrete, mit den Landern abgestimmte Schritte
prisentiert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur erarbeitet
derzeit eine Mobilfunkstrategie, die in unterschiedlichen Aktionsfeldern
verschiedene MaBnahmen zur SchlieBung weiler Flecken im Mobil-
funk, zur Beschleunigung des Ausbaus und weitere Aktivititen enthalt,
mit denen Deutschland zum Leitmarkt fiir 5G werden soll. Sobald die
Mobilfunkstrategie vorliegt, wird die Bundesregierung den Dialog mit
den Landern aufnehmen.

131. Abgeordnete Entspricht der Umstand, dass der Hersteller
Judith Skudelny Daimler Kunden, die den Zuschuss fiir die Hard-
(FDP) warenachriistung in Anspruch nehmen wollen, im

Voraus lediglich eine unverbindliche automati-
sierte Voranfrage vornehmen konnen, wéhrend


http://www.mittelbayerische.de/region/amberg-nachrichten/bahnhof-amberg-soll-barrierefrei-werden-20847-art1821179.html
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132.

das Unternehmen sich die Entscheidung iiber die
tatsichliche Gewidhrung des Zuschusses aus-
driicklich fiir die Zeit nach dem bereits erfolgten
Einbau vorbehidlt und somit Besitzer, die der
Werkstatt den Auftrag erteilen, vorher nicht ganz
sicher sein konne, ob sie die 3000 Euro bezahlen
miissen (www.stuttgarter-nachrichten.de/in
halt.300-euro.zuschuss-verbraucherschuetzer-
daimler-unfair-bei-dieselnachrues
tung.9bbc2a2b-449f-43¢c7-9bb3-
bff66bd9aa3b.html) in den Augen der Bundes-
regierung noch der urspriinglichen Zusage des
Herstellers Daimler, dass der Hersteller Daimler
die Ubernahme der Kosten einer Hardware-Nach-
ristung von Diesel-Pkw bis zu einer Hohe von
3000 Euro zusagt (Antwort der Bundesregierung
auf meine Schriftliche Frage 135 auf Bundestags-
drucksache 19/11950), wenn nein, wie ist das
weitere Vorgehen der Bundesregierung um sicher-
zustellen, dass Kunden nicht alleine auf den Kos-
ten einer Hardware-Nachriistung sitzenbleiben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Die Daimler AG hat die Ubernahme der Kosten fiir eine Hardware-
Nachriistung fiir Pkw in den 15 betroffenen Stddten in Hohe von bis
3.000 Euro je Fahrzeug zugesagt.

Im Ubrigen wird auf das ,,Konzept fiir saubere Luft und die Sicherung
der individuellen Mobilitdt in unseren Stadten* verwiesen.

Abgeordnete SchlieB3t die bereits vorgenommene Inanspruch-
Judith Skudelny nahme eines Software-Updates bei den in der
(FDP) Antwort auf meine Schriftliche Frage 135 auf

Bundestagsdrucksache 19/11950 erwihnten be-
reits umgeriisteten 85 Prozent der Diesel-Pkw
eine auf der Internetseite des Kraftfahrt-Bun-
desamtes  genehmigte  Hardwarenachriistung
(www .kba.de/DE/Typgenehmigung/Typengeneh
migungen/Typengenehmigungserteilung/
ABE NOX/ABE NOx.html;jsessio
nid=BAOS8ADS584688C9E12F9DA94370
643083.live11293) aus, und wenn nein, was miis-
sen Diesel-Pkw-Besitzer, die bereits ein Software-
Update erhalten haben, bei der Hardware-Nach-
ristung z. B. im Hinblick auf Herstellergarantie
und Kosten beachten?


http://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.300-euro.zuschuss-verbraucherschuetzer-daimler-unfair-bei-dieselnachruestung.9bbc2a2b-449f-43c7-9bb3-bff66bd9aa3b.html
http://www.kba.de/DE/Typgenehmigung/Typengenehmigungen/Typengenehmigungserteilung/ABE_NOX/ABE_NOx.html;jsessionid=BAO8AD584688C9E12F9DA94370643083.live11293
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 9. September 2019

Auch Fahrzeuge, an denen bereits ein Software-Update vorgenommen
wurde, konnen mit einer Hardware-Nachriistung versehen werden. Zur
Priifung miissen sich Interessierte an den Nachriistsystem-Hersteller der
fiir ihr Fahrzeug passenden Hardwarenachriistung wenden. Inwieweit
ein vorher durchgefiihrtes Software-Update Auswirkungen auf die Kos-
ten hat, kann nicht beantwortet werden, da es sich bei der Bemessung
der Kosten um eine unternehmerische Entscheidung der Hersteller han-

delt.

133. Abgeordneter Wieviel Quadratmeter Flache sind im Hauptbahn-
Markus Tressel hofsgebdude bzw. in angrenzenden DB-Gebéduden
(BUNDNIS 90/ in Saarbriicken derzeit ungenutzt, und wie viele

DIE GRUNEN) Quadratmeter sind an nicht DB-eigene Unterneh-
men untervermietet (bitte nach Gebdude unter
Nennung der Gesamtgebdudefliche aufschliis-
seln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Enak Ferlemann
vom 12. September 2019

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG sind von der Gesamtflache von
21.314,66 m? im Empfangsgebiude des Saarbriickener Hauptbahnhofs
2.156 m? ungenutzt, davon ca. 1.130 m? vermietbarer Leerstand.

In dem angrenzenden Gebdude, welches sich im Eigentum der DB Netz
AG befindet, stehen von ca. 22.200 m? rund 2.500 m? leer. Davon sind
200 bis 300 m? aufgrund laufender SanierungsmafBnahmen nicht nutz-
bar. Die restlichen 2.200 m?> Leerstand sind fiir eine Ansiedlung der
Bundespolizei vorgehalten.

134. Abgeordneter In welcher Hohe liegen in diesem Jahr Antrége im
Jiirgen Trittin Rahmen des Forderprogramms ,,De-minimis* fiir
(BUNDNIS 90/ den mautpflichtigen Giitertransport vor, und auf
DIE GRUNEN) welche Summe addieren sich aktuell jeweils die

Zuschussantriage fiir diese Produkte aus der Posi-
tivliste (www.bag.bund.de/SharedDocs/Downlo
ads/DE/Foerderprogramme/2019/DM/
DM 08 Positivliste.pdf? blob=publicationFile):
Bordkiihlschrianke, Laptops, Funkgerdte, Ge-
schwindigkeitsbegrenzer, Komfort-Cockpits,
Atemalkoholmessgerdte mit automatischer Weg-
fahrsperre, Winter- und Ganzjahresreifen sowie
insgesamt des MafBnahmeblocks 1.8)?


http://www.bag.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Foerderprogramme/2019/DM/DM_08_Positivliste.pdf?_blob=publicationFile
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger

vom 9. September 2019

Das Fordervolumen im Forderprogramm ,,Sicherheit und Umwelt in Un-
ternehmen des Giiterkraftverkehrs mit schweren Nutzfahrzeugen (De-
minimis)“ betrdgt fiir die Férderperiode 2019 rund 298 Mio. Euro, wo-
von bereits 134 Mio. Euro mit 16.516 Verwendungsnachweisen abge-
rechnet und ausbezahlt wurden (Stand: 30. August 2019).

Die Auswertung erfolgt nach den Maflnahmenkategorien gemaf3 der An-
lage zu Nummer 2 der De-minimis-Forderrichtlinie (Banz AT 5.01.2016
B4, gedndert durch Banz AT 27.12.2016 B4):

MaBnahmenkategorie Anzahl von Ver- Prozentualer Anteil

wendungsnachweisen aller Verwendungs-
mit der jeweiligen nachweise
Kategorie

1.1 (Fahrerassistenzsysteme und [T-Anbindung des 3895 23,58 %

Lkw an den Betrieb, u. a. Laptops, Funkgerite, Ge-

schwindigkeitsbegrenzer)

1.2 (Ergonomische Gestaltung von Fahrerarbeitsplét- 3801 23,01 %

zen, u. a. Bordkiihlschrinke, Komfort-Cockpits

1.3 (Uberobligatorische Sicherheitsvorrichtungen am 11807 71,49 %

Fahrzeug, u. a. Atemalkoholmessgerite mit automati-

scher Wegfahrsperre, Winter- und Ganzjahresreifen

1.8 (Uberobligatorische MaBnahmen am Fahrzeug zur 826 5,00 %

Verringerung des Kraftstoffverbrauchs)

Da ein Verwendungsnachweis Mallnahmen aus mehreren MafBnahmen-
kategorien enthalten kann, ist die Summe der prozentualen Anteile gro-
Ber 100.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 11 der
Kleinen Anfrage auf der Bundestagsdrucksache 19/1218 verwiesen.

135. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die fiir den
Gerald Ullrich Fall des ungeregelten Austritts des Vereinigten
(FDP) Konigreiches aus der EU von der Bundesregie-

rung geplante Anderung der Verordnung iiber die
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung ausliandi-
scher Kraftfahrzeuge (http://eudoxap01.bundes
tag.btg:8080/eudox/dokumentInhalt?
1d=262708&latestVersion=true&type=5) — die fiir
im Vereinigten Kdnigreich zugelassene britische
Fahrzeuge die Einfiihrung der Pflicht zum Mit-
filhren des Versicherungsnachweises im offentli-
chen deutschen StraBlenverkehr vorsieht — so aus-
zugestalten, dass dieser Versicherungsnachweis
auch in digitaler Form (z. B. als PDF auf dem
Smartphone) in englischer Sprache mitgefiihrt
werden darf (bitte begriinden)?



http://eudoxap01.bundestag.btg:8080/eudox/dokumentInhalt?id=262708&latestVersion=true&type=5
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Steffen Bilger
vom 11. September 2019

Mit der beabsichtigten Anderung der Verordnung iiber die Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung auslidndischer Kraftfahrzeuge und Kraft-
fahrzeuganhinger wird fiir den Fall eines ungeregelten Austritts des Ver-
einigten Konigreichs aus der EU die Nachweispflicht des Versicherungs-
schutzes flir im Vereinigten Konigreich zugelassene Fahrzeuge gewihr-
leistet. Dariiber hinausgehende Anderungen sind von der Bundesregie-

rung nicht beabsichtigt.
136. Abgeordnete Ist der Bundesregierung ein Zeitplan fiir die Er-
Julia Verlinden richtung und Inbetriebnahme eines neuen Dreh-

(BUNDNIS 90/ funkfeuers (DVOR) bei Sarstedt (Hannover)

DIE GRUNEN) durch die Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS)
bekannt, und wird um dieses DVOR der durch
die  Internationale  Zivilluftfahrtorganisation
(ICAO) empfohlene Priifradius von zehn Kilo-
metern fiir neue Windenergieanlagen gelten
(www.bat.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/
ICAO _Docs/ICAO_EUR_DOC 2015 Thir
dEd Nov2015.pdf blob=publicationFile&v=1,
www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/doku
mente/pressemitteilungen/2019/
20190306 BEW_VOR WEA final FB.pdf)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Steffen Bilger
vom 10. September 2019

Die Inbetriecbnahme des neuen Drehfunkfeuers (DVOR/DME) ,,Sar-
stedt* ist nach derzeitiger Planung im dritten Quartal 2020 vorgesehen.
Da sich der neue Standort nur um 70 m zum urspriinglichen Standort der
DVOR , Leine” unterscheidet, ist davon auszugehen, dass keine Ande-
rung des Anlagenschutzbereichs erforderlich ist.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit

137. Abgeordneter Wie viele Gebdude und Fahrzeuge der Bundes-
Andreas Bleck regierung und ihrer nachgeordneten Behorden
(AfD) werden nach Kenntnis der Bundesregierung mit

Biodiesel versorgt, welches aus bzw. unter Ver-
wendung von Palmélen und/oder Sojadlen her-
gestellt wurde (www.nabu.de/news/2016/
11/21575.html)?


http://www.bat.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/ICAO_Docs/ICAO_EUR_DOC_2015_ThirdEd_Nov2015.pdf_blob=publicationFile&v=1
http://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/pressemitteilungen/2019/20190306_BEW_VOR_WEA_final_FB.pdf
http://www.nabu.de/news/2016/11/21575.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 9. September 2019

Eine Aussage iiber die Anzahl der in den Bundesministerien und ihren
nachgeordneten Behdrden eingesetzten Dieselfahrzeuge und iiber die
von ihnen genutzten Gebdude, die mit Biodiesel versorgt werden, wel-
cher aus bzw. unter Verwendung von Palmdlen und/oder Sojadlen herge-
stellt wurde, ist aus den nachfolgenden Griinden nicht moglich.

Biodiesel als Reinkraftstoff (B100) wird an offentlichen Tankstellen
nicht angeboten. Insofern werden die Fahrzeuge mit Dieselmotor betrie-
ben mit Dieselkraftstoff, welchem bis zu sieben Prozent Biokraftstoff
beigemischt ist (B7). Diese sog. Blendings werden in der Regel im Steu-
erlager oder in der Erdodlraffinerie unmittelbar wihrend der Beladung
der Tanklastziige hergestellt.

Anzahl und Mengenanteile der zur Herstellung des Biodieselkraftstoffs
verwendeten Rohstoffe unterliegen verschiedenen Abhéngigkeiten: Jah-
reszeit (Winterdiesel/Sommerdiesel), Marktpreise, Verfiigbarkeit, Regi-
on etc. Weder die belieferte Tankstelle noch der Endkunde weif3, ob und
wenn ja, wieviel Palm- oder Sojadlmolekiile im getankten Kraftstoff ent-
halten sind.

Biodiesel spielt bei der Wéarmeerzeugung zur Beheizung von Gebduden
eher eine untergeordnete Rolle. Biodiesel wird in dlteren Biogasanlagen
als Anfahr- und Ziindfeuerunterstiitzung eingesetzt, sofern das dort er-
zeugte Biogas zur weiteren Veredelung zu Biomethan fiir den Verkehrs-
sektor verwendet wird. Nach gegenwartiger Rechtslage gelten die Nach-
haltigkeitskriterien nur fiir fliissige Biobrennstoffe zur Erzeugung und
Einspeisung von Strom in das nationale Netz.

Der zustindige Normungsausschuss fiir Anforderungen an Heizdl im
DIN hat im Jahr 2017 eine Heizol-Spezifikation, DIN SPEC 51603-6,
ausgearbeitet, in den Anforderungen an alternative fliissige Brennstoffe
sowie deren Priifung festgelegt sind. In Abgrenzung zu herkémmlichem
Heizol EL nach DIN 51603-1 sind in dieser Spezifikation Brennstoffe,
festgelegt, die neben ausschlielich mineraldlstimmigen Komponenten
auch andere Komponenten, z. B. biogener Herkunft wie Fettsduremethy-
lester (FAME) enthalten. Verbraucher kdnnen sich so bewusst entschei-
den, ob sie biogenes oder mineraldlstimmiges Heizdl verwenden wol-
len. Dabei ist darauf zu achten, dass entsprechende Freigaben der Gera-
tehersteller vorliegen und dass gegebenenfalls fiir einen stérungsfreien
Betrieb technische Modifikationen erforderlich sind.

138. Abgeordneter Woher stammen nach Kenntnis der Bundesregie-
Andreas Bleck rung die Palm- und Sojadle, aus denen Biodiesel
(AfD) hergestellt wird?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 9. September 2019

Die Herkunft und die jeweils korrespondierende Energiemenge der Bio-
kraftstoffe aus Palm- und Sojadlen, die in Deutschland in Verkehr ge-
bracht und auf die Treibhausgasminderungsverpflichtung angerechnet
wurden, sind in den nachfolgenden Tabellen dargestellt.
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Biokraftstoff (FAME) aus Palmél [TJ]

Anbauland 2016 2017 2018
Honduras 309 2.270 1.029
Indien - 65 —
Indonesien 8.504 14.737 16.178
Malaysia 1.003 1.302 583
Gesamt 9.816 18.373 17.790

Biokraftstoff (FAME) aus Sojaol [TJ]

Anbauland 2016 2017 2018
Argentinien — — 401
Australien — — 10
Brasilien 0,4 0,2 225
Osterreich — 5 3
Paraguay 46 12 14
Ruménien — — 16
Ukraine - 10 0,2
Ungarn — 20 —
Uruguay 0,1 15 4
Gesamt 46 62 675
139. Abgeordneter Werden nach Kenntnis der Bundesregierung
Andreas Bleck durch Biodiesel beheizte Gebaude als 6kologisch
(AfD) nachhaltig eingestuft?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 9. September 2019

Die Nachhaltigkeit von Gebduden umfasst mehrere Dimensionen. Die
energetische Bewertung von Gebduden ist dabei ein wichtiger Aspekt
und abhingig von der Energieeffizienz eines Gebdudes sowie von den
eingesetzten Energietrdgern. Das Wissen um den Einsatz einzelner Ener-
gietrdger kann deshalb nicht ausreichend Informationen liefern, um eine
qualifizierte Aussage tliber die Nachhaltigkeit von Gebduden zu treffen.
Die energetische Bewertung eines Gebdudes hdngt von der energeti-
schen Qualitdt der Gebédudehiille, der eingesetzten Heizungsanlage und
des zu Wérmezwecken genutzten Energietrdgers ab. Die Bewertung ei-
nes Energietrigers wird durch den Primérenergiefaktor ausgedriickt. Der
Faktor ist eine wesentliche Einflussgrof3e fiir die Einhaltung des nach
der Energieeinsparverordnung (EnEV) hochstens zulédssigen Jahrespri-
marenergiebedarfs eines Neubaus.

Zur Beheizung eingesetzte fliissige Brennstoffe werden mit demselben
Primédrenergiefaktor bewertet. Der Faktor betrdgt 1,1. Dieser Faktor gilt
grundsétzlich auch fiir fliissige Biomasse, zum Beispiel Biodl. Nur wenn
die zur Beheizung eingesetzte fliissige Biomasse gebdudenah erzeugt
und das Gebdude damit unmittelbar versorgt wird, betrdgt der Primér-
energiefaktor 0,5.

Die Regelung stellt sicher, dass ein errichteter Neubau verldsslich mit
fllissiger Biomasse versorgt wird und damit die primarenergetische An-
forderung auf Dauer einhilt. Bei gelieferter Energie kann dies nicht si-
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chergestellt werden. Der Nutzer des Gebdudes konnte jederzeit den
Energiebezug wechseln. Eine effektive Kontrolle durch die zustindigen
Landesbehorden wire nicht moglich.

Flissige Biomasse ist im Erneuerbare-Energien-Wérmegesetz (EEWir-
meG) als Option zur Erfiilllung der Pflichten zur Nutzung erneuerbarer
Energien im Neubau anerkannt

140. Abgeordneter Mit welchen Verbanden, Unternehmen, Vereinen,
Marco Biilow Initiativen, Forschungsinstituten oder anderen In-
(fraktionslos) stitutionen haben Gesprache fiir das anstehende

Klimaschutzgesetz stattgefunden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 11. September 2019

Das Klimaschutzgesetz ist bisher noch nicht fiir die Lander- und Ver-
bandeanhorung freigegeben. Eine Beteiligung von Landern, kommuna-
len Spitzenverbanden, Fachkreisen und Verbénden zu einem Gesetz, das
die Einhaltung der Klimaschutzziele 2030 gewahrleistet, wird nach Eini-
gung innerhalb der Bundesregierung und entsprechend den Regelungen
der gemeinsamen Geschéftsordnung der Bundesregierung erfolgen.

141. Abgeordnete Auf welche Summe beziffert die Bundesregierung
Sevim Dagdelen den bundesweiten Investitionsbedarf fiir die 6ko-
(DIE LINKE.) logische Sanierung von Fliissen und Béchen (bitte

nach Bundesldndern aufschliisseln), und in wel-
cher Hohe wurden vom Bund fiir die 6kologische
Sanierung von Fliissen und Bachen im Jahr 2019
Fordermittel zur Verfiigung gestellt bzw. bewilligt
(bitte nach Bundesldndern aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 12. September 2019

Die Wiederherstellung bzw. Erhaltung des guten 6kologischen Zustands
gemdl der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) liegt vorrangig in der Zu-
standigkeit der Ladnder. Zum bundesweiten Investitionsbedarf liegen der
Bundesregierung keine Informationen vor.

Vom Bund werden z. B. iiber NaturschutzgroBprojekte oder iiber das
Auenforderprogramm im Rahmen des Blauen Bandes Deutschland For-
dermittel zur Verfligung gestellt. Die Projekte umfassen auch Renaturie-
rungsmalinahmen an FlieBgewissern. Eine differenzierte Aufschliisse-
lung ist nicht moglich.

Im Rahmen der Gemeinschaftsausgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes* konnen Mafinahmen zur naturnahen Gewésser-
entwicklung gefordert werden. Die Lander entscheiden, ob sie diese For-
dermafinahme anbieten und welchen Anteil der GAK-Mittel sie hierfiir
einsetzen. Im Jahr 2018 wurden nach GAK-Berichterstattung insgesamt
13,988 Millionen Euro Bundesmittel fiir diese MaBnahme eingesetzt.
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142. Abgeordneter Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
Stefan Gelbhaar regierung aus den Ergebnissen des Projekts Ko-
(BUNDNIS 90/ MoDo (www.komodo.berlin), und plant sie dhnli-
DIE GRUNEN) che Projekte an weiteren Standorten zu fordern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 9. September 2019

Die Ergebnisse des Projekts, welches vom Bundesumweltministerium
im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) gefordert wur-
de, haben gezeigt, dass der Einsatz von Lastenrddern fiir die Ausliefe-
rung von Paketen auf der letzten Meile und die gemeinsame Nutzung ei-
nes Mikro-Depot Standorts durch mehrere Paketdienstleister tragfahig
ist. Ende Juli 2019 hat das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur eine neue Forderrichtlinie ,,Stidtische Logistik™ in Kraft
gesetzt, mit der u.a. die Errichtung lokaler anbieteriibergreifender Mik-
ro-Depots gefordert werden kann. Antragsberechtigt sind deutsche
Kommunen und ggf. Landkreise. Dariiber hinaus wird derzeit innerhalb
der Bundesregierung gepriift, ob durch das Bundesumweltministerium
auch eine direkte Forderung von Unternehmen mdglich ist. Das Bundes-
umweltministerium hat diesbeziiglich einen Vorschlag fiir eine neue
NKI-Richtlinie zur Férderung von Mikro-Depots erarbeitet, die sich mo-
mentan in der Ressortabstimmung befindet.

143. Abgeordnete Welche konkreten Schritte plant die Bundesregie-
Dr. Bettina rung vor dem Hintergrund der Ankiindigung von
Hoffmann Teilen der Getrankewirtschaft das Pfand auf
(BUNDNIS 90/ Mehrwegflaschen und Mehrwegkisten erhdhen zu
DIE GRUNEN) wollen, zu unternchmen, um ein einheitlichen

Mehrweg-Pfandsystem in Deutschland zu stirken
(www.morgenpost.de/wirtschaft/arti
cle226901779/Brauereien-wollen-hoeheres-
Pfand-fuer-Bierflaschen-und-kaesten.html), und
wie hat sich die Mehrwegquote in Deutschland
seit 1990 entwickelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 6. September 2019

Die etablierten Mehrwegsysteme fiir Getrankeverpackungen werden von
der Getriankewirtschaft in eigener Verantwortung betrieben. Diese Mehr-
wegsysteme sind im Verpackungsgesetz gegeniiber Einweggetrankever-
packungen privilegiert. Die Betreiber konnen bislang die Organisation
ihrer Riicknahmesysteme und die Hohe des Pfandes selbst bestimmen,
um eine effiziente Riickfithrung und Wiederverwendung der Verpackun-
gen zu erreichen. Eine Regulierung der Pfandhdhe hat bislang nicht
stattgefunden. Das Bundesumweltministerium wird priifen, ob die ge-
genwirtige Situation im Mehrwegmarkt eine ergédnzende Regulierung
der Pfandhdhe erforderlich macht.

Die Daten zum Anteil der in Mehrweggetriankeverpackungen abgefiill-
ten Getridnke werden regelméfig von der Gesellschaft fiir Verpackungs-


http://www.komodo.berlin
http://www.morgenpost.de/wirtschaft/article226901779/Brauereien-wollen-hoeheres-Pfand-fuer-Bierflaschen-und-kaesten.html

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -91 - Drucksache 19/13176

marktforschung im Auftrag des Umweltbundesamtes erhoben. Sie bezie-
hen sich auf die pfandpflichtigen Getrinkesegmente. Durch die dritte
Novelle der Verpackungsverordnung ergab sich eine Anderung der
pfandpflichtigen Getriankesegmente. Die Zahlen ab dem Jahr 2003 sind
daher nicht unmittelbar vergleichbar mit den Zahlen fiir die Jahre davor.
Die Methodik und Abgrenzung der Erhebung ist unter anderem in der
Studie Verbrauch von Getrianken in Ein- und Mehrwegverpackungen —
Berichtsjahr 2006 (UBA-Texte 15/08) verdftentlicht.

Die so erhobenen Mehrweganteile in Deutschland haben sich wie folgt
entwickelt.

Tabelle: Entwicklung der Mehrweganteile von 1991 bis 2016
(eingeschréinkte Vergleichbarkeit vor und nach 2003 aufgrund
unterschiedlicher Grundgesamtheit)

Jahr 1991 | 1992 | 1993 | 1994 | 1995 | 1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003
Mehrweganteile 71,7 | 73,5 | 73,6 | 72,9 | 72,3 | 72,2 | 71,3 | 70,1 | 68,7 | 65,0 | 61,1 | 56,2 | 63,6
Jahr 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 | 2014 | 2015 | 2016
Mehrweganteile 66,4 | 61,3 | 556 | 51,2 | 49,5 | 49,2 | 48,0 | 46,7 | 45,1 | 45,1 | 45,1 | 443 | 42,8

144. Abgeordnete Welchen Zeitplan verfolgt die Bundesregierung,
Dr. Bettina um das von der Bundesministerin fiir Umwelt,
Hoffmann Naturschutz und nukleare Sicherheit Svenja
(BUNDNIS 90/ Schulze angekiindigte Verbot von Plastiktiiten auf

DIE GRUNEN) den Weg zu bringen (www.tagesschau.de/inland/
schulze-plastiktuetenverbot-101.html), und plant
die Bundesregierung dariiber hinaus begleitende
MaBnahmen, um den Verbrauch anderer Einweg-
tiiten zum Beispiel aus Papier oder kompostierba-
ren Kunststoffen zu regulieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Florian Pronold
vom 6. September 2019

Der von Bundesumweltministerin Schulze angekiindigte Entwurf fiir ein
gesetzliches Verbot von leichten Kunststofftragetaschen wird in Kiirze
innerhalb der Bundesregierung erortert. Zum weiteren Zeitplan konnen
vor diesem Hintergrund noch keine Aussagen getroffen werden.

Mit Blick auf Tragetaschen aus anderen Materialien als Kunststoffen
priift das Bundesumweltministerium derzeit, ob zusitzliche MaBnahmen
zur Reduzierung ihres Verbrauchs erforderlich sind.

145. Abgeordneter Aus jeweils welchen Posten bzw. Haushaltstiteln
Uwe Kekeritz setzen sich die rund 2 Mrd. Euro, die die Bundes-
(BUNDNIS 90/ kanzlerin 2015 als 2014er Basisniveau der ange-

DIE GRUNEN) kiindigten Verdoppelung der Klimafinanzierung
bis 2020 zugrunde gelegt hatte (www.zeit.de/wirt
schaft/2015-05/klimawandel-klimaschutz-bundes
regierung-finanzierung), sowie das anvisierte
Zielniveau von rund 4 Mrd. Euro nach derzeiti-
gem Planungsstand zusammen, und inwiefern ist
nach Auffassung der Bundesregierung angesichts



http://www.tagesschau.de/inland/schulze-plastiktuetenverbot-101.html
http://www.zeit.de/wirtschaft/2015-05/klimawandel-klimaschutz-bundesregierung-finanzierung

Drucksache 19/13176 -92 - Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

moglicher Unterschiede in der jeweiligen Zusam-
mensetzung dieser beiden Niveaus dennoch eine
entsprechende Vergleichbarkeit gegeben, um von
einer tatsichlichen ,,Verdoppelung™ der Mittel zu
sprechen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 12. September 2019

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel kiindigte auf dem VI. Petersberger
Klimadialog am 19. Mai 2015 an: ,,Deutschland strebt an, seine interna-
tionale Klimafinanzierung bis 2020, bezogen auf das Jahr 2014, zu ver-
doppeln®. Aufbauend auf dem Planwert des Haushalts fiir das Jahr 2014
in Hohe von 2 Milliarden Euro strebt die Bundesregierung an, im Jahr
2020 4,0 Milliarden Euro an offentlicher internationaler Klimafinanzie-
rung aus Haushaltsmitteln und Schenkungsédquivalenten aus Entwick-
lungskrediten bereitzustellen. Hinsichtlich des Basisniveaus und seiner
Aufschliisselung auf die einzelnen Haushaltstitel wird auf die Antwort
der Parlamentarischen Staatssekretdrin Rita Schwarzelithr-Sutter vom
15. Mai 2018 (Bundestagsdrucksache 19/2217) verwiesen. Die Zusam-
mensetzung des anvisierten Zielniveaus ist Gegenstand des aktuellen
parlamentarischen Haushaltsaufstellungsverfahrens, sodass diesbeziig-
lich derzeit keine ndheren Aussagen getroffen werden konnen.

Im Rahmen der deutschen Klimafinanzierungsberichterstattung werden
seit dem Jahr 2017 Schenkungsidquivalente im Einklang mit der OECD-
DAC Berichterstattung beriicksichtigt.

146. Abgeordnete Was war nach Kenntnis der Bundesregierung
Sylvia Kotting-Uhl bei den 14 britischen Atomkraftwerken des
(BUNDNIS 90/ AGR-Typs (Advanced Gas-cooled Reactor,

DIE GRUNEN) (www.nks.org/scripts/getdocument.php?
file=111010111119559) Dungeness B1 und B2,
Hartiepool Al und A2, Heysham Al und A2,
Heysham B1 und B2, Hinkley Point B1 und B2,
Hunterston B1 und B2, Torness 1 und 2 die vor
der Inbetriebnahme jeweils bei der Auslegung zu-
grunde gelegte Betriebsdauer, und wie fortge-
schritten in Prozent sind die Gewichtsverluste der
dafiir entscheidenden aus Grafit bestehenden Re-
aktordruckbehilter bis dato?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 9. September 2019

Nach Kenntnis der Bundesregierung betrdgt die bei der Auslegung
zugrunde gelegte Betriebsdauer anlagenspezifisch zwischen 30 und
40 Jahre. Die bei der Auslegung zugrunde gelegte Betriebsdauer der ein-
zelnen Reaktoren ist nachstehender Tabelle zu entnehmen.
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Anlage Bei der Auslegung zugrunde
gelegte Betriebsdauer (in Jahren)
Dungeness B-1 35
Dungeness B-2 33
Hartlepool A-1 31
Hartlepool A-2 30
Heysham A-1 31
Heysham A-2 30
Heysham B-1 35
Heysham B-2 35
Hinkley Point B-1 40
Hinkley Point B-2 40
Hunterston B-1 40
Hunterston B-2 39
Torness 1 35
Torness 2 34

Die Reaktordruckbehilter der britischen Atomkraftwerke des AGR-Typs
bestehen aus vorgespanntem Stahlbeton, die auf der Innenseite mit
einem Stahlliner ausgekleidet sind. Aus diesem Grund gibt es keinen
Gewichtsverlust der Reaktordruckbehilter. Graphitblocke kommen in
den britischen AKW des Typs AGR im Kern als Moderator zum Einsatz.

147. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung die Entwick-
Steffi Lemke lung des Zustands von bliitenreichen Wiesen in
(BUNDNIS 90/ Deutschland (in den letzten zehn Jahren, auch an-
DIE GRUNEN) hand von Kennzahlen wie Qualitdt, Biodiversitit

und Flidche), und von Strafzahlungen in welcher
Hohe geht die Bundesregierung gegen Deutsch-
land im europdischen Vertragsverletzungsverfah-
ren zu den Verpflichtungen zum Schutz von bli-
tenreichen Wiesen gemill der Habitat-Richtlinie
aus (https://ec.europa.eu/germany/news/
20190725-vertragsverletzungsverfahren.de)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssektéirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 11. September 2019

Unter dem Begriff ,,bliitenreiche Wiesen* konnen verschiedene Lebens-
raumtypen gemdf3 FFH-Richtlinie bzw. Biotoptypen subsumiert werden.

Zu den Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-Richtlinie, die unter
,oliitenreichen Wiesen™ zu fassen sind, gehoren z. B. Flachland-Méh-
wiesen und Berg-Mahwiesen. Der Erhaltungszustand der entsprechen-
den Lebensraumtypen ist nach dem FFH-Bericht 2019, der sich auf die
Berichtsperiode 2013-2018 bezieht, mit Ausnahme der alpinen biogeo-
grafischen Region {iiber alle Lebensraumtypen hinweg ,ungilinstig-
schlecht”. Dabei ist die Entwicklungstendenz (Gesamttrend) bei fast
allen Lebensraumtypen ,,sich verschlechternd*.

Die Gefdahrdung der Biotoptypen kann der aktuellen Roten Liste gefdhr-
deter Biotoptypen von 2017 entnommen werden. In die Beurteilung der
Gefahrdung der einzelnen Biotoptypen geht jeweils auch eine Beurtei-
lung der qualitativen Verdnderungen ein. Zu den Biotoptypen, die unter
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,bliitenreichen Wiesen® zu fassen sind, gehdren z. B. artenreiche, frische
Maihwiesen (in tieferen und hoheren Lagen). Der Rote Liste-Status der
entsprechenden Biotoptypen ist entweder ,,akut von vollstandiger Ver-
nichtung bedroht (1!)* oder ,,stark gefdhrdet bis von vollstindiger Ver-
nichtung bedroht (1-2)“. Im Hinblick auf die aktuelle Entwicklungsten-
denz wird von einer Flichenabnahme des Gesamtbestandes ausgegan-
gen.

Dariiber hinaus liegen der Bundesregierung beziiglich der Biotoptypen
keine flichenkonkreten Kennzahlen zur Qualitét, Biodiversitédt oder Fla-
chenumfang vor.

Am 26. Juli 2019 hat die Europdische Kommission ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutschland zum Verlust von Méahwiesen in FFH-
Gebieten eingeleitet. Damit ist das Verfahren noch in einem sehr frithen
Stadium. Néchster Verfahrensschritt wére zundchst eine begriindete Stel-
lungnahme der Kommission. Sollte die Europdische Kommission das
Verfahren im weiteren Verlauf mit einer Klage dem EuGH vorlegen,
drohen auch im Falle eines negativen Urteils unmittelbar noch keine fi-
nanziellen Sanktionen. Strafzahlungen konnten erst nach einer etwaigen
erneuten Klageerhebung durch die Europdische Kommission und einer
Verurteilung durch den Europdischen Gerichtshof im Rahmen eines
Zweitverfahrens (gemél Artikel 260 Absatz 2 AEUV) verhdngt werden,
wenn das Erst-Urteil nicht umgesetzt wurde. Die Bundesregierung geht
nicht davon aus, dass dieser Fall eintritt.

148. Abgeordneter Wie verteilt sich nach Kenntnis der Bundesregie-
Ralph Lenkert rung die Verwendung der Fordermittel der Natio-
(DIE LINKE.) nalen Klimaschutzinitiative (NKI) seit Anbeginn

auf die Regionen der alten und neuen Bundeslén-
der (bitte angeben in Euro je Einwohner der je-
weiligen Region Ost (inklusive Berlin) und West
pro Jahr), und wie haben sich die prozentualen
Ausgaben der neuen Bundeslidnder inklusive Ber-
lin (bitte aufschliisseln) 2018 im Vergleich zu
2014 veréndert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssektéirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 11. September 2019

Die Verteilung der Mittelabfliisse der Nationalen Klimaschutzinitiative
(NKI) auf die verschiedenen Bundesldnder ist in Euro je Einwohner in
Anhang 1 dargestellt. Die Mittelabfliisse lassen sich aus dem Projektfor-
der-Informationssystem profi riickwirkend nur fiir fiinf Haushaltsjahre je
Haushaltsjahr auswerten, also ab dem Jahr 2015. Die Haushaltjahre
2008 bis einschlieBlich 2014 werden von profi nur kumuliert ausgewie-
sen. Eine manuelle Auswertung ist aufgrund der hohen Anzahl von Da-
tensétzen nicht zu wirtschaftlichen Bedingungen moglich. Der Mittelab-
fluss fiir die Jahre 2015 bis 2018 wurde daher im Detail ausgewertet und
fiir die Jahre 2008 bis 2014 zusammengefasst. Der prozentuale Mittelab-
fluss in die neuen Bundesldnder im Jahr 2018 kann aus diesem Grund
nicht mit dem Mittelabfluss im Jahr 2014 verglichen werden.
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149. Abgeordneter Wie viele Projektfordermittel der Nationalen Kli-
Ralph Lenkert maschutzinitiative wurden nach Kenntnis der
(DIE LINKE.) Bundesregierung jeweils mit Regelforderung und

mit der erhdhten Forderquote fiir finanzschwache
Kommunen vergeben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssektéirin
Rita Schwarzelithr-Sutter
vom 11. September 2019

Die Fordermittel der NKI mit Regelforderquote bzw. erhohter Forder-
quote aufgrund von Finanzschwéche sind in Anhang 2 dargestellt.

150. Abgeordneter Welche Ursachen sieht die Bundesregierung fiir
Ralph Lenkert die verhiltnismaBig geringe Anzahl an Projekten
(DIE LINKE.) bzw. Mittelabfliissen nach Ostdeutschland (do-

kumentiert in Evaluierung der Nationalen Kli-
maschutzinitiative (Status 31. Dezember 2017)
S. 42 ff. — www.klimaschutz.de, und sind ihr dies-
beziiglich Probleme bei der kommunalen Ausstat-
tung mit finanziellen bzw. personellen Mitteln be-
kannt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssektéirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 11. September 2019

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung ist in den Kommunen der
neuen Bundesldnder deutlich weniger Personal fiir den Klimaschutz vor-
handen. Um den Einstieg in den kommunalen Klimaschutz und dessen
Kontinuitdt vor Ort zu gewéhrleisten, wozu auch die Beantragung von
Fordermitteln fiir den Klimaschutz zéhlt, sind vorantreibende Personen
in den Kommunen jedoch essentiell. Dartiber hinaus sind die strukturel-
len Voraussetzungen in den verschiedenen Bundesldndern sehr unter-
schiedlich. So bestehen in den neuen Bundesldndern beispielsweise kei-
ne flichendeckenden Netze von regionalen Energieagenturen, die die
Kommunen aktiv bei der Umsetzung von KlimaschutzmafBinahmen un-
terstiitzen.

Ob Kommunen Klimaschutzmafinahmen realisieren, hingt ebenfalls von
ihrer finanziellen Situation ab. Ein Mafistab zur Beurteilung der finanz-
iellen Leistungsfahigkeit von Kommunen sind die kommunalen Steuer-
einnahmen. Diese sind in den neuen Bundesldndern in Euro je Einwoh-
ner durchschnittlich niedriger als in den alten Bundesldandern.

151. Abgeordneter Welche Maflnahmen hat die Bundesregierung er-
Ralph Lenkert griffen, um die Projektanzahl der Nationalen Kli-
(DIE LINKE.) maschutzinitiative in die neuen Bundesldnder

splirbar anzuheben, und wie bewertet die Bundes-
regierung den Erfolg dieser MaBnahme?


http://www.klimaschutz.de
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Antwort der Parlamentarischen Staatssektéirin
Rita Schwarzeliihr-Sutter
vom 11. September 2019

Seit dem Jahr 2008 berét das Service- und Kompetenzzentrum: Kommu-
naler Klimaschutz (SK:KK) Kommunen im Auftrag des Bundesumwelt-
ministeriums dazu, wie sie KlimaschutzmaBBnahmen und -projekte im
Rahmen der NKI umsetzen und fordern lassen konnen. Um unter ande-
rem die Forderantrdge und Mittelabfliisse der Kommunen in den neuen
Bundeslandern spiirbar anzuheben, wurden die Leistungsbausteine des
SK:KK im Jahr 2016 stark ausgeweitet.

Es wurde ein ,,Focal Point™ Ostdeutschland eingerichtet, der die ostdeut-
schen Kommunen intensiv berdt und begleitet. Neben einer verstarkten
Zusammenarbeit mit Multiplikatoren in den ostdeutschen Bundeslin-
dern wurden die Beratungen vor Ort in ostdeutschen Kommunen ausge-
weitet. Arbeitstreffen auf regionaler Ebene intensiviert und das online
zur Verfligung stehende Informations- und Schulungsangebot ausgewei-
tet. Darliber hinaus wurden im Rahmen des halbjéhrlich stattfindenden
Bund-Lander-Austausches zwei Arbeitsgruppen mit Vertreterinnen und
Vertretern der ostdeutschen Bundesliander durchgefiihrt, um die Verzah-
nung der Fordermdoglichkeiten auf Bundes- und Landesebene zu opti-
mieren.

In den letzten Jahren sind die Mittelabfliisse in den neuen Bundeslédn-
dern im Verhéltnis zum Bevdlkerungsanteil bereits gestiegen. Insofern
sind erste positive Auswirkungen dieser MaBBnahmen zu erkennen. Im
engen Austausch mit den Bundesldndern werden kontinuierlich weitere
Schritte erortert.

152. Abgeordnete Inwiefern werden nach Kenntnis der Bundes-
Judith Skudelny regierung bei der Verbringung von Bodenaushub,
(FDP) der auf natiirliche Weise hohere Arsen- und Thal-

liumgehalte aufweist als die Bundesbodenschutz-
verordnung vorschreibt (sieche Handlungsempfeh-
lungen der Landkreise Rottweil, Waldshut und
Schwarzwald-Baar-Kreis ,,Geogene Schadstoffe
in Boden), Nachhaltigkeitsaspekte beriicksich-
tigt, und ist im Zuge dessen eine Anderung der
Bundesbodenschutzverordnung geplant, sodass
eine Verbringung ortsnah der Aushubstelle und
unter moglichst geringem Straenverkehrsauf-
kommen stattfinden kann?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 6. September 2019

Zielsetzung des Bodenschutzes ist es u. a., dass der Boden fiir kiinftige
Generationen vielseitig nutzbar bleibt und sowohl Menschen als auch
Tier vor erhohter Schadstoffaufnahme aus dem Boden geschiitzt werden.

Aufgrund geologischer Ausgangsbedingungen gibt es in einigen Regio-
nen grofflichig erhohte Schadstoffgehalte im Boden. Zu diesen gehoren
auch Teile der Landkreise Rottweil, Waldshut und Schwarzwald-Baar-
Kreis, in welchen erhdhte Schwermetall- und Arsengehalte auftreten
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konnen. Nach derzeitigen Erkenntnissen sind diese Bodenbelastungen in
der Regel wenig problematisch, da die Schadstoffe im Boden relativ fest
eingebunden sind und dadurch die Resorptionsverfligbarkeit gering ist.

Da die Verbindungen jedoch grundsitzlich auch das Potential besitzen,
flir Menschen, Tiere und Pflanzen schidlich zu sein, und bei Schadstoff-
anreicherungen einige Nutzungen des Bodens nicht mdglich sind, ist
auch im Sinne der Nachhaltigkeit dafiir Sorge zu tragen, dass u. a.

— Dbei Baumalnahmen moglichst wenig zu entsorgendes Bodenmaterial
anfillt,

— Dbelastetes Bodenmaterial nicht in unbelastete Gebiete verbracht wird
und dort zu unerwiinschten Belastungen fiithrt und

— anfallendes Material ortsnah im Gebiet weiterverwendet wird, in wel-
chem die Schadstoffgehalte in vergleichbarer Groflenordnung liegen.

Die Handlungsempfehlungen ,,Geogene Schadstoffe in Boden* enthalten
hierzu niitzliche Hinweise.

Um die ortsnahe Verwertung zu ermoglichen und insbesondere auch ei-
ne Deponierung zu vermeiden, enthilt die Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) in § 9 Abs. 2 und § 12 Abs. 10 ent-
sprechende Offnungsklauseln. Im Regierungsentwurf der ,Mantelver-
ordnung Ersatzbaustoffe und Bodenschutz® mit der u. a. eine Neufas-
sung der BBodSchV vorgeschlagen wird, sind vergleichbare Offnungs-
klauseln enthalten. Die Bundesregierung und die Lander sind hierzu zur-
zeit im Gespréach.

153. Abgeordnete Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen
Judith Skudelny zieht die Bundesregierung aus dem Urteil des Ver-
(FDP) waltungsgerichtshofs Mannheim, der das neue

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), wo-
nach bei Stickoxidwerten unter 50 Mikrogramm/
Kubikmeter Luft, also 10 Mikrogramm oberhalb
des Grenzwerts, auf die Verhdngung von Fahrver-
boten verzichtet werden kann, wegen Verstofles
gegen das EU-Recht fiir nicht anwendbar erklart
(§ 47 Abs. 4a BImSchG) hat im Hinblick auf eine
EU-konforme Rechtsgrundlage fiir die Bundes-
landerldnder, die flachendeckende Fahrverbote
vermeiden wollen und mdgliche Euro-6-Fahrver-
bote (aufgeschliisselt nach Euro 6b, 6¢, 6d-TEMP
und 6d) (www.landesrecht-bw.de/iportal/?quel
le=jlink&docid=MWRE190001377&psml=bsba
wue-prod.psml&max=true&doc.part=L&doc.
norm=all)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Florian Pronold
vom 6. September 2019

Zur Beantwortung der Frage wird auf die Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf
Bundestagsdrucksache 19/10918 verwiesen.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

154. Abgeordneter Welche konkreten finanziellen Mittel wurden
Olaf in der Beek bzw. werden jeweils jihrlich in den vergangenen
(FDP) fiinf Jahren und in den kommenden fiinf Jahren

fiir jeweils welche sogenannte ,,Flussschwellen-
projekte®, die augenscheinlich des Beitrags ,,Ent-
wicklungspolitik fiir Athiopien — Deutsche Hilfe
am Ziel vorbei?* der Fernsehsendung Frontal21
vom 3. September 2019 (www.zdf.de/politik/fron
tal-21/frontal-21-vom-3-septem
ber-2019-100.html) eher fiir eine Austrocknung
als die Bewisserung der Gebiete sorgt, am Horn
von Afrika verausgabt bzw. eingeplant (unter An-
gabe der zukiinftig eingeplanten) Mittel, die mog-
licherweise auch zur Folgenbekdmpfung der fehl-
geschlagenen ,,Flussschwellenprojekte™ verwen-
det werden konnten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Maria
Flachsbarth
vom 12. September 2019

Die Deutsche Gesellschaft fiir Internationale Zusammenarbeit GmbH
(GIZ) fordert im Auftrag des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im é&thiopischen Hochland an
derzeit 16 Pilotstandorten den Bau von wasserverteilenden Flussschwel-
len.

In der Regenzeit soll durch die Flussschwellen Wasser, das im Hochland
fallt und als Flut das Tiefland erreicht, in den Trockengebieten verteilt
werden. Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse dariiber vor,
dass die Flussschwellenprojekte zu einer Austrocknung der Gebiete fiih-
ren.

Der in der Frage erwihnte Beitrag wurde vor Beginn der Regenzeit er-
stellt. Die Arbeiten an den Flussschwellen sind noch nicht an allen
Standorten abgeschlossen. Erst wenn alle Flussschwellen an einem
Standort verlegt worden sind, kann die Funktionsfihigkeit abschlieBend
bewertet werden. Die dthiopische Regierung ist von dem Ansatz {iber-
zeugt und setzt ihn auch mit eigenen Mitteln an anderen Standorten um.

Die Gesamtkosten fiir Beratung und Bau von 45 Flussschwellen von
2014 bis 2018 belaufen sich auf 1.167.435 Euro. Im Rahmen der ver-
bliebenden Projektlaufzeiten bis 2021 sind 25 weitere Flussschwellen
geplant bzw. bereits im Bau. Dafiir sind 648.575 Euro vorgesehen. Fiir
gegebenenfalls anfallende Nachbesserungen werden gesondert Mittel
vorgehalten. Hieraus wurden bislang Arbeiten in Héhe von knapp sechs
Prozent der Gesamtkosten finanziert.

Aufschliisselung der Gesamtkosten der Flussschwellen:

Jahr Gesamtkosten in Euro
2014 129.715
2015 103.772



http://www.zdf.de/politik/frontal-21/frontal-21-vom-3-september-2019-100.html

Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -99 — Drucksache 19/13176

Jahr Gesamtkosten in Euro
2016 415.088
2017 363.202
2018 155.658
In Bau 2019 259.430
Geplant 2020/21 389.145
155. Abgeordneter Welche konkreten Erkenntnisse zu den im Beitrag
Olaf in der Beek ,Entwicklungspolitik fiir Athiopien — Deutsche
(FDP) Hilfe am Ziel vorbei?* der Fernsehsendung Fron-

tal21 vom 3. September 2019 (www.zdf.de/poli
tik/frontal-21/frontal-21-vom-3-septem
ber-2019-100.html) vorgebrachten Vorwiirfe lie-
gen der Bundesregierung vor (unter Angabe des
Zeitpunktes des Erkenntnisgewinns), dass die von
der Deutschen Gesellschaft fiir Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH durchgefiihrten
,Flussschwellenprojekte* eher zu einer Austrock-
nung der Gebiete anstatt zu deren verbesserter
Bewisserung fiihren, und wann hat die Bundes-
regierung konkrete Maflnahmen ergriffen, um die-
ser Fehlentwicklung entgegenzuwirken?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Maria
Flachsbarth
vom 12. September 2019

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse dariiber vor, dass die
Flussschwellenprojekte zu einer Austrocknung der Gebiete fiihren. Im
Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage 154 verwiesen.

156. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
Uwe Kekeritz aus nach meiner Kenntnis bereits vorliegenden
(BUNDNIS 90/ kritischen Studie der Bundesanstalt fiir Geowis-
DIE GRUNEN) senschaften und Rohstoffe zum von der Weltbank

finanzierten Staudammprojekt im Bisri Tal (Liba-
non), und was sind die Griinde dafiir, dass die
Bundesregierung eine Unterstiitzung der Welt-
bank zur Finanzierung des Staudammprojekts an-
strebt, obwohl nach libanesischem Recht gesetz-
lich vorgeschrieben ist (Artikel 13 des Dekrets zu
Regulierung von Umweltvertraglichkeitspriifun-
gen Nr. 8633, vom 7. August 2012), dass Projekte
mit Auswirkungen auf die Umwelt hochstens
zwei Jahre nach der Genehmigung durch das Um-
weltministerium auf Grundlage der gesetzlich
vorgeschriebenen Umweltvertriglichkeitspriifung
begonnen werden diirfen, was vor dem Hinter-
grund der am 5. Juni 2014 genehmigten Umwelt-
vertraglichkeitspriifung (vgl. Entscheidung des li-
banesischen Umweltministeriums Nr. 1652) nicht
der Fall ist?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Norbert Barthle
vom 9. September 2019

Angesichts der hohen Bedarfe zum Zugang zu sauberem Wasser im Li-
banon — sowohl fiir die libanesische Bevdlkerung als auch fiir syrische
Gefliichtete — unterstiitzt die Bundesregierung die Mafinahmen der Welt-
bank zur Verbesserung der Trinkwasserversorgung im Libanon. Teil der
Unterstiitzung ist der Bau eines Staudammes im Bisri-Tal. Das Projekt
zahlt zu den Prioritdten der libanesischen Regierung und steht im Ein-
klang mit der libanesischen Wasserstrategie.

Eine explizite Bewertung des Bisri-Staudammprojekts durch die Bun-
desanstalt fiir Geowissenschaften (BGR) ist nach Kenntnis der Bundes-
regierung nicht erfolgt.

Hydrologische Studien der BGR kommen allerdings zu dem Schluss,
dass der Bau von Stauddmmen im Libanon in ein nachhaltiges Gesamt-
konzept zur Wasserversorgung eingebettet sein muss; nach Einschitzung
der BGR kann ohne den Bau von Ddmmen der steigende Trinkwasserbe-
darf im Libanon nicht gedeckt werden. Diese Einschitzung teilt die
Bundesregierung und sieht sie auch im Rahmen des vorliegenden Pro-
jekts berticksichtigt.

Die Umsetzung des genannten Weltbank-Projekts begann am 15. De-
zember 2015, weniger als zwei Jahre nach Abschluss der Umweltvert-
raglichkeitspriifung. Das libanesische Umweltministerium ist seit Be-
ginn des Projekts bei allen Schritten zur Planung und Umsetzung des
Projekts beteiligt und stellt sicher, dass alle rechtlichen Vorgaben in Be-
zug auf den Schutz der Umwelt eingehalten werden.

157. Abgeordnete Mit welchen Auflagen ist eine Finanzierung der
Eva-Maria Umweltvertraglichkeitspriifung (soziale und 6ko-
Schreiber logische Auswirkungen) in Bezug auf die Produk-
(DIE LINKE.) tion von Lithiumhydroxid in Bolivien mit Beteili-

gung eines deutschen Unternehmens von der
KfW-DEG geplant bzw. bereits zugesagt, und wie
ist der Stand tiber Verhandlungen {iber ein geplan-
tes Investitionsschutzabkommen zwischen der
deutschen und der bolivianischen Regierung fiir
die im Rahmen des bolivianisch-deutschen Joint
Ventures zur Lithiumhydroxidproduktion geplan-
ten deutschen Investitionen (https://ameri
ka21.de/2019/02/222616/bolivien-lithium-zusam
menarbeit-bmz)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Norbert Barthle
vom 9. September 2019

Das Unternechmen ACI Systems GmbH hat bei der Deutschen Investiti-
ons- und Entwicklungsgesellschaft mbH (DEG) einen Antrag auf Forde-
rung einer umfassenden Umwelt- und Sozialvertrdglichkeitspriifung ge-
mif der International Finance Corporation (IFC) Performance Standards
zum Thema Lithiumabbau in Bolivien am Salar de Uyuni gestellt. Der
Antrag wird derzeit gepriift.
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Der am 23. Marz 1987 geschlossene Vertrag zwischen der Bundesrepub-
lik Deutschland und der Republik Bolivien iiber die Férderung und den
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen ist aufgrund der Kiindigung
durch die Republik Bolivien seit dem 13. Mai 2014 aufler Kraft. Die
Bundesregierung plant derzeit nicht, mit der Republik Bolivien iiber den
Abschluss eines neuen bilateralen Investitionsschutzabkommens aufzu-
nehmen.

Die Bundesregierung priift gegenwartig, ob und ggf. unter welchen Vo-
raussetzungen die Ubernahme einer Garantie des Bundes fiir Direktin-
vestitionen aus Deutschland in das genannte bolivianisch-deutsche Joint-
Venture-Projekt in Betracht kommen konnte.
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Ergianzung

zu der Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 103 auf
Bundestagsdrucksache 19/12849 des Abgeordneten Matthias Gastel
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Unter welchen Annahmen (Kosten, Zeitpunkt der Fertigstellung)
wurde von der DB Netz AG ein Bahniibergang siidlich der Ortslage
Gelenau bei Kamenz fiir einen bisher noch nicht vorhandenen Rad-
und Gehweg unweit der Staatsstrafle 95 errichtet?

teilt die Bundesregierung nachtréglich mit:

Wie angekiindigt, libersende ich die ergdnzenden Informationen, nach-
dem die notwendigen Beitrdge der Deutschen Bahn AG (DB AG) vor-
liegen.

Nach Auskunft der DB AG wurde der Bahniibergang 4,785 km der Stre-
cke Kamenz—Pirna (6200) zur Erneuerung angemeldet. Dazu wurde mit
dem Kreuzungspartner (Landesamt flir Straenbau und Verkehr des
Freistaats Sachsen) im Jahr 2009 eine Kreuzungsvereinbarung abge-
schlossen.

Die Gesamtkosten fiir den Bau des kompletten Bahniibergangs inkl. ab-
gesetzten Radwegs (mit Schrankenanlage) belaufen sich auf rund
589.000 Euro. Die Mehrkosten fiir den Radweg liegen bei unter
30.000 Euro. Ein spéterer Bau des Radwegs — an die dann ohne Radweg
in Betrieb genommene Anlage — wiirde das 3- bis 4-fache kosten.

Der auflerhalb des Bahniibergangsbereichs liegende Radweg wurde vom

Landkreis Bautzen bestellt, aber noch nicht realisiert. Weitere Informati-
onen liegen der Bundesregierung nicht vor.

Berlin, den 13. September 2019
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